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Wer wir sind und was wir wollen
Wir werben für ein Deutschland, dessen Bürger wissen und danach handeln, dass Gesell-

schaft und Staat ihre Sache sind, und die mit Friedrich d. Gr. es als die „Pflicht jedes guten 
Staatsbürgers“ begreifen, „seinem Vaterland zu dienen“ und „zum Wohle der Gesellschaft 
beizutragen…“ (Politisches Testament 1768).

Wir wollen einen Staat, in dem gemäß Art. 2 GG jeder Bürger „nach seiner Fasson 
selig werden“ kann, soweit er nicht die Freiheit anderer verletzt, besonders auch, dass die 
Meinungsfreiheit gemäß Art. 5 GG frei von amtlicher oder gesellschaftlicher Ächtung 
gewährleistet ist. 

Wir wollen die Rechtsstaatlichkeit, die im Grundgesetz gefordert ist, in den Gesetzen, in 
der Rechtsprechung, im politischen und gesellschaftlichen Verhalten und Handeln.

Wir wollen eine Politik, welche die Werte unserer abendländischen Tradition hoch-
hält, von Tatsachen und Erfahrungen ausgeht, statt von Ideologien, und sachgerechte 
Entscheidungen trifft.

Für unser Geschichtsbild streben wir nach Wahrheit (Tatsächlichkeit) und nach einer 
gerechten Wertung.

Wir werben dafür, dass wir Deutschen selbstbewusst zu unserer über 1100-jährigen Kul-
tur und ihrem „spezifischen Beitrag zur Weltzivilisation“ (so der Schweizer Dichter Adolf 
Muschg) stehen und damit zu unseren Tugenden, die ein wichtiger Teil unserer Eigenart 
sind. Denn nur so können wir den inneren Frieden gegenüber Anfechtungen erhalten und 
die Einwanderer an uns binden, die wir haben wollen. Nur so können wir auch unsere 
Interessen in Europa und der Welt wahrnehmen. 

Wir sind für eine Europäische Union demokratisch selbstbestimmter Vaterländer. Ihr 
Wettbewerb um die besten Lösungen gibt Europa die nötige Kraft, um sich in der Welt 
zu behaupten. 

Demgemäß sprechen unsere Vortragenden einen von politischer Korrektheit ungetrübten 
Klartext, um anhand der Fakten die Lage und die Folgerungen daraus möglichst sachge-
recht darzustellen. Das soll die Zuhörer befähigen, sich ein eigenes Urteil über die für uns 
bedeutsamen Vorgänge zu bilden und sachkundig in ihrem Wirkungskreis zu argumentieren.

Wir können mit unserem Tun nicht die Welt aus den Angeln heben. Doch wir dienen 
damit einem Bedürfnis sehr vieler Menschen, die bei der Bildung der wirklichen öffentlichen 
Meinung dazu beitragen wollen, dass in Deutschland das für das Gemeinwohl Beste getan 
wird oder als Möglichkeit zumindest ins allgemeine Bewusstsein gelangt. 

Die SWG, 1962 in Köln gegründet, gemeinnützig, hat über 3000 Mitglieder und 
Freunde auch über Deutschland hinaus. In den Regios Kiel, Lübeck, Hamburg und 
Hannover führt sie pro Jahr zahlreiche Vortragsveranstaltungen durch, dazu einen Se-
minartag in Hamburg. Mitglieder und Freunde erhalten ein Deutschland-Journal am 
Jahresende mit Vorträgen und Aufsätzen, gegen Jahresmitte eine Sonderausgabe des 
Journals als Dokumentation des Seminartages plus dazu passenden Anhängen mit der 
Bitte um eine Spende. Interessenten erhalten das Heft gegen Einsendung einer Spende  
(Anhalt: 5 €). Die SWG finanziert ihre ehrenamtliche Tätigkeit allein durch Privatspenden 
und den Mitgliedsbeitrag (35 €). 

 Internetportal mit Informationen/Kommentaren, auch den kompletten Deutschland-
Journalen, unter: www.swg-hamburg.de.

Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e. V.

LINKS-
ENTTARNT.de

Die Antwort auf den 
„Kampf gegen Rechts“
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Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e. V.

Zum Titelbild:
Die große Welle vor Kanagawa, eigentlich Unter der Welle 
im Meer vor Kanagawa, ist der Titel eines Farbholzschnitts 

im Ukiyo-e Stil des japanischen Künstlers Katsushika 
Hokusai.

Der Druck bildet das erste und bekannteste Blatt Hokusais 
der 1830 bis 1836 entstandenen Bildserie 36 Ansichten 

des Berges Fuji ab, in der er auf insgesamt 46 Bildern die 
Landschaften rund um den Fuji darstellte. Hokusai, der 

knapp neunzig Jahre alt wurde, fertigte diesen Holzschnitt 
mit ca. siebzig Jahren an. Das Blatt ist der bekannteste 

japanische Druck und gehört zu den berühmtesten grafischen 
Werken der Welt.

Deutschland-Journal

Dokumentation zum 18. Seminartag:
Globale Krisen und ihre Bewältigung

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   16057_SWG_Inhalt2-23.indd   1 05.12.23   12:4905.12.23   12:49



2

Kleine swg-Reihe, Heft 106

© 2023 by Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e. V.
Geschäftsführender Vorstand: Stephan Ehmke, Dipl.-Päd., Vors./  

Bernd Kallina, Dipl.sc.pol., Stv. Vors. 
Beirat: Wilhelm v. Gottberg, Prof. Dr. Karl-Heinz Kuhlmann, 

Dr. Dieter Ose, Dr. Helmut Roewer, Generalmajor a.D. Gerd Schultze-Rhonhof
Postf. 261827 - 20508 Hamburg

geschaeftsstelle@swg-mobil.de / www.swg-mobil.de
Vereinsregister Hamburg – Gemeinnützigkeit anerkannt

Postbank Hamburg IBAN: DE05 2001 0020 0339 6142 00
Druck: Rautenberg Druck GmbH, 26789 Leer

Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation

in der Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten 
sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

ISSN 0944-324X ISBN 978-3-88527-131-4
Redaktion: Bernd Kallina

Liebe Leser!

Was wäre aus Ihrer Sicht zu verbessern?
Wem könnten wir das Journal auch noch zusenden?

Antworten bitte an eine der unten angegebenen Adressen

Mit Dank voraus
Vorstand und Redaktion 

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   26057_SWG_Inhalt2-23.indd   2 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



6057_SWG_Inhalt2-23.indd   36057_SWG_Inhalt2-23.indd   3 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



4

Vorwort  ....................................6
Stephan Ehmke bilanziert die 
Aktivitäten der SWG und be-
leuchtet die aktuelle politische 
Lage Deutschlands

Zieht die Volksvertreter zur 
Rechenschaft! ...........................9
General a.D. Reinhard Uhle-
Wettler ruft die deutschen 
Staatsbürger zum verstärkten 
Engagement für unser Land auf

„Linksextremismus als größte 
Gefahr!“  .................................13
Bernd Kallina erörtert im Inter-
view mit Dr. Hans-Georg Maa-
ßen die innere Bedrohungslage 
Deutschlands

Das Große Spiel ist längst 
verloren  ..................................27
SWG-Seminartag-Referent Paul 
Hampel erklärt, warum die „re-
gelbasierte Weltordnung“ des 
Westens scheitern wird

Deutsche Außenpolitik als 
Vermittlerrolle  .......................35
Bernd Kallina vertieft im Inter-
view mit Paul Hampel die klas-
sischen Aufgaben einer realpoli-
tisch orientierten Außenpolitik

Bildungsnation zwischen 
Dichtung und Wahrheit  ........45
SWG-Seminartag-Referent Jo-
sef Kraus stellt die abschüssige 
Bahn dar, warum eine einstige 
Bildungsnation durch falsche 
Politik an die Wand gefahren 
wird

Klimakrise oder 
Klimaschutzwahn?  ................60
SWG-Seminartag-Referent 
Wolfgang Thüne erläutert durch 
naturwissenschaftliche Sicht-
weise die Irrwege der deutschen 
und internationalen Klimadis-
kussion

DJ-Interviewpartner Dr. H.-G. Maaßen,
Verfassungsschutz-Präsident a.D.

Sonnenaufgang in ländlicher Gegend Stürmische Märztage 1848 in Berlin

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   46057_SWG_Inhalt2-23.indd   4 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



5

1848 als BRD-Problem ..........79
Regierungsdirektor a.D. Josef 
Schüßlburner kritisiert die offi-
ziöse Geschichtspolitik zur deut-
schen Demokratiegeschichte als 
ziemlich verfehlt

Völkerfreundschaft  
Deutsche – Polen? ..................90
Bruno Burchhart stellt auf einer 
Gemeinschaftsveranstaltung von 
SWG und AfD in Räumlichkei-
ten des Deutschen Bundestages 
seine Sicht unserer Beziehungen 
zum östlichen Nachbarland 
kenntnisreich dar

AfD/SWG-Veranstaltung im 
Deutschen Bundestag ...........103

SWG-Regio-Berichte ...........122

Lesenswerte Bücher:
Der deutsche Donner  ...........106
Regimechance von rechts ....125

Sonnenaufgang in ländlicher Gegend Stürmische Märztage 1848 in Berlin SWG-Seminartag-Referent Josef Kraus

Helgoland – Wege des  
Liedes der Deutschen  ..........130
Zweierlei Recht:  
Ungleich Ahndung von  
Kriegsverbrechen  ................133
April April – Wahre Geschich-
ten aus falschem Land  .........137
Eine andere jüdische  
Weltgeschichte  ....................140
Vom Charakter der  
Deutschen  ............................143

Unsere Anzeigen:
Ares-Verlag, Abendland, 
Antaios-Verlag, Book-Today-
Versand, freilich, Gerhard-Hess-
Verlag, TUMULT, lau-Verlag, 
Lindenbaum-Verlag, links-
enttarnt und Zur Zeit

Der SWG-Begleitbrief liegen Der SWG-Begleitbrief liegen 
allen DJ-Exemplaren bei.allen DJ-Exemplaren bei.

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   56057_SWG_Inhalt2-23.indd   5 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



6

Stephan Ehmke

Vorwort

Am 17. Juni 2023 konnte der Seminartag 
der SWG in Hamburg unter dem Titel 

„Globale Krisen und ihre Bewältigung“ wie 
geplant und ohne Zwischenfälle durchge-
führt werden, nachdem die Veranstaltung in 
den Vorjahren einerseits wegen der Corona-
Repressionen und andererseits wegen des 
Terrors der staatsfinanzierten „Antifa“ aus-
fallen musste. Hiermit legen wir Ihnen das 
Deutschland-Journal Sonderheft 2023 mit 

der Dokumentation der Referate des Seminartages vor *. 

Das Datum der Veranstaltung war nicht zufällig gewählt: Am 17. 
Juni vor 70 Jahren erhoben sich die Arbeiter in der so genannten 

„Deutschen Demokratischen Republik“ gegen das Willkür- und Ge-
waltregime der SED. Der Aufstand wurde blutig niedergeschlagen – 
doch blieb er ein Fanal des Kampfes für die Einigkeit, das Recht und 
die Freiheit des deutschen Volkes und Vaterlandes. 

1990 wurde der Nationalfeiertag des 17. Juni durch den am 3. Oktober 
ersetzt, den Tag, an dem im Jahre 1990 die deutsche Teilwiederver-

einigung durchgeführt wurde. 

Der Kampf für die Einigkeit, das Recht und die Freiheit des deut-
schen Volkes und Vaterlandes aber geht weiter. Ihm hat sich die 

SWG mit Leib und Seele verschrieben.

Wir erleben derzeit in unserem Vaterlande einen beispiellosen 
Abbau von Demokratie und Rechtsstaat. Die unvermindert 

andauernde illegale Massenzuwanderung aus kulturfremden Berei-
chen, die von einer offensichtlich verfassungsfeindlich eingestellten 
seinerzeitigen Bundeskanzlerin Merkel vom Zaun gebrochen wurde, 
eine ebensolche massiv gegen das Grundgesetz und die Grundrechte 
verstoßende „Corona-Politik“ und jetzt die Verwicklung Deutschlands 
in Kriege, die nicht im Interesse unseres Landes sind, stellen dunkle 
Menetekel dieser Entwicklung dar. 
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Deutsche Mainstream-Medien verbreiten auf Anweisung der 
herrschenden Kartellpolitik Hass und Lügen gegen politisch 

Andersdenkende und Regierungskritiker. Sie spalten unser Land und 
unser Volk immer mehr. In einem nicht gekannten Ausmaß wütet die 
grundgesetzlich verbotene Zensur vor allem im Internet. Die freie 
Meinungsäußerung wird eingeschränkt, abweichende Ansichten zu-
nehmend kriminalisiert. Nicht wenige Regimekritiker und Dissidenten, 
welche die oben genannten Missstände anprangern, befinden sich 
derzeit als politische Gefangene in Haft. 

Mit dem Inlandsgeheimdienst der Bundesrepublik, dem so genann-
ten „Verfassungsschutz“, haben die Mächtigen in diesem Lande 

einen willigen Vollstrecker ihrer Rechtsbrüche gefunden. Unabhängige 
Kommentatoren bescheinigen dem „Dienst“ ein zunehmendes Abglei-
ten in extremistische Ansichten und Verhaltensweisen. Menschen und 
Organisationen werden mit willkürlichen und bösartigen Unterstellun-
gen ohne rechtliches Gehör und Gerichtsbeschluss verfolgt, obwohl sie 
gegen keinerlei Gesetze verstoßen haben. Das Ziel ist, diese Menschen 
wirtschaftlich und sozial zu erledigen. Dabei haben sie sich nur eines 
Vergehens schuldig gemacht: Sie haben die Narrative der Herrschenden 
in Frage gestellt, indem sie ihre Meinung frei geäußert und damit ihr 
grundgesetzlich verbrieftes Recht wahrgenommen haben. Dieser so ge-
nannte „Verfassungsschutz“ aber, der sich immer stärker als Instrument 
des Machterhaltes der herrschenden Eliten geriert, ist auf diese Weise 
längst selbst zu einer Gefahr für Demokratie und Rechtsstaat geworden. 

All dem muss jetzt dringend ein Riegel vorgeschoben werden. Das 
deutsche Volk, der alleinige Souverän unseres Landes, muss seine 

Stimme erheben gegen den täglichen Wahnsinn, den wir derzeit erleben. 
Und es muss in friedlichem Protest und demokratischen Wahlen seine 
Antworten darauf geben. 

Vor allem in Mitteldeutschland erleben wir derzeit den fulminanten 
Aufstieg der Alternative für Deutschland. In fast allen östlichen 

Bundesländern liegt die einzig noch verbliebene demokratisch-patrioti-
sche Partei in den Umfragen vorne. Die Chance eines Regimewechsels 
zumindest auf der Ebene von Bundesländern scheint in greifbarer Nähe 
zu liegen. Doch die Machthaber sind nicht bereit, das Volk auf demo-
kratische Weise entscheiden zu lassen, wer es regieren soll. In einem 
nie gekannten Ausmaß an politmedialer Hetze und Hass wird gegen die 
AfD vorgegangen. Allerorten wird ihr Verbot gefordert. Diese Hetze 
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hat bereits (gewollt oder nicht gewollt) zu Gewalt gegen Amts- und 
Mandatsträger der Partei geführt. Den traurigen Höhepunkt bildete 
der feige Mordanschlag auf Tino Chrupalla, was, wie es scheint, von 
Behördenseite sogar zunächst vertuscht werden sollte. 

„Wo Recht zu Unrecht wird, wird Widerstand zur Pflicht“, sagte 
Bertold Brecht. Die SWG nimmt diese Aufforderung ernst 

und wird ihren politischen Aufklärungsauftrag trotz staatlicher Verfol-
gung unvermindert und mit wachsender Kraft erfüllen. Sie fordert jeden 
Patrioten auf, sich diesem an Recht und Gesetz sowie Friedfertigkeit 
orientierten Widerstand anzuschließen. Jeder Mann und jede Frau kann 
und muss den Platz und die Aufgabe entsprechend seinen/ihren Mög-
lichkeiten in diesem Widerstand finden, sei es im parlamentarischen 
oder vorpolitischen Raum. Glücklicherweise gibt es dazu trotz – oder 
gerade wegen – staatlicher Repressionen immer mehr Möglichkeiten. 

Diesen Wiederstand für die Einigkeit, das Recht und die Freiheit 
unseres Vaterlandes und Volkes sind wir auch den Männern und 

Frauen schuldig, die am 17. Juni 1953 ihr Leben für uns ließen und 
die für uns immer Vorbild bleiben werden. 

Ihr Stephan Ehmke
Vorsitzender 

*) Der Vortrag von Dr. Markus Krall zum Thema „Die Verquickung von Inflation, Finanzkrise 
und Geopolitik“ wird im nächsten Deutschland-Journal erscheinen.

 

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Volksvertreter zur Rechenschaft 
ziehen!

Ihr deutschen Staatsbürger! Zieht die 
Volksvertreter zur Rechenschaft! Sie 

sind dabei, den Staat abzuwirtschaften. 
Dabei sind sie auf das Wohl des deutschen 
Volkes verpflichtet, haben seinen Nutzen zu 
mehren, Schaden von ihm zu wenden, das 
Grundgesetz und die Gesetze des Bundes 
zu wahren und zu verteidigen, ihre Pflichten 
gewissenhaft zu erfüllen und Gerechtigkeit 
gegen jedermann zu üben! Wir erleben nun 
aber die Veränderung unseres Volkes durch eine unerwünschte 
und hochgefährliche Migrationswelle, eine kaum noch zu bewäl-
tigende Krise des Rechtsstaates, den Niedergang der Armee, eine 
unbeherrschbare Verschuldung der öffentlichen Hand und ein seit 
vielen Jahrzehnten vorhergesagtes, aber leichtfertig hingenomme-
nes demografisches Defizit. 

Hinweisschildern, Zuversicht und Pflege unserer Kultur und 
keinesfalls der Auslandseinsatz unserer Bundeswehr, Waf-

fenlieferungen in Krisengebiete oder Scharren in der Asche der 
Vergangenheit und Auflösung von Volk und Nation in einem Ein-
heitsstaat Europa. Diese Fragen und Probleme sind demokratisch 
zu lösen. Sind sie von existentieller Bedeutung, ist das Volk nicht 
nur zu befragen, sondern zur Entscheidung aufzurufen!

Nach der Auslöschung des Deutschen Reiches durch den 2. 
Dreißigjährigen Krieg sowie dem Zusammenbruch des kom-

munistischen Sozialismus in Europa haben neue Bewegungen wie 
der libertäre Liberalismus in Verbindung mit Abartigem und der 
autoritäre, imperialistische Islamismus begonnen, das entstandene 
Vakuum aufzufüllen. Die deutsche politische Klasse hat die einst 
versprochene geistige Wende nicht herbeigeführt. Deutschland 
hängt quasi bindungslos in der Luft und ist nicht einmal in der 
Lage oder willens, seine nationalen Interessen zu definieren! Da-

SWG - Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e.V. 
Postfach 261827 – 20508 Hamburg 

geschaeftsstelle@swg-mobil.de 
www.swg-mobil.de  

 
Staats- und Wirtschaftspolitische Gesellschaft e.V. 

Der Vorstand 
 
 

 
Hamburg, d. 20.10.2022 
 
 
Brigadegeneral a.D. Reinhard Uhle-Wettler zum 90. Geburtstag 
 
 

 
 
Heute, am 20. Oktober 2022 begeht Brigadegeneral a.D. Reinhard Uhle-Wettler seinen 90. Geburtstag. 
  
Reinhard Uhle-Wettler führte die SWG als Vorsitzender 13 Jahre lang. In dieser Zeit prägte er die 
Gesellschaft durch seine herausragende Persönlichkeit. Preußisches Pflichtbewußtsein, soldatische 
Haltung sowie das Moltkesche „Mehr sein als scheinen“ bestimmten sein Denken und Handeln. Auf 
diese Weise stellte er die SWG als eine starke patriotische Gemeinschaft für die Zukunft auf. 
 
Reinhard Uhle-Wettler wurde als Sohn eines Berufsoffiziers in Kiel geboren und wuchs in Jena auf. 
Nach dem Krieg kehrte er nach Schleswig-Holstein zurück. Über Handelsmarine und 
Bundesgrenzschutz kam er als einer der ersten Offizieranwärter in die neu gegründete Bundeswehr. 
Er trat der Fallschirmtruppe bei und stieg dort bis zum stellvertretenden Kommandeur einer 
Luftlandedivision auf. Davor hatte er bereits den Posten des Kommandeurs einer Panzerdivision 
innegehabt. Bei seiner Zurruhesetzung bekleidete er den Dienstgrad eines Brigadegenerals.  
 
1995 übernahm Reinhard Uhle-Wettler den Vorsitz der 32 Jahre zuvor von Hugo Wellems 
gegründeten SWG. Er führte straff, aber auch kollegial und stets kameradschaftlich. Unter ihm 
schärfte sich das Profil des Vereines als einer nationalkonservativen Organisation der politischen 
Bildung, die mit vielen tausenden Mitgliedern und Förderern zu einer der bedeutendsten ihrer Art in 
Deutschland wurde.  
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rüber hinaus hat die Politik eine Vorstellung von der Zukunft zu 
entwickeln und daraus die anzustrebenden Ziele abzuleiten. Da 
steht vorne an das Europa der Vaterländer. Allgemein verständliche 
Analysen und Definitionen fehlen bisher. Der Weg dorthin ist un-
klar. Immerhin ist politisches Handeln ohne die Berücksichtigung 
natürlicher Bindungskräfte sinnlos. Demokratie allein ist eine 
Herrschaftsform und kann nur mit einem klaren Verständnis von 
Staat und Nation existieren. Dazu gehören das geschichtliche, re-
ligiöse und allgemein das traditionelle Erbe, das die Siegermächte 
des II. Weltkrieges und deren deutsche Kollaborateure zu zerstören 
versucht haben („Gnade des Nullpunktes!“). Es ist an der Zeit, 
sich auf das Eigene zu besinnen, die Wurzeln zu pflegen und das 
Eigene zu verteidigen. Grundsätzliches kann man u.a. nachlesen 
bei Professor Günter Rohrmoser: „Der Ernstfall“ und bei Martin 
Wagener: „Kulturkampf um das Volk“. Wollen wir nicht endlich 
wieder unser Deutschtum pflegen, auf unsere Leistungen und die 
unserer Vorfahren stolz sein, vorrangig das Schöne im Leben und 
in der Natur sehen und pflegen und uns nicht von den Sünden der 
Vergangenheit und den dunklen Seiten des Lebens beherrschen 
lassen? Wir sitzen auf einem Berg von Kultur. Es gilt, ihn zu ak-
tivieren! Brechen wir mit Gottvertrauen und positiver Einstellung 
zur Welt in die Zukunft auf, aber lassen wir die politische Klasse 
nicht aus der Pflicht! Es ist an der Zeit, dass sich das Volk stärker 
einmischt! Der deutsche Phoenix soll sich aus der Asche erneut 
zu freiem Fluge in die Luft erheben!

Reinhard Uhle-Wettler, Oktober 2023 
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„Linksextremismus ist die
größte Gefahr!“

Hans-Georg Maaßen im Interview

Von 2012 bis 2018 war Hans-Georg Maaßen Präsident des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz in Köln. Für das österreichische 
„Magazin für Selbstdenker“, freilich, sprach DJ-Schriftleiter 
Bernd Kallina mit ihm über die Gefahren des Links- und Auslän-
derextremismus, den Umgang der Leitmedien mit den sicherheits-
politischen Herausforderungen in unserem Land sowie über die 
verstörende Deutschfeindlichkeit bei Rot-Grün.

FREILICH: Beginnen wir unser Interview zum Thema „Linksex-
tremismus“ mit einem Leitzitat. Es stammt von Gerhard Szczesny, 
dem Mitbegründer der Anfang 1960 ins Leben gerufenen „Huma-
nistischen Aktion“, einer frühen linksliberalen Bürgerinitiative der 
„alten“ Bundesrepublik Deutschland. Es lautet: „Die Geschichte des 
Abendlandes ist gekennzeichnet vom Wirken eines realitätsfremd und 
realitätsfeindlich eingestellten Geistes, der in sich selbst befangen, 
utopischen Welt- und Gesellschaftsmodellen nachjagt ... Die wirkliche 
und akute Gefahr des linken Radikalismus liegt in dem intellektuell-
emotionalen Sog, den er seit den Tagen der Französischen Revolution 
auf die politisch engagierten Intellektuellen, die Studenten und die 
große Masse von Halbgebildeten aus allen Schichten ausübt. Er 
entzieht damit einen quantitativ nicht unerheblichen und qualitativ 
wesentlichen Teil der Intelligenz der produktiven Teilnahme am po-
litischen Leben.“ Herr Dr. Maaßen, wie finden Sie diese historische 
Einordnung des linken Radikalismus?
Hans-Georg Maaßen: Sehr treffend und insofern zustimmungsfähig! 
Ich habe im Zusammenhang mit utopischen Weltbildern nämlich die 
Erfahrung gemacht, dass der Realitätssinn der normalen Bevölkerung, 
also der einfachen Menschen, ausgeprägter ist als der vieler Intellek-
tueller. Viele Geisteswissenschaftler, auch meine juristische Zunft 
gehört dazu, haben sich schon vor der Französischen Revolution in 
einer ganz negativen Entwicklung verfangen. Sie machten sich oft die 
Naturwissenschaften in einer konstruktivistischen Art zum Vorbild.

Unser Bild links: Dr. Hans-Georg Maaßen, früher oberster Verfassungsschützer, jetzt Vorsitzender der Werteunion. Foto: Fischer
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Was meinen Sie mit „konstruktivistischer Art“?
Man versuchte seitens der Geisteswissenschaften, naturwissenschaft-
liche Methoden eins zu eins zu übernehmen und glaubte, damit Men-
schen und Gesellschaften nicht nur konstruktivistisch abzubilden, son-
dern auch zu gestalten. Das hat zur Entwicklung irrsinniger Ideologien 
geführt. Die erste Blüte dieser realitätsfremden Ideologien führte zur 
blutigen Französischen Revolution, danach folgten ähnliche kon-
struktivistische „Ismen“, wie Kommunismus und Nationalsozialismus. 

Und heute?
Da registriere ich verhängnisvolle Irrwege in einen Öko-Sozialismus, 
der letztendlich auch nichts anderes darstellt als eine Folge dieser 
konstruktivistischen Entwicklung seit der Französischen Revolution, 
wo Leute ernsthaft davon ausgehen, sie könnten die Gesellschaft am 
Grünen Tisch beliebig gestalten.

Von der Vergangenheit zur Gegenwart. Ihr Nachfolger im Amt des 
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Thomas Hal-
denwang (CDU), hat im Juni bei der Vorstellung des aktuellen Verfas-
sungsschutzberichts im Gleichklang mit der Innenministerin Nancy 
Faeser (SPD) festgestellt, dass die größte Gefahr in Deutschland 
eindeutig vom Rechtsextremismus ausgehe. Das könnte historisch 
so gedeutet werden, dass unser Land sich im Vorfeld eines neuen 
1933 befinde. Teilen Sie diese Auffassung?
Nein! Die Tatsachenlage, die man in diesem Bericht nachlesen kann, 
begründet die Aussage der Innenministerin Faeser jedenfalls nicht, 
dass der Rechtsextremismus die größte Gefahr für unsere freiheitlich-
demokratische Grundordnung in Deutschland ist. Ich nehme das 
deutlich anders wahr! Für mich stellt der Linksextremismus derzeit 
die größte Gefahr für die freiheitlich-demokratische Grundordnung 
dar und zwar deswegen, weil der Linksextremismus in den letzten 
Jahrzehnten die gesellschaftlichen Institutionen äußerst erfolgreich 
infiltriert hat und bis in höchste Ämter Unterstützung und Sympathie 
findet. Er hat einflussreiche Persönlichkeiten auf seiner Seite, die mit 
beiden Augen wegschauen, wenn es linksextremistische Straftaten gibt. 

Warum wird die linksextreme Gefährdungsquelle im besagten Bericht 
zwar erwähnt, aber nachrangig behandelt?
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Die Nachrangigkeit erfolgt aus rein politischen Gründen! Wir haben 
ja vor einigen Wochen die Verurteilung der äußerst gewalttätigen 
„Hammerbande“ der Antifa in Dresden zur Kenntnis nehmen müssen, 
deren brutale Rädelsführerin zu über fünf Jahren Haft verteilt wurde, 
doch die Politik hat darauf so gut wie gar nicht reagiert. Man stelle 
sich vor, es wäre nicht die Antifa gewesen, sondern Rechtsextremis-
ten, dann wäre die Republik außer Rand und Band. Ich will damit 
sagen, die Gefahren von rechts werden von der politischen Linken, 
gerade auch von der Linken in der Ampel-Koalition, vorsätzlich 
überzeichnet und die Gefahren von links ganz bewusst kleingeredet 
oder totgeschwiegen. 

Wobei bei der Dramatisierung der rechten Gefahr unsere Leitmedi-
en, in erster Linie der öffentlich-rechtliche Rundfunk, eine zentrale 
Rolle spielen, wie kritische Beobachter seit langem immer wieder 
feststellen, zu Recht?
Zweifellos! Unsere Leitmedien, aber auch generell die gesamte Me-
dienlandschaft in Deutschland, berichten längst nicht mehr objektiv 
oder wenigstens um Objektivität bemüht, wie dies in früheren Jahren 
oftmals der Fall war. Inzwischen sind sie sehr parteiisch zu Gunsten der 
Linken geworden, was unter anderem daran liegt, dass der überwiegen-
de Teil der Politik-Redakteure, gerade auch im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk, eindeutig bei grün und links zu verorten ist. Das ist durch 
Umfragen inzwischen eindeutig belegt und wer die Programme ver-
folgt, kann es lesen, hören oder sehen. Die Damen und Herren in den 
Zeitungs- und Rundfunkhäusern haben gar nicht mehr den Willen zur 
fairen Berichterstattung bzw. ihr Publikum unparteiisch zu informie-
ren, sondern sie verstehen sich als politische Aktivisten und treten als 
sogenannte „Haltungsjournalisten“ auf. Die Folge: In ihren Beiträgen 
zum Extremismus werden Handlungen vom rechten Rand völlig über-
zeichnet und die von Linksextremisten an den Rand gedrängt. Eine 
fatale Fehlentwicklung!

Sie widerspricht damit aber den staatsvertraglichen Verpflichtungen: 
Die Sendungen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten hätten 
nämlich ausgewogen zu sein, es sollten Einseitigkeiten vermieden 
und außerdem alle relevanten Strömungen in der Bevölkerung be-
rücksichtigt werden. Nehmen denn die Rundfunkräte in den Kon-
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trollorganen, in denen ja auch zum Beispiel zahlreiche CDU-Vertreter 
sitzen, ihre Kritik- und Mahnfunktion nicht genügend wahr?
Ich unterstreiche den Befund, dass entgegen dem Medienstaatsvertrag 
die öffentlich-rechtlichen Medien ihrem gesetzlichen Auftrag, wahrhaf-
tig und in aller Breite zu berichten und zu kommentieren, nicht mehr 
nachkommen. Leider sieht der Medienstaatsvertrag, genauso wie die 
Medien- oder Rundfunkgesetze der Länder, keine Sanktionsregelungen 
vor, wonach Verstöße dagegen auch Folgen für die Intendanten und 
Chefredakteure hätten. Normalerweise werden derartige Verpflich-
tungen auch nebenstrafrechtlich geregelt. So etwas gibt es jedoch in 
unserem Rundfunksystem nicht und wo kein Kläger, da kein Richter, 
und wenn keine Strafrechtsnorm gegeben ist, dann setzen sich die 
Leute einfach darüber hinweg. 
Was Sie mit Blick auf die CDU in den Rundfunkräten ansprechen, 
erfordert einen klaren Blick auf die Lage der Union: Sie hat sich unter 
Frau Merkel zu einer linken Partei verändert, sie hat das politische 
Koordinatensystem eindeutig nach links verschoben. Ihr ist sogar der 
Kunstgriff gelungen, sich zur Verkörperung der „Mitte“ zu stilisieren, 
auch wenn sie eine weitgehende Sozialdemokratisierung ihrer Partei 
vorangetrieben hat. Die „Merkelianer“ in den Rundfunk- und Verwal-
tungsräten haben diese Politik der Medien in Teilen mitgemacht oder 
zumindest geduldet.

Lassen Sie mich auf ein Detail im überhöhten „Kampf gegen 
rechts“ zu sprechen kommen. Ich meine die Kapitel „Statistik und 
Gesetzgebung“ als Waffe. Denn die Hervorhebung rechtsextremis-
tischer Straftaten hat auch etwas mit gesetzlichen Bestimmungen 
zu tun. Während eine statistisch sehr hohe Anzahl rechtsextremer 
Vorkommnisse reine Propagandadelikte sind, zum Beispiel das Auf-
zeichnen von Hakenkreuzen oder die jüngst skandalisierte Parole 
„Alles für Deutschland“, gibt es diesen Straftatbestand im links-
extremen Bereich überhaupt nicht. Wer die „Internationale“ singt 
oder mit „Hammer und Sichel“-Fahnen durchs Brandenburger Tor 
marschiert, kann das unbehelligt tun. Rührt nicht auch daher die 
verzerrte Wahrnehmung von Extremismuspotenzialen?
Das ist vom Befund her leider zutreffend. Ihre Frage müsste man na-
türlich an die damals handelnden Politiker von CDU und FDP stellen. 
Ich würde sie aus meiner Perspektive so beantworten, dass die bürger-
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lichen Politiker, die Konservativen, die es damals noch gegeben hat, 
diesen Sachverhalt entweder nicht ernst genommen haben, was das für 
Auswirkungen hat, wenn man nur rechte Propagandadelikte pönalisiert 
und zählt. Und hinzu kommt, dass sie vielleicht auch einfach zu naiv 
waren und nicht gemerkt haben, dass sich unser Land in die falsche 
Richtung entwickelt. 

Das ist schon mehr als verwunderlich, wenn man nämlich einen 
Blick ins Lexikon der Völkermorde wirft, herausgegeben vom re-
nommierten Soziologie-Professor Gunnar Heinsohn. Dort kann jeder 
unter dem Stichwort „Marxismus-Leninismus“ lesen, Zitat: „Unter 
keiner Weltanschauung wurden in der Menschheitsgeschichte grö-
ßere Megatötungen vollzogen als unter Regierungen, die sich dem 
Marxismus bzw. dem wissenschaftlichen Sozialismus verpflichtet 
fühlten.“ Trotzdem ist die geschichtspolitische Negativfixierung in 
Deutschland seit Jahrzehnten einseitig auf die NS-Vergangenheit 
beschränkt. Wie erklären Sie sich dieses Phänomen?
Lassen Sie mich dem Phänomen durch folgende Klarstellung nähern: 
Das Gegenstück zur politisch radikalen Linken und zum Linksextre-
mismus ist nicht der Nationalsozialismus, sind nicht die Nazis und sind 
auch nicht die Faschisten. Das Gegenstück zum politischen Linksex-
tremismus ist die freiheitliche Gesellschaft. Der Nationalsozialismus ist 
aber nichts anderes als der hässliche Bruder des Sozialismus. Es sind 
ähnliche, ja verwandte totalitäre Ideologien. Beide richten sich gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung, gegen das Bürgertum, 
gegen das selbstbestimmte Leben. 
Was musste eine Partei wie die NSDAP noch tun, um die Wesens-
verwandtschaft zum Sozialismus auch semantisch zu dokumentieren: 
Sie hat sich sozialistische Arbeiterpartei genannt. Sie war, wie der 
österreichische Ökonom und Sozialphilosoph Friedrich August von 
Hayek einmal trefflich feststellte, Fleisch vom Fleisch des Sozialismus. 
Und das Gegenmodell zu diesen Totalitarismen ist die freiheitliche 
Gesellschaft, in der der Mensch ein selbstbestimmtes Leben führen 
kann und nicht möchte, dass der Staat bestimmt, wie er zu leben hat, 
wen er heiraten darf, was man essen darf und wie er sich fortbewegen 
soll. Den Sozialisten ist es allerdings schon unter Stalin gelungen, mit 
dem Ausdruck „Faschismus“ das Bürgertum und den Nationalsozia-
lismus in einen Topf zu werfen, was natürlich aus historischer Sicht 
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eine ungeheuerliche Geschichtsverfälschung darstellt. Es kann nicht 
oft genug hervorgehoben werden: Die Nationalsozialisten waren die 
konkurrierenden hässlichen Geschwister der Sozialisten.

„Wer in seiner Jugend kein Kommunist war, aus dem wird nie ein 
anständiger Sozialdemokrat“, so Willy Brandt zu dem sozial-psycho-
logisch leicht erklärbaren Zusammenhang, dass politisierte Jugend-
liche immer zu einem gewissen Überschwang neigen, sich radikaler 
positionieren. Seltsamer Weise wird in unserer gesellschaftlichen 
Extremismusdiskussion diese jugendliche Neigung nur im linken 
Bereich mit Verständnis quittiert. Rechte Politiker werden oftmals 
mit Hinweisen abgeschossen, dass sie vor Jahrzehnten einmal zu 
Besuch in einem völkischen Jugendlager waren. Denen billigt man 
einen Reifeprozess generell nicht zu. Auch hier das alte Erklärungs-
schema, Herr Maaßen, zweierlei Maß?
Ja, erneut und immer wieder zweierlei Maß aus politischen Gründen. 
Natürlich, junge Menschen sind leicht verführbar, sind schneller emo-
tionalisierbar und zu radikalisieren. Auf Seiten der politischen Linken 
werden solche Tatsachen in späteren Jahren dann als längst verjährte 
„Jugendsünden“ abgetan, man schaut mit beiden Augen gerne weg. 
Anders bei den „Rechten“. Bei ihnen ist – im Grunde genommen – 
kein Heilungsprozess denkbar. Wer einmal im jugendlichen Alter von 
18 Jahren sich im völkischen Jugendlager aufhielt, wie Sie erwähnten, 
bleibt lebenslang ein Nazi!
Aber man darf auch eines nicht vergessen: Wenn es keinen Entwick-
lungsbruch in der Biografie eines Menschen gibt, ist es nicht zwangsläu-
fig so, dass sich mit dem Alter der jugendliche Extremismus auswächst. 
Gewiss, Menschen können sich auf Grund eigener Erfahrung und mit 
neuen Beziehungen in langen Jahren verändern, aber viele Menschen 
bleiben gleich bzw. sind stehengeblieben und das muss man gerade bei 
der politischen Linken feststellen. Die Tatsache, dass jemand als Maoist 
startete und dann bei den Grünen mit Anzug mit Krawatte gelandet 
ist, bedeutet nicht zwingend, dass er seine radikale Jugend-Ideologie 
aufgegeben hat. Nein, wenn kein wirklicher Entwicklungsbruch vorlag, 
kann oder muss davon ausgegangen werden, dass das alte Denken im 
neuen Gewand weiter herumgeschleppt wird. 

An welche Persönlichkeiten denken Sie dabei?

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   186057_SWG_Inhalt2-23.indd   18 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



19

Ich denke da zum Beispiel an den von Friedrich Merz noch kürzlich 
beim kleinen Parteitag der CDU empfangenen Ralf Fücks, der jetzt als 
Chef des Think-Tanks „Liberale Moderne“ fungiert und ursprünglich 
vom „Kommunistischen Bund Westdeutschlands“ kam, also ein Maoist 
war und dann zu den Grünen ging und anschließend bei der Heinrich-
Böll-Stiftung landete. Ich will nicht unterstellen, dass er sich nicht 
verändert hat, das muss man jedem Menschen zubilligen, aber wenn 
es keinen wirklichen Bruch in der Biografie gegeben hat, ist das für 
mich nicht überzeugend, dass es zu einer konsequenten Abkehr von 
den ursprünglichen Einstellungen kam. 

Aber bedeutet sein Auftritt beim CDU-Vorsitzenden Friedrich Merz 
nicht noch etwas ganz anderes? Die strategische Hinwendung der 
CDU zum grünen Koalitionspartner auf Bundesebene, sehr zum 
Unmut eines großen Teils von Mitgliedern und Wählern der Uni-
onsparteien, die mit der Habeck-Baerbock-Partei überhaupt nichts 
zu tun haben wollen?
Das ist leider so! Die CDU unter Führung von Merz hat wiederholt 
und unmissverständlich gesagt, es werde keine Zusammenarbeit, nicht 
einmal Gespräche, mit der AfD geben. Ich habe im Zusammenhang 
mit dem Wahlerfolg des „Bündnisses für Deutschland“ bzw. der 
Formation „Bürger in Wut“ in Bremen darüber hinaus zur Kenntnis 
genommen, dass auch die CDU mit dieser neuen Partei nicht reden 
will bzw. zusammenarbeiten will. Das bedeutet aber, dass die CDU, 
wenn sie nicht, was derzeit abwegig erscheint, die absolute Mehrheit 
bekommt, nur mit Linksparteien und hierbei vorzugsweise mit den 
Grünen koalieren könnte.
Aus meiner Perspektive, das sage ich auch als Vorsitzender der „Wer-
teunion“, ist aber eine Koalition mit den Grünen völlig inakzeptabel, 
da deren Positionen konträr zu den Werten von CDU und CSU stehen. 
Ich kann mir diesen schwarz-grünen Schmusekurs nur so erklären, 
dass es manchen Parteifunktionären wichtiger ist, eine Funktion in 
der Regierung zu haben und nicht in der Opposition zu sein, als die 
Grundwerte von CDU und CSU durchzusetzen.

Wie sehen Sie Zusammenhänge von Linksradikalismus und Deutsch-
feindlichkeit? Claudia Roths Parole vor der sich anbahnenden Wie-
dervereinigung lautete ja nicht im Sinne der DDR-Bürgerrechtler 
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„Wir sind das/ein Volk“, sondern: „Nie wieder Deutschland!“, 
grüne Jugendliche urinierten auf deutsche Nationalfarben, Anti-
faGruppen in Dresden verstörten mit der Parole „Bomber Harris 
do it again!“, der zeitgenössische Vizekanzler Habeck konnte nach 
eigenen Aussagen „noch nie etwas mit Deutschland anfangen und 
fand Vaterlandsliebe stets zum Kotzen“. Die Beispiele ließen sich 
hundertfach fortsetzen. Woher kommen diese Selbstaggressionen, 
die vom Kölner Soziologen Erwin Scheuch einmal als „Rassismus 
nach innen“ charakterisiert wurden? In anderen Ländern kennt man 
diesen Selbsthass gegen die eigene Nation nicht, warum bei uns?
Das ist in der Tat eine sehr deutsche Spezialität, dieser Rassismus ge-
gen Weiße und Deutsche, kurz, gegen das „Eigene“! Die antideutsche 
Bewegung bildet mittlerweile einen starken Block in der linksextremen 
Landschaft, teilweise agiert er auch gewalttätig. Diese geschichtspo-
litisch bedingte Selbstverneinung ist unter anderem darauf zurückzu-
führen, dass Schuldgefühle und Komplexe im Zusammenhang mit der 
Vergangenheitsbewältigung des Dritten Reiches sich radikalisiert ha-
ben. Aus meiner – sagen wir „küchenpsychologischen“ Wahrnehmung 
– haben wir es hierbei oftmals mit unfertigen Charakteren zu tun, die 
ihre Selbstwertgefühle und das Selbstbewusstsein daraus ziehen, dass 
sie diese Aufarbeitung in einer Extremform betreiben. Das Ergebnis 
halte ich für eine enorme Gefahr für unsere Gesellschaftsordnung, weil 
wir es hier nicht mehr mit einem Bodensatz des Linksextremismus zu 
tun haben, sondern – wie Sie ja beispielhaft belegt haben – gehören 
auch führende Personen im Bereich der Partei der Grünen und – ich 
mutmaße – auch der SPD zu den sogenannten Antideutschen oder sie 
verhalten sich wie die Antideutschen. Und wie reagiert das deutsche 
Bürgertum, die vielzitierte Mitte, auf diesen „Rassismus nach innen“? 
Es hält die Augen in der irrigen Annahme verschlossen, dass es sich 
bei dem anti-deutschen Personenkreis um nur einige Verrückte han-
deln müsste, weil normal denkende Menschen diese Einstellung nicht 
für möglich halten. Welch Irrtum! Fakt ist, dass es diesen relevanten 
Extremismus in Deutschland gibt und er schadet unserem Land und 
damit dem deutschen Volk massiv.

Von der Deutschfeindlichkeit zum Antisemitismus und Israel-Feind-
lichkeit von links. Trügt der Eindruck, dass auch dieses Phänomen 
von der Öffentlichkeit nicht vertiefend beleuchtet wird? Von Michael 
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Wolffsohn gibt es ja einen interessanten Erklärungsansatz, dass zum 
Beispiel die Israelfeindlichkeit deutscher Linker vor allem daher 
rührt, weil ein Großteil von ihnen mit der Nationalstaatlichkeit an 
sich nichts anfangen kann. Man fühlt sich in diesen Kreisen eher 
als „Weltbürger“, denkt und handelt nicht national, sondern inter-
nationalistisch. Stimmen Sie zu?

Wie gefährdet ist die Demokratie? Am 28. Juni 2023 lud das Freiheitliche 
Bildungsinstitut (FBI) gemeinsam mit dem FPÖ-Parlamentsklub und der 
Freiheitlichen Akademie Wien zur Enquete „Wie gefährdet ist die freiheitliche 
Demokratie in Deutschland?“ mit Hans-Georg Maaßen ins Palais Epstein 
in Wien ein. Eröffnet wurde die Veranstaltung vom Präsidenten der Frei-
heitlichen Akademie Wien, Johannes Hübner. Einleitende Worte zum Thema 
fand der FPÖ-Abgeordnete Axel Kassegger, Präsident des Freiheitlichen 
Bildungsinstituts.
Hans-Georg Maaßen (li.) im Gespräch mit Johannes Hübner (re.).

Foto: Harald Artner
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Es ist tatsächlich so, dass der deutsche Linksextremismus sich in Teilen 
antisemitisch äußert und auch gegen Israel eingestellt ist. Allerdings 
unterscheidet er sich dabei von rechtsextremen Antisemitismus-Varian-
ten. Bleiben wir aber jetzt im linken Lager. Ich glaube, dass Professor 
Michael Wolffsohn, dessen Analysen ich regelmäßig verfolge und 
sehr schätze, in diesem Punkt Recht hat. Die politische Linke kann 
bei uns mit Nationen an sich und mit Nationalgefühl überhaupt nichts 
anfangen. Nationale Symbole, selbst die Farben unserer Demokratie 
Schwarz-Rot-Gold oder unsere Hymne sind unseren Linken ein Gräuel. 
Für sie ist jedes Volk suspekt, das Wert darauf legt, als eine möglichst 
homogene Ethnie zu leben, basierend auf dem Selbstbestimmungs-
recht der Völker. Es steht der eigenen internationalistischen Ideologie 
entgegen und wird deswegen auch vehement bekämpft. 

Noch ein anderes Themenfeld radikal-linker Ideologeme verdient 
Beachtung: Gemeint ist die etwas naive Vorstellung, eine immer 
multikultureller werdende Gesellschaft sei ohne schwere Konflikte zu 
gestalten und insofern die unkontrollierte Massenmigration in unser 
Land zu begrüßen, ja zu fördern. Kritiker der Linken bescheinigen 
diesen wegen solcher Vorstellungen eine besondere Lageblindheit. 
Was meinen Sie?
Für mich ist das nur in Teilen Naivität oder realitätsfremde Gutgläu-
bigkeit. Mit Sicherheit gibt es die auch auf der politischen Linken, aber 
eher bei deren Fußvolk. Also Gläubige, die wirklich der Vorstellung 
anhängen, dass ein multikultureller Staat funktioniert und die Zukunft 
zwangsläufig so sein muss oder soll. Ich glaube aber nicht, dass die 
Führungskader der politischen Linken so ticken und meine eher, dass 
die politische Linke es darauf anlegt, eine politische Transformation 
unseres bürgerlich-freiheitlichen Gemeinwesens durchzuführen und 
dazu ist es notwendig, dass alle bestehenden bürgerlichen Strukturen 
zerstört werden. Wie bei Mao und Pol Pot geht es dabei um die Zer-
störung der Familie, die Zerstörung der Religion, die Zerstörung der 
bürgerlichen Kultur und – was ganz zentral erscheint – zusätzlich die 
Zerstörung des ethnischen Zusammenhalts. Und deswegen ist es ein 
probates Mittel zum Anschlag auf unsere bürgerliche Kultur, auch 
die Zerstörung des nationalen Zusammenhaltes durch die Ansiedlung 
kulturfremder Migranten zu fördern. Dahinter steht das Ziel der Er-
schaffung einer neuen ökosozialistischen totalitären Diktatur, in der 
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ein neuer Mensch geschaffen werden soll, was wiederum der alten 
klassischen maoistischen Doktrin entspricht.

Der sonst meist öffentlich heruntergespielte Linksextremismus 
gewann vor einigen Wochen durch den Fall der von Ihnen schon 
eingangs erwähnten gewalttätigen „Hammerbande“ in Sachsen ver-
gleichsweise höhere Aufmerksamkeit, zumindest kurzfristig. Nach 99 
Prozesstagen erging am Oberlandesgericht Dresden das Urteil gegen 
die Linksextremistin Lina E. und drei ihrer Komplizen. Die Gruppe 
fiel durch die Anwendung von menschenverachtender Brutalgewalt 
gegen tatsächliche oder vermeintliche Neonazis auf. Ihre Opfer 
wurden mit Hämmern und anderen Schlagwerkzeugen attackiert 
und dabei der Tod der Geschädigten billigend in Kauf genommen, 
schwerste Verletzungen mit teils lebenslangen Betreuungsfolgen 
ebenfalls. Wie haben Sie den Fall verfolgt?
Mir war aufgefallen, dass über diesen Prozess in den deutschen Medien 
so gut wie gar nichts berichtet wurde. Das Verfahren beim Oberlan-
desgericht Dresden hatte sich über ein Jahr hingezogen, es gab viele 
Zeugenvernehmungen und einen Kronzeugen sowie jede Menge von 
Statements der Staatsanwaltschaft, aber ein angemessenes Medienecho 
unterblieb. Man konnte zwar aus sozialen Netzwerken und aus alter-
nativen Medien Informationen über das Verfahren erhalten, aber nicht 
aus dem Mainstream. 
Mein Eindruck war, dass erst mit dem Urteilsspruch über langjährige 
Haftstrafen die politische Linke in den Redaktionen in die Offensive 
ging. Sie hat das Thema dann angepackt, aber zugleich wieder klein-
geredet und unter den Teppich gekehrt ...

... oder das Urteil im Sinne der Linksextremisten kritisiert. So be-
zeichnete zum Beispiel der Bundesvorsitzende der Grünen Jugend, 
Timon Dzienus, das Urteil als „völlig übertrieben“.
Es gab auch groß angelegte Demonstrationen zugunsten von Frau E. 
und sie ist ja mit den Komplizen auf freien Fuß gesetzt worden, hat 
sogar Haftschonung erhalten. Das sind alles Begleitumstände, die für 
normale Bürger nicht mehr nachvollziehbar und verständlich sind.

Bekleben, behindern, beschmieren: Viele Aktionen der „Letzten Ge-
neration“, die wir zurzeit in Deutschland überall erleben, sind zwar 
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strafrechtsrelevante Fälle. Doch sie seien nicht extremistisch, erklärt 
der amtierende Verfassungsschutzpräsident. Was dann?
Ich teile seine Einschätzung nur insoweit, dass nicht jede strafbare 
Handlung dazu führt, dass der Täter als Extremist zu bezeichnen ist. 
Nur: Wenn eine politische Motivation hinter diesen Straftaten steht und 
dahingeht, dass man ein anderes Staatswesen möchte – und so wird 
es ja gesagt – nach dem Motto „Für Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit haben wir keine Zeit, wenn es um den Klimaschutz geht“, dann 
handelt es sich durchaus um eine extremistische Bestrebung, die vom 
Verfassungsschutz beobachtet werden muss.
Und ich betrachte es auch nicht als Hilferuf in Richtung Politik, wenn 
sich Menschen auf den Straßen festkleben und den Verkehr blockieren. 
Für mich sind das Nötigungen von Verfassungsorganen. Es wird bei 
diesen Aktionen nichts anderes gemacht, als der Bundesregierung und 
dem Bundestag zu drohen, dass der deutsche Straßen- und Flugverkehr 
im Chaos versinkt, wenn die Forderungen dieser Klimasekte nicht 
erfüllt werden. Das ist für mich ein klarer Fall von Nötigung, die man 
nicht nur von strafrechtlicher Seite ernst nehmen muss, sondern auch 
seitens der Verfassungsschutzbehörden. 

Relativierende Schutzbehauptungen gegenüber gewalttätigen 
Extremisten kennen wir schon aus der alten Bundesrepublik. So 
nahm der spätere Literaturnobelpreisträger Heinrich Böll 1972 die 
RAF-Terroristen als „verzweifelte Theoretiker“ in Schutz. Diese 
gesinnungsethisch hehre Programmatik sollte Gesetzesbrüche unter-
schiedlicher Schweregrade irgendwie entschuldigen. Ein bekanntes 
Schema also, oder?
In der Tat! Das ist das gleiche Relativierungsschema, das gerade von 
der politischen Linken immer wieder verwendet wird. Motto: Eigentlich 
wollen die Leute das Richtige, aber sie schießen halt übers Ziel hin-
aus. Man bittet um Verständnis auch dort, wo Grenzen zum Strafrecht 
eindeutig überschritten werden. Da habe ich aber kein Verständnis!

Vielen Dank für das Gespräch!
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Zur Person
Sehnsucht nach der alten BRD?

Foto: Fischer

Hans-Georg Maaßen ist mit seiner Kritik am „Ökosozialismus“, 
der unkontrollierten Masseneinwanderung und dem Rassismus 
gegen Weiße zu einem Feindbild der etablierten Medien gewor-
den.
Zeit Online nannte ihn „Wutbürokrat“, die taz einen „Rechtsau-
ßen“. Dabei begann der am 24. November 1962 in Mönchenglad-
bach geborene Maaßen seine politische Karriere ganz unschein-
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bar in der CDU, der er 1978 während seiner Schulzeit beitrat. 
Nach dem Abschluss seines Studiums (Rechtswissenschaft in 
Köln und Bonn) startete Maaßen 1991 seine berufliche Laufbahn 
im Bundesinnenministerium und wurde 2012 schließlich zum 
Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz ernannt. 
Im November 2018 folgte die Versetzung in den einstweiligen 
Ruhestand, weil er der Darstellung der Bundesregierung wider-
sprach, wonach es bei rechten Demonstrationen in Chemnitz zu 
„Hetzjagden“ auf Migranten gekommen sei. 
In der Folge trat Maaßen 2019 der „Werteunion“ bei und enga-
gierte sich in der CDU. Doch auch hier blieb es nicht ohne Turbu-
lenzen. Weil „Werteunion“-Chef Max Otte die Nominierung der 
AfD als Kandidat zur Bundespräsidentenwahl annahm, kündigte 
Maaßen aus Protest seinen Rücktritt aus der „Werteunion“ an. 
Er forderte „klare Kante“ gegen die AfD und sprach von einem 
„Verrat“ an den Mitgliedern der „Werteunion“. Im Januar 2023 
dann die Kehrtwende: Nach dem Rücktritt Ottes wurde Maaßen 
zum neuen Vorsitzenden der „Werteunion“ gewählt. Weniger 
erfolgreich verlief 2021 seine Kandidatur für den Bundestag, 
wo er den Einzug über ein Direktmandat in Thüringen verpasste. 
Politisch setzt sich Maaßen „für die Durchsetzung christlich-
demokratischer Ziele, für konservative und liberale Werte und 
gegen jede Art von Ökosozialismus und Gender-Wokismus“ 
ein. Doch selbst mit diesem liberalkonservativen Profil hat man 
es in der CDU heutzutage schwer. Die Kritik am „linksgrünen“ 
und „antideutschen“ Kurs der CDU brachte Maaßen ein Aus-
schlussverfahren ein, das im Juli 2023 vom Kreisparteigericht 
in Thüringen abgelehnt wurde. 
In der aktuellen Entwicklung der Bundesrepublik sieht er einen 
„schleichenden Systemwechsel“, eine „völlige Umkehr des Sys-
tems“, die den Bürgern Schritt für Schritt die Freiheiten nehme. 
Diesen sogenannten „Ökosozialismus“ will er bekämpfen. „Wir 
müssen Deutschland vom Kopf auf die Füße stellen“, betont 
Maaßen. Ob das mit der CDU gelingen wird?

Im Netz: hgmaassen.com
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Armin-Paul Hampel

Das Große Spiel ist längst verloren
Warum die „regelbasierte Weltordnung“  

des Westens scheitern wird

Als „The Great Game“ - das Große Spiel, 
bezeichnete man ursprünglich den 

Kampf des Britischen Empire gegen das 
russische Zarenreich um Afghanistan – das 
strategische Einfallstor zum Indischen Ozean. 
Damals, im 19. Jahrhundert, sah Großbri-
tannien durch das immer weitere Vorrücken 
Russlands nach Zentralasien die Westflanke 
von Britisch-Indien gefährdet. Heute hat das 
„New Great Game“ eine geografische Ausweitung vom Balkan bis 
Taiwan erfahren, und es stehen längst nicht mehr die Machtinte-
ressen von nur zwei Großmächten im Fokus.

Doch genau wie damals wird von allen Beteiligten versucht, die 
eigene Lage durch die Eröffnung von Nebenkriegsschauplätzen 

zu verbessern. Und der Blick in die Geschichte lehrt und bestätigt 
auch, dass im Schatten der großen Konfliktlinien bis dato unterdrückte 
lokale Krisen zum Ausbruch kommen. So stehen auch heute alle zur-
zeit stattfindenden Kriege und Konflikte mehr oder weniger in einem 
unmittelbaren Zusammenhang. Ursächlich und ausschlaggebend für 
die heutige Situation war die fatale Fehleinschätzung der Vereinigten 
Staaten nach dem überraschend friedlichen Zusammenbruch der So-
wjetunion, als alleinig verbliebene Weltmacht die Geschicke unseres 
Planeten in ihrem Sinne (und Interesse) auf ewig steuern zu können. 
Die Amerikaner haben damit im Handeln wie im Denken die Rolle des 
einstigen Imperiums Großbritannien übernommen. Ohne zu erkennen, 
dass das Empire im Vergleich mit den großen Reichen der Geschichte 
nur eine verhältnismäßig geringe Lebensdauer von knapp 300 Jahren 
vorzuweisen hat. Ist also die anglo-amerikanische Herrschaftsweise 
über kurz oder lang zum Scheitern verurteilt?

Aus der Sicht Washingtons hat seine Politik in den vergangenen 
dreißig Jahren durchaus Erfolge vorzuweisen. Es ist den USA in 

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   276057_SWG_Inhalt2-23.indd   27 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



28

diesem Zeitraum gelungen, Europas Macht und Einfluss erheblich zu 
schwächen, deren einzelne Länder mehr und mehr von sich abhängig 
zu machen und Russland aus Europa rauszuhalten. Gleichzeitig hat 
man fast die gesamten ehemaligen Mitgliedsstaaten des Warschauer 
Paktes unter NATO- und damit unter US-Kontrolle bekommen und 
mit dem Jugoslawienkrieg, den Orangenen Revolutionen, der Maidan-
Inszenierung und Georgiens Krieg gegen Russland Osteuropa destabi-
lisiert und Moskau ununterbrochen beschäftigt gehalten. Und wer sich 
nach wie vor um Neutralität und Objektivität bemüht, muss anhand der 
Fülle der Belege zugeben, dass auch der mörderische Ukrainekrieg von 
den Vereinigten Staaten bewusst herbeigeführt und damit gewollt war. 
Doch hier erfährt die Geschichte ihre Zäsur. Natürlich wusste die Biden-
Administration, dass die Ukraine gegen die Atommacht Russland nicht 
gewinnen kann. Aber boten sich hier nicht so viele Möglichkeiten, 
dass man sich diese nicht entgehen lassen durfte? Ist nicht Westeuropa 
mangels politischer Führungspersönlichkeiten nun noch stärker an die 
USA gefesselt, wirtschaftlich und energiepolitisch noch abhängiger? 
Lassen sich mit den Osteuropäern, die ihre Altbestände an Militär-
material großzügig an Kiew lieferten, nicht Milliardengeschäfte mit 
deren Waffenneubestellungen machen? Will nicht selbst Deutschland, 
das jahrzehntelang in eine europäische Luftfahrtkomponente investiert 
hat, für viele Milliarden nun F35 Kampfjets made in USA einkaufen? 
Und fällt nicht Russland, durch den Krieg im Donbass gebunden, als 
unterstützender Verbündeter des immer bedrohlicher werdenden China 
aus? Oberflächlich betrachtet könnte man der amerikanischen Sicht 
zustimmen. Doch die USA, denen es immer am Verständnis für andere 
Kulturen und Völker gemangelt hat, haben die Komplexität der osteu-
ropäischen Verhältnisse unterschätzt. Ein Blick in die Geschichtsbücher 
oder die hervorragenden Archive in den USA hätte sie zum Beispiel auf 
das schwierige Verhältnis zwischen Polen und der Ukraine aufmerksam 
machen müssen. Weiß Joe Biden nicht, dass es eine große polnische 
Minderheit in der Westukraine gibt, dass diese Region mit Lemberg 
(Liv) als Hauptstadt bis 1945 polnisch war? Wird nicht Polen nach einer 
ukrainischen Niederlage zum Schutz seiner Landsleute dieses Gebiet 
„verwalten“ wollen? Weiß Joe Biden nichts vom polnisch-litauischen 
Krieg, der mit der Annexion von Vilnius 1922 endete? Man wird dem 
amerikanischen Präsidenten die zögerliche Haltung Ungarns und sein 
schwieriges Verhältnis zu seinen Nachbarn vielleicht erklärt haben. Hat 
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man ihm vom Trauma von Trianon erzählt, jenem unseligen Diktat der 
Siegermächte des Ersten Weltkrieges, nach dem die Magyaren zwei 
Drittel ihres Landes und Millionen Landsleute verloren. Die Liste 
ließe sich bis zum Kosovo fortsetzen, dessen Abspaltung durch die 
NATO bis heute von den Vereinten Nationen als völkerrechtswidrig 
bezeichnet wird. 

Nichts ist sicher in Osteuropa

Und so ist es höchst zweifelhaft, dass die Allianz der osteuropäischen 
„Brudervölker“ unter dem NATO-Schirm mittelfristig Bestand hat. 

Die Ansage Polens, die Ukraine nicht weiterhin zu unterstützen, deutet 
auf erste Risse, genauso wie die ähnliche Ankündigung der neuen slowa-
kischen Regierung. Auch Slowenien leidet unter der EU-Sanktionspo-
litik gegen Russland, Bulgarien ebenso etc., etc. Nein, nichts ist sicher 
in Osteuropa. Noch profitieren osteuropäische EU-Mitglieder, jedoch 
nur, weil die einstige Wirtschaftslokomotive Deutschland immer noch 
43% der EU-Ausgaben, und damit der Fördertöpfe, tragen kann. Doch 
wie lange wird das der „Kranke Mann Europas“ durchhalten? Und was 
geschieht in Osteuropa, wenn Berlin zur Finanzierung ausfällt? Wird 
Joe Biden und seine hochverschuldete Regierung diesen Part überneh-
men? Wohl kaum. Das aber würde das Scheitern des US-Engagements 
in Osteuropa mit unvorhersehbaren Folgen bedeuten.

Das Große Spiel: der 
afghanische Emir 

Sher Ali mit seinen 
„Freunden“ Russland 

und Großbritannien 
(Karikatur von 1878)
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Welchen Schaden eine fehlgeleitete US-Außenpolitik anrichten 
kann, wird uns seit Jahren in den Nachrichten aus dem Nahen 

und Mittleren Osten berichtet. Auch hier trat die US-Politik in die 
Nachfolge einer ignoranten Kolonialpolitik des britischen Empire. 
Wer die Tragödie des Nahen Ostens verstehen will, muss in die erste 
Hälfte des zwanzigsten Jahrhunderts zurück, muss sich mit dem Verrat 
an der arabischen Bevölkerung durch Großbritannien und Frankreich 
beschäftigen. Im Überschwang des Sieges über das Deutsche Kaiser-
reich und seine Mittelmächte (u.a. das Osmanische Reich) bombten 
und metzelten britische wie französische Expeditionsstreitkräfte alles 
nieder, was sich der kolonialen Neuordnung des arabischen Raumes 
entgegenstellte (Sykes-Picout-Abkommen). Dabei hatte man während 
des „Great War“ den arabischen Führern die Schaffung eines Königrei-
ches in Damaskus genauso versprochen (Lawrence von Arabien) wie 
der neuen zionistischen Bewegung eine „Heimstatt Israel“ (Balfour-
Erklärung). Der britische Premier Sir Lloyd George, vormals Gouver-
neur für Palästina, brachte es vor der „Peel-Kommission“ im Frühjahr 
1937 auf die simple Aussage: „Wir haben damals dasselbe Pferd zwei 
verschiedenen Parteien verkauft“! Schlimmer noch, mit seinem rück-
sichtslosen Vorgehen in Palästina zerstörte das Vereinigte Königreich 
eine damals durchaus bestehende Verständigung zwischen jüdischen 
Neusiedlern und den Arabern (Faisal-Weizmann-Abkommen). Als 
es 1948 zur Gründung des Staates Israels kam, war die anfängliche 
gegenseitige Sympathie längst in Hass und Gewalt umgeschlagen. 
Dies führte zu drei Kriegen und einer nicht enden wollenden Spirale 
von Terror und Gegenterror. Zu vergeben hatten und haben sich beide 
Seiten nichts. Mit dem Abzug der Briten aber übernahmen die USA 
die Einflussrolle der einstigen Weltmacht auch im Nahen Osten. 
Lange verhinderte der Kalte Krieg eine Veränderung des Status Quo. 
Die arabischen Staaten setzten dabei vornehmlich auf Moskau, Israel 
konnte auf die Schutzmacht Amerika vertrauen. Dies änderte sich erst 
mit dem Fall der Sowjetunion. Seitdem ist die Politik der USA nur so 
zu interpretieren, dass Washington in einem dreißigjährigen Krieg fast 
sämtliche Länder der ehemaligen Kriegsgegner Israels so destabili-
sierte, dass ein erneuter Krieg mit dem Judenstaat unmöglich wurde. 
Der Preis dafür war hoch – die einst blühenden Länder Irak, Syrien, 
Libanon und Libyen haben Millionen zivile Opfer zu beklagen und 
sind nur noch Schatten ihrer einstigen Größe. Während Washington mit 
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Milliarden US-Dollar seine Kriegshandlungen und Stellvertreterkriege 
durch den amerikanischen Steuerzahler finanzieren ließ, verdiente sich 
die amerikanische Rüstungsindustrie riesige Vermögen. Doch auch 
hier kündigt sich längst ein Ende der „erfolgreichen“ US-Strategie an. 
Spätestens mit der Niederlage in Syrien hatten die USA – und die sie 
unterstützenden europäischen Staaten – den Zenit ihrer Einflussmög-
lichkeiten überschritten. Das Schwert der sogenannten „regelbasierten 
Weltordnung“ ist stumpf geworden. Immer mehr Staaten im Nahen und 
Mittleren Osten wenden sich der pragmatischen Politik Moskaus und 
Pekings zu. Chinas Einfluss in Afrika hat postkoloniale Dimensionen 
erreicht. Die einstigen Mächte Frankreich und Großbritannien verlieren 
dramatisch auf dem schwarzen Kontinent. Einstige sichere Rohstoff-
quellen drohen zu versiegen. Der hehre Anspruch der Verbreitung von 
Demokratie und Menschenrechten scheint aus Sicht der Drittwelt- und 
Schwellenländer als simple Verschleierung von skrupelloser Interes-
senspolitik entlarvt. Die derzeitigen immer neuen Sanktionspraktiken 
des Westens tun ihr Übriges. Welcher Staat möchte schon Vermögen 
in den USA oder den EU-Staaten anlegen, wenn er bei missliebigem 
Verhalten mit der Beschlagnahme desselben (und nichts anderes ist 
das sogenannte „Einfrieren“ von fremden Geldern) rechnen muss. 
Mit dem Zusammenschluss der BRICS-Staaten (die immerhin zwei 

Die BRICS - Brasilien, Russland, Indien, Volksrepublik China und Südafrika
 Neue Mitglieder ab dem 1.1.2024 - Vereinigte Arabische Emirate, Ar-

gentinien, Ägypten, Äthiopien, Iran und Saudi-Arabien
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Drittel der Weltbevölkerung repräsentieren) hat sich zudem ein neuer, 
nicht zu unterschätzender Gegenspieler entwickelt, dem immer mehr 
Länder angehören wollen. Sie alle eint der Anspruch, ihre Lebensweise 
selbst zu bestimmen, sich für ein System ihrer Wahl zu entscheiden 
und – vor allem – die Kultur des Westens mit ihren libertären, woken 
und gendergerechten Ansprüchen, nicht als allein seligmachende 
Weltkultur zu akzeptieren. 

Überraschenderweise scheint der Westen daraus nur eine bzw. 
zwei Konsequenzen zu ziehen. Einerseits die Expansion der EU, 

des ASEAN-Bündnisses u.a. massiv voranzutreiben, andererseits 
durch militärische Aufrüstung das Drohpotenzial gegenüber China 
und Russland zu erhöhen. Ersteres ist mit weiteren immensen Kosten 
verbunden, welche insbesondere Deutschland als größter Nettozahler 
in die EU übermäßig belasten wird und nur solange funktioniert, wie 
die neu aufgenommen Länder finanziell davon profitieren können. 
Letzteres ist ein Spiel mit dem Feuer, das vor allem die USA derzeit 
bereit sind, mitzuspielen. Ihre Rüstungsindustrie profitiert in diesen 
Tagen wie nie zuvor seit Ende des Kalten Krieges.

Ungeachtet dessen droht ein weiterer Kontinent aus der prowest-
lichen Allianz auszubrechen. Mit Brasilien ist schon das größte 

Land Südamerikas in der BRICS-Phalanx gelandet. Von Mexiko bis 
Feuerland ist unterschwellig eine Anti-US-Stimmung wahrnehmbar, 
die sich bisher nur in Einzelaktionen ausdrückt. Am 9. September 2001, 
dem Tag des Anschlags auf das World Trade Center, soll es in einigen 
Städten zu Freudenbekundungen gekommen sein. Der Hass auf die 
„Yankees“ sitzt traditionell tief in Mittel- und Südamerika.

Doch weder in Washington noch in Paris oder London – und schon 
gar nicht im ampelruinierten Berlin – scheint man sich der der-

zeitigen innenpolitischen Schwächen ihrer Länder bewusst zu sein. 
Die amerikanische Gesellschaft ist gespalten, wie nie zuvor seit dem 
Sezessionskrieg vor über 150 Jahren. Großbritannien mischt zwar 
als US-Flugzeugträger vor dem europäischen Festland noch kräftig 
mit (vor allem gegen Russland), muss aber erst noch die Folgen des 
Brexits verarbeiten und droht, durch die Abspaltung Schottlandes, ein 
Kleinbritannien zu werden. Frankreich im Zwist mit England kämpft 
mit immensen gesellschaftlichen Verwerfungen (Gelbwesten, Mag-
rebzuwanderer), ist hochverschuldet und findet keine gemeinsame 
Sprache mit dem jahrzehntelangen Hauptverbündeten Deutschland. 

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   326057_SWG_Inhalt2-23.indd   32 05.12.23   11:5105.12.23   11:51



33

Hier bei uns hält sich hartnäckig ein Bonmot in den sozialen Medien 
mit dem Wortlaut: „über Spanien lacht die Sonne, über Deutschland 
lacht die Welt“! Man müsste amüsiert einfallen, wenn einem dabei 
nicht das Lachen im Halse stecken bliebe. 

Wir befinden uns in einer Hochriskikozone

Es sind aber immer die destabilen inneren Verhältnisse, die ein Staat 
(oder ein Bündnis) durch außenpolitische (auch militärische) Er-

folge zu kompensieren versucht. Trifft diese geschichtliche Weisheit 
zu, dann befinden wir uns schon seit Längerem in der Hochrisikozo-
ne. Man könnte dies als eine Herausforderung betrachten, der es zu 
begegnen gilt. Doch sind die Menschen, vor allem in Europa bereit, 
diesen angeblichen Wertekanon des Westens zu verteidigen? Gibt es 
noch den alten europäischen Zivilisationsbegriff, durch den uns die 
Aufklärung und seine humanistischen Grundlagen so einzigartig in 
der Welt gemacht haben. Oder wurde der humanistische Wertekanon 
nicht längst durch den Moneykanon made in USA abgelöst? Hat der 
letzte Staatsmann Europas, hat Wladimir Putin recht, wenn er von 
einem Kulturkampf spricht? Ist die Idee des klassischen Europas, auf 
den Fundamenten der griechischen und römischen Antike errichtet, 
fortentwickelt in den ungeheuren künstlerischen, wissenschaftlichen 
und technologischen Spitzenleistungen nicht längst zu einem trägen 
Einheitsbrei verkümmert? Sind wir wirklich, wie es der verstorbene 
FDP-Mann Westerwelle formulierte, in der Phase der spätrömischen 
Dekadenz angekommen? Bejaht man dieses, dann ist es auch mit der 
Verteidigungsbereitschaft dieser „neuen Werte“ nicht weit her. Dann 
wird Europa und dann werden letztendlich auch die USA den Weg in 
die Bedeutungslosigkeit gehen. Da die Vereinigten Staaten eine Welt-
macht sind, wird dies nicht ohne den entsprechenden Knall geschehen. 
Man hat den Eindruck, dass dies in Moskau und vielleicht auch in 
Peking erkannt wurde. Wenn dem so ist, wird sich Russland nicht in 
einen Nuklearkonflikt treiben lassen und China seine Begehrlichkeiten 
gegenüber Taiwan moderater verfolgen. Vielleicht liegt dem Handeln 
dieser beiden Großmächte ein Gedanke zugrunde, den der Autor dieses 
Artikels einmal in einer Rede vor dem Deutschen Bundestag so for-
mulierte: „Es wird die schwierigste Herausforderung der Staatenlenker 
des einundzwanzigsten Jahrhunderts sein, den Niedergang der USA in 
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friedliche Bahnen zu lenken.“ Gelingt dies nicht, so sei auf das letzte 
Kapitel des großen Autors Joachim Fernau in seinem Buch „Halleluja 
– die Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika“ verwiesen.

Lesen Sie es, es lohnt sich. In seinem Sinne kann auch ich nur enden: 
Halleluja – Gott steh uns bei!

Armin-Paulus Hampel, Jahrgang 1957, deutscher Journa list und 
Politiker. Für RTL und Sat.1 Parlamentskorrespon dent in Bonn, 
1991 Chefreporter des MDR. Ab 1999 Parla mentskorrespondent 
im Gründungsteam des neuen ARD-Hauptstadtstudios in Berlin 
und von 2003 bis 2008 als Auslands korrespondent Leiter des 
Südasien-Studios der ARD in Neu-Delhi. Seitdem freier Pro-
duzent und Medi enberater. 2017-2021 Mitglied des Deutschen 
Bundestages (AfD), Außenpolitischer Sprecher der Fraktion. 
Landesvor sitzender Niedersachsen der AfD 2013-2018. 

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Die Vermittlerrolle als klassische 
Aufgabe deutscher Außenpolitik

Armin-Paul Hampel im DJ-Gespräch mit 
Bernd Kallina über „westliche Irrtümer“ 

in der internationalen Politik

DJ-Schriftleiter Bernd Kallina bei den „Berliner Gesprächen“ im Interview 
mit Armin-Paul Hampel, von 2017 bis 2021 Außenpolitischer Sprecher der 
AfD-Bundestagsfraktion

In Ihrer außenpolitischen Lage-Betrachtung prophezeien Sie das 
Scheitern der „regelbasierte Weltordnung des Westens“. In welchen 
Zeiträumen denken Sie dabei?
Das Scheitern dieses Konzepts der „regelbasierten Weltordnung“ 
halte ich nicht mehr für abwendbar. Der Zeitraum ist allerdings sehr 
schwer vorauszusagen, weil er von ganz unterschiedlichen Faktoren 
beeinflusst wird. Die im Konzept enthaltene Vorstellung, dass allein 
der westlichen Welt, also den Staaten USA mit den westeuropäischen 
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Ländern, sowie Australien und Neuseeland, es vorbehalten bleibt, zu 
bestimmen, wie die Welt „regelbasiert“ zu funktionieren hat, erweist 
sich immer deutlicher als nicht mehr durchsetzbar, denn: Die Staaten, 
die diese westliche Weltordnung entweder ablehnen oder mit wenig 
Sympathie begleiten, wächst ständig. Darauf gilt es sich realpolitisch 
einzustellen.

Zur „regelbasierten Weltordnung und Außenpolitik“ gesellt sich ja 
seit eine grüne Außenministerin unsere internationalen Beziehungen 
irritierend prägt auch noch die Begrifflichkeit einer „feministische 
Außenpolitik“. Wer nimmt sie weltweit ernst?
Eine gute Frage, die allerdings zur wenig erfreulichen weiteren Frage 
führt, wer uns in der Welt überhaupt noch ernst nimmt. Meine Ant-
wort: Nur noch wenige! Aber diese Talfahrt nur auf Frau Baerbock 
zu projizieren wäre falsch, denn der verblassende Stern deutscher 
Außenpolitik steht schon länger am Firmament. Das hat mit Angela 
Merkel angefangen, die – nahe an den Amerikanern – als „mächtigste 
Frau Europas“ dargestellt wurde, oder „eine der mächtigsten Frauen der 
Welt“ sogar, die früher erfolgreiche, weil interessengeleitete deutsche 
Außenpolitik, schon vorher verkauft hat. Ich erinnere nur an ihre ver-
hängnisvolle Flüchtlingspolitik der Jahre seit 2015. Hier hätte sie - in 
Abstimmung mit den anderen europäischen Staaten - sofort reagieren 
und eine Abwehr-Riegelstellung im Mittelmeer und anderswo errichten 
müssen. Doch das hat sie nicht gemacht mit den inzwischen immer 
deutlicher erkennbaren, geradezu katastrophalen Folgewirkungen. 
Denken Sie nur an die zunehmenden multikulturellen Gewaltkonflikte 
in unseren Kommunen! Aber auch einige andere Schritte, die schon 
früher wahrzunehmen waren, hatten dazu beigetragen, dass der Ein-
fluss der deutschen Außenpolitik in der Welt in den letzten 20 Jahren 
dramatisch abgenommen hat. Frau Baerbock toppt das allerdings in 
einer unvorstellbaren Weise, wie man sich das vor 20 Jahren kaum 
hätte vorstellen können. Ihre Kakophonie von Sprechblasen sind schier 
unerträglich und lösen weltweit in Kreisen von Realpolitikern nur 
noch Kopfschütteln aus. Niemand nimmt sie ernst und den Schaden 
haben wir alle! 

Die „feministische Außenpolitik“ wurde also schon von Frau Merkel 
in die Wege geleitet, oder?
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Regenbogenfahne 
auf dem Christo-
pher Street Day 
in Köln (2004): 

Damit können die 
meisten traditions-
bewussten Länder 
und Staaten welt-
weit nichts anfan-

gen. Sie lehnen 
eine Regenbogen-

Politik des Wes-
tens strikt ab.

Ja! Sie hat das zwar nicht so formuliert wie Frau Baerbock, aber in den 
Ansätzen waren die Schnittmengen unübersehbar. Frau Merkel hat ja 
immer zwei Seiten ausgespielt: Auf der einen Seite hat sie Deutschlands 
wirtschaftliche Macht in die Waagschale geworfen, um politische Inte-
ressen durchzusetzen, wenn es ihr wichtig war. Auf anderen Gebieten 
hat sie etwas ganz Wichtiges nicht verfolgt, etwas, was von Otto von 
Bismarck bis Hans-Dientrich Genscher, also im Grunde genommen bis 
in das Ende des letzten Jahrhunderts hinein - mit Unterbrechung im 3. 
Reich  - Maxime deutscher Außenpolitik war: Nämlich Deutschland 
als die Macht des Vertrauens in Ost und West fest zu positionieren, 
sprich, Deutschlands Vermittlerrolle zu betonen. Davon haben sich 
unsere Regierungen schon seit Joschka Fischer verabschiedet, Frau 
Merkel hat das verhängnisvoll weitergeführt und Frau Baerbock setzt 
dieser Verabschiedung die verstörende Spitze auf.

„Die Chinesen pfeifen auf westliche Regenbogen-
Wertevorstellungen“

Liegen die auffälligen Fehlorientierungen unserer politisch-media-
len Herrschafts-Klasse im Umgang mit aktuellen politischen Krisen, 
Konflikten und Kriegen auch zum großen Teil darin begründet, dass 
deren Mitglieder über kaum vertiefendes historisches Wissen verfü-

Quelle: CC BY-SA 3.0, https://commons.wikimedia.org/w/index.
php?curid=707753
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gen? Der einstige österreichische Außenminister Bruno Kreisky hat 
ja einmal auf unkundige Einlassungen die Fragesteller mit der zu-
rechtweisenden Formel abgestraft: „Lernen S‘ a bisserl Geschichte, 
dann stellen S‘ net so depperte (dumme) Fragen!“
Es ist doch völlig klar: Ohne profunde Geschichtskenntnisse tappen 
Politiker bei der Lösung von Konflikten und Kriegen völlig im Dun-
keln, sie tasten nervös und hektisch die Oberflächen ab, ohne die Ero-
sionskräfte zu erfassen und - scheitern! Geschichtspolitisch sattelfeste 
Politiker vom Format eines Bruno Kreiskys gibt es heute weder in 
Deutschland und Österreich, noch in den westeuropäischen Ländern. 
Der Sozialdemokrat Kreisky, der später auch als österreichischer Bun-
deskanzler unserem neutralen Nachbarland ein erhebliches Gewicht 
verliehen hat, war eine überragende Figur. Er hat sich auch überzeugend 
in realpolitische Lösungen eingefügt, ich erinnere nur an seine große 
Rolle im Konflikt mit Italien bei der Autonomiefrage für Südtirol. Die 
Grunderkenntnis, dass die Politik eines Landes zuallererst die eigenen 
Interessen auf der Grundlage von fundiertem Geschichtsverständnis 
verfolgen muss, ist bei unseren Berliner Politik-Darstellern weitgehend 
verloren gegangen – mit entsprechenden Misserfolgen! Was da von 
Frau Baerbock schon allein verbal herüberkommt, ob feministisch 
deklariert oder nicht, sind moralingetränkte Sprechblasen. Mit dem 
erschreckenden Ergebnis, dass man realpolitische Zusammenhänge 
gar nicht erkennt und Interessen wahrende Aktivitäten unterlässt, sich 
sozusagen in einer Traumwelt befindet. Man malt sich die Welt schön 
mit Phrasen wie „regelbasierter Ordnung“ mit „Menschenrechten um 
den ganzen Globus“ etc. Doch die Chinesen und andere große Völker 
pfeifen auf westliche Regenbogen-Wertevorstellungen und deren ab-
surde Gesellschafts-Experimente, sie wollen das alles nicht. Sie lehnen 
es strikt ab, von den einstmals mächtigen westlichen Staaten oder von 
„Brüssel-Europa“ Denk- und Lebensweise sowie Gesellschaftsformen 
aufoktroyiert zu bekommen. Doch das erkennt man weder in Berlin, 
noch in London oder in Paris. Man glaubt an alten europäischen Glanz 
und alte europäische Macht, doch die sind Vergangenheit! Wir sind 
nicht mehr die großen Player in dieser Welt. 

Alle aktuellen Kriege, Russland-Ukraine, jetzt auch noch Hamas 
contra Israel, stünden in einem unmittelbaren Zusammenhang, so 
Ihre Sichtweise. Die linksliberale Wochenzeitung „Die Zeit“ titelte 
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unlängst, dass die USA als Vermittler im Nahost-Konflikt nochmals 
zu alter Stärke bestimmt seien. Sehen Sie diese Zusammenhänge 
ähnlich?

Ob die Amerikaner im Nahost-Konflikt nochmals zu alter Größe auf-
wachsen werden, wage ich zu bezweifeln. Denn auch die öffentliche 
Meinung in den USA ist nicht so einseitig, wie man das in deutschen 
Medien darstellt. Wir erleben ja überraschender Weise pro-palästinen-
sische Großdemonstrationen nicht nur in Europa, sondern auch in den 
USA, in den arabischen Ländern sowieso, aber auch in Südamerika 
und in Südostasien, Thailand, in den Philippinen und anderswo. D.h. 
durch diesen Konflikt ist im Grunde genommen die Palästinenserfrage 
wieder ganz aktuell in den Fokus gerückt. Diesmal aber nicht - wie von 
Israel gewünscht - mit einer Zerschlagung der Kräfte im Gazastreifen, 
sondern mit der Forderung nach einer nun finalen Friedenslösung. Es 
ist ja erstaunlich, dass sich die arabischen Länder innerhalb weniger 
Tage zu einer Friedenskonferenz in Kairo zusammenfinden konnten, 
auch wenn die zunächst einmal nichts gebracht hat, aber der Wille war 
da und die erkennbaren politischen Vorstellungen ebenfalls. 
Deutschland spielt übrigens in diesem aktuellen Konflikt überhaupt 
keine Rolle. Also nochmal, die USA sind nach wie vor der größte 
Player, aber sie agieren mit abnehmender Bedeutung und in unglück-
licher Weise. Sie haben in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten im 
Nahen Osten alles vergeigt, was man vergeigen kann. Meine Hoffnung, 
dass sie jetzt im aktuellen Konflikt Israel/Palästinenser das Richtige 
tun, ist sehr begrenzt.

Rechnen Sie mit der Gefahr einer Konfrontation der Großmächte 
angesichts der aktuellen Kämpfe Hamas/Israel?
Der Lateiner antwortet „Cui bono?“ Wem nützt es? Ich kann bis jetzt 
noch nicht richtig erkennen, wer mit welchen finalen Elementen den 
eigentlichen Nutzen aus diesem Konflikt ziehen kann. An sich gibt es 
bis dato nur viel zu viele Opfer. Was mich etwas skeptisch macht, ist 
die Tatsache, dass es zwei Berichte aus Israel gibt, wonach israelische 
Grenzsoldaten schon seit Wochen und Monaten über Aktivitäten der 
Hamas auf der anderen Seite des Zaunes berichtet haben und erstaun-
licher Weise die israelische Regierung und ihre Sicherheitsdienste 
überhaupt nicht reagiert haben.
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Sie meinen, dass der verdeckte Aufmarsch eventuell bekannt war?
So klingt es zumindest aus den Äußerungen und Interviews, die das 
israelische Fernsehen mit Soldaten und Soldatinnen gemacht hat, die 
alle im Grenzbereich eingesetzt waren. Hinzu kommt, dass der ägyp-
tische Geheimdienst schon vor Wochen die Israelis vor den Hamas-
Aktivitäten gewarnt haben soll. Ich kenne Israel sehr gut und weiß 
auch die Effektivität der israelischen Dienste zu schätzen. Deswegen 
kann ich mir einfach nicht vorstellen, dass solche Informationen dort 
so sang- und klanglos untergegangen sind. Wenn es zutrifft, dass die 
israelischen Dienste informiert waren, dann lässt das nur zwei Schlüsse 
zu. Entweder man wollte diesen Konflikt jetzt haben. Oder die isra-
elischen Dienste haben in den vergangenen Monaten und Jahren so 
dramatisch abgebaut, dass die hohe Qualität von früher nicht mehr 
vorhanden war. Das wiederum kann ich mir nicht vorstellen.
Also die Frage, ob der Nahost-Konflikt als Ausgangspunkt einer grö-
ßeren, sogar einer globalen Auseinandersetzung werden könnte, kann 
man zurzeit sehr schwer beantworten. Feststeht: Der Nahe Osten ist 
und bleibt ein Pulverfass. Und wer dort nicht klug und vorsichtig agiert, 
kann sehr viele Sprengsätze zünden. Schon aufgrund der vielen betei-
ligten Mächte, die dort ihre Interessen wahren. Apropos Interessen: Da 
möchte ich nicht unerwähnt lassen, dass in Gaza in der Vergangenheit 
größere Gasvorkommen entdeckt worden sind. Meistens ist es ja das 
Geld, das die Politik antreibt. Die Frage heißt damit definitiv: Wer hat 
Interesse an diesen Gasvorkommen? 

„Ich wünsche mir als Deutscher 
Donald Trump als US-Präsident“!

Themenwechsel mit Blick über den „Großen Teich“: Schon einmal 
hatte sich die transatlantisch-westliche Öffentlichkeit bei der Frage, 
wer in den USA Präsident wird, blamabel verrechnet. Wie schätzen 
Sie die Gewinnchancen von Donald Trump im nächsten Jahr ein 
und welche Folgen hätte seine Wahl für Deutschland und Brüssel-
Europa?
Wenn Donald Trump wiedergewählt würde, dann kann das für eine 
vernünftige europäische Politik nur gut sein. Denn Trump hat es in 
seiner Amtszeit geschafft, nicht nur die amerikanische Wirtschaft 
wieder nach vorne zu bringen, die Arbeitslosigkeit zu senken und die 
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Investitionen in den USA wieder anzukurbeln, sondern er hat es auch 
versucht, durch Treffen mit den verschiedensten politischen Kräften 
in der Welt - bis hin zum Nordkoreaner - eine gewisse Stabilität in die 
internationalen Beziehungen zu bringen. Das, was Trump im Nahen 
Osten erreicht hat, was vorher kein einzelner Diplomat weder aus 
Deutschland noch aus Europa noch den USA in Jahren hinbekommen 
hat, das waren schon beträchtliche Schritte. Auch seine Bemerkung, er 
würde den Russland-Ukraine-Krieg innerhalb von 48 Stunden beenden 
können, spricht eher dafür, dass er eben kein Falke ist, sondern einen 
um Ausgleich bemühten Liberalen zeigt. Deswegen wünsche ich mir 
als Deutscher einen amerikanischen Präsidenten Donald Trump!
Aber noch ist es nicht so weit. Joe Bidens Ansehen sinkt zwar drama-
tisch in den USA, aber das heißt nicht automatisch, dass damit Trumps 
Wahl zum Präsidenten sicher ist. Wir müssen die nächsten Monate 
abwarten, welche Figuren sich da noch ins Rennen bringen. In einer 
Prognose bin ich mir aber sicher: Der nächste US-Präsident wird nicht 
Joe Biden heißen.

Welche Chancen eröffnen sich für Deutschland durch den Wandel 
von der bipolaren zur multipolaren Welt?
Wenn die drei großen Player, China, Russland und die USA, die Ge-
schicke der Welt nicht mehr allein bestimmen, also Staaten wie Indien, 
Brasilien, aber auch die europäischen Staaten im großen Weltkonzert 
eine Stimme bekommen, dann ergeben sich neue Spielräume. Vor 
allem, wenn wir nicht mehr die Erfüllungsgehilfen der Vereinigten 
Staaten sind, was Herr Scholz ja derzeit praktiziert. Durch diese Abhän-
gigkeit von den USA gerät ja die von uns immer beschworene Achse 
Paris/Berlin ins Hintertreffen. Dabei stellte gerade sie einen enorm 
wichtigen Stabilitätsanker in Europa dar, weil die früheren Erzfeinde 
Deutschland und Frankreich sich friedlich verständigt haben. Das war 
und ist ein politisch wichtiger Schritt gewesen, den wir heute wieder 
aufs Spiel setzen, weil es erkennbar keine Abstimmung mehr zwischen 
den Herren Macron und Scholz gibt. Die Franzosen sind in Europa zur-
zeit eher isoliert als im Handeln frei und die Deutschen folgen brav den 
Weisungen Washingtons. Großbritannien spielt als Flugzeugträger der 
USA die alte Rolle, die es seit dem 2. Weltkrieg immer schon gespielt 
hat. So fallen die Briten zwar in Europa ins Gewicht, weil sie erheblich 
mitmischen im Ukraine-Russland-Konflikt, aber als Solo-Player, als 
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selbstbestimmte Macht hat Großbritannien inzwischen ausgedient. 
Von daher sind die Deutschen im Grunde die einzige Macht in Europa, 
die es schaffen könnten in einer multipolaren Weltordnung eine Rolle als 
Mittelmacht mitzuspielen und deren Einfluss man nicht unterschätzen 
darf. Das geht allerdings nur, wenn Deutschland die Position behält, die 
es in den letzten 70 Jahren eingenommen hat, nämlich als überzeugend 
starke Wirtschaftsmacht, denn wer eine starke Wirtschaft hat, der hat 
auch politisch etwas mitzubestimmen. Doch gerade dieser entscheidende 
Machtfaktor wurde ja, beginnend mit Frau Merkel und erst recht jetzt 
durch die Berliner Ampel, systematisch geschwächt, d.h. wir sägen – 
bildlich gesprochen - am Ast, auf dem wir sitzen und drohen abzustürzen!

„Die klassische deutsche Rolle: 
sich als Vermittler anbieten!“

Was wäre denn die klassische Rolle für unser Land?
Die Betonung liegt auf der Frage, was ist die klassische politische 
Rolle Deutschlands im großen Spiel der Mächte? Und ich nehme 
das aktuelle Beispiel Israel. Die Deutschen waren lange Zeit für die 
Israelis wichtige Verhandlungspartner. Weil wir gleichzeitig sehr 
gute Beziehungen zu den arabischen Staaten hatten. Ich weiß, dass 
z.B. unser Bundesnachrichtendienst (BND) von den Israelis in vielen 
heiklen Fragen – es ging meistens um Gefangenenaustausch, Geiseln 
etc. - immer wieder kontaktiert und genutzt wurde, um dort vermittelnd 
zu wirken. Das ist heute, so wie es vor einigen Jahren noch durchaus 
gang und gäbe war, nicht mehr der Fall. Das beschreibt – nach wie 
vor - die klassische deutsche Rolle als Herz Europas und als wichtiges 
Zentrum unseres Kontinentes. In der Vermittlerrolle, nicht nur zwischen 
Ost und West, sondern in vielen anderen Bereichen in der Welt, sind 

Das Logo des Bundesnachrichtendienstes, BND. 
Unser Auslandsnachrichtendienst bewährte sich 
in der Vergangenheit öfters als sehr erfolgreiche 
Vermittlungsinstanz im ewigen Dauerkonflikt 
Nahost.
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die Deutschen „immer noch“ gerne gesehen. Wir haben nach wie vor 
eine starke moralische Autorität und die Deutschen könnten in vielen 
Konflikten diese vermittelnde Position einnehmen. Das steht uns gut 
zu Gesicht, weil es auch Teil unserer Außenpolitik bis in die Merkel-
Jahre war. Leider haben das unsere Regierungen inzwischen völlig 
aufgegeben. Wir mischen uns einseitig sowohl im Ukrainekrieg als 
auch im Nahost-Konflkt ein, anstatt uns dort als Vermittler anzubieten. 
Auf letzteres käme es aber an! 

Herr Hampel, vielen Dank für dieses Gespräch!

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Josef Kraus

Bildungsnation Deutschland  
zwischen „Dichtung und Wahrheit“

Die Leserinnen und Leser dieser Zeilen 
werden mit dem Titel „Dichtung und 

Wahrheit“ etwas anzufangen wissen. Zur 
Auffrischung: Es handelt sich hier um 
Johann Wolfgang von Goethes Autobio-
graphie mit dem Titel „Aus meinem Leben. 
Dichtung und Wahrheit“ (entstanden zwi-
schen 1808 und 1831 - da war er schon 59 
bis 82 Jahre alt), Erlebnisse aus den Jahren 
von 1749 bis 1775 verarbeitend (also von 
seiner Geburt bis zu seinem 26. Lebensjahr). Es ist daraus unter 
anderem eine Art Bildungsgeschichte einer ganzen Epoche gewor-
den. Bildungspolitisch und bildungspädagogisch möchte ich meine 
über Jahrzehnte gesammelten Erfahrungen artikulieren, nämlich 
die Widersprüche zwischen erstens hehren bildungspolitischen 
Versprechungen, zweitens den Niederungen der Realität und 
drittens der Tatsache, dass für die bildungspolitischen Glücksver-
heißungen und für die realen Bildungsdesaster ein und dieselben 
Urheber verantwortlich sind. Aldous Huxleys Dystopie „Brave 
New World“/“Schöne neue Welt“ kommt mir in den Sinn – eine 
Mischung aus euphorischen und düsteren Visionen. 

Fangen wir mit den Verheißungen an: immer mehr Abiturienten 
und Studenten, immer bessere Abiturnoten, immer weniger 

Sitzenbleiber, (noch) relativ beste Wirtschaftsdaten, (noch) geringe 
Jugendarbeitslosigkeit. Und damit alles noch besser wird, toppen 
wir das: Gymnasium und Abitur für alle! Lernen mit Spaß und ohne 
Anstrengung! Keine Kränkungen mehr durch Noten und Zeugnisse! 
Kein Stress mehr mit Hausaufgaben und Auswendiglernen! Kein 
Frontalunterricht! Digitalisierung, Digitalisierung, Digitalisierung! 
Am Ende dann angeblich hochkompetente junge Leute, fit für das 
globale Haifischbecken!
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Na bitte! Niemand wird bezweifeln können, dass diese Bildungsna-
tion bestens aufgestellt ist!? Niemand? Ich bin dieser Niemand! 

Hunderte an Belegen könnte ich Ihnen nennen. Denn: Dies ist Dich-
tung! Die Wahrheit ist eine andere!

Schlaglichter! Beobachtungen! In Fragen gekleidet!
1. Wissen Sie, wie sich die Rechtschreibleistungen unserer Schüler 
entwickelt haben?
Eine von 1972 bis heute angelegte Längsschnittstudie von Wolfgang 
Steinig (Universität Siegen) hat ergeben: In ein und demselben Diktat-
text machten Schüler der 4. Klasse im Jahr 1972 im Schnitt 6,9 Fehler, 
heute 12,2 Fehler. Das ist ein “Plus“ an 77 Prozent.

2. Wissen Sie, wie es um den Wortschatz unserer Zehnjährigen 
ausschaut? 
Das ist der in den meisten deutschen Ländern qua Lehrplan ausgewie-
sene Grundwortschatz, das heißt der Wortschatz, den Schüler am Ende 
der vierten Grundschulklasse aktiv beherrschen sollen: Er wurde von 
1300 über 1100 Wörter zu Beginn der 1990er Jahre auf mittlerweile nur 
noch 700 Wörter heruntergefahren. Von „Schatz“ kann da wohl kaum 
die Rede sein. 700 Wörter – Ludwig Wittgenstein fällt mir dazu sein: 
„Die Grenzen meiner Sprache bedeuten die Grenzen meiner Welt.“

3. Wissen Sie um das Niveau mancher Bundesländer im Fach Ma-
thematik?

Unter Verweis auf Goethes „Dichtung und 
Wahrheit“ entwickelte Josef Kraus - auf dem 

Hamburger SWG-Seminartag eine nachdenk-
lich stimmende Bilanz der deutschen Bildungs-

misere.

Quelle: Wikipedia
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Über das Berliner Mathematik-Abitur urteilten Fachleute, dass es 
zuletzt von einem Anspruch gewesen sei, den Schüler der Mittelstu-
fe – also drei bis vier Schuljahre vorher – bewältigen müssten. Oder 
nehmen wir die Abschlussprüfungen in Berlin zum Erwerb des Mitt-
leren Schulabschlusses nach der 10. Klasse. Eine Mathematikaufgabe 
beispielsweise lautete: »Drei Ziffern sind gegeben: 2, 3, 6. Welche ist 
die größte dreistellige Zahl, die aus diesen Ziffern gebildet werden 
kann?« Grundschulniveau in der 10. Klasse auf dem Weg zur sog. 
Oberstufenreife!

4. Wissen Sie, wie sich statistisch Studium und Berufsausbildung 
zueinander verhalten?
Die Zahl der Studierberechtigten steigt ungebremst. Vor 21 Jahren, 
im Jahr 1996, gab es in Deutschland 267.000 Studienanfänger, 2016 
waren es fast doppelt so viele, nämlich 506.000. Seit 2014 haben wir 
mehr Studienanfänger als junge Leute, die eine berufliche Bildung 
anfangen. Und noch eine Zahl: Jetzt haben wir in Deutschland 330 
Berufsbildungsordnungen und 17.000 Studienordnungen. Eine völlige 
Schieflage!

5. Wissen Sie, wie unterbelichtet das zeitgeschichtliche Wissen un-
serer Schüler ist?
Laut Studien des „Forschungsverbundes SED-Staat“ der Freien Univer-
sität Berlin (Leiter: Professor Klaus Schroeder) ist das Wissen deutscher 
Schüler um die Zustände in der DDR höchst defizitär. Es herrscht ein 
um sich greifender historischer Analphabetismus vor: Mehr als die 
Hälfte kennt das Jahr des Mauerbaus nicht. Nur jeder Dritte weiß, 
dass die DDR die Mauer gebaut hat. Fast die Hälfte der Schüler kann 
nicht zwischen den Merkmalen von demokratischen und diktatorischen 
Systemen unterscheiden. Die Autoren der Studie stellen deshalb nicht 
zu Unrecht die Frage: „Später Sieg der Diktaturen?“

7. Ist Ihnen bewusst, dass man ein Bildungswesen binnen kurzer 
Zeit an die Wand fahren kann?
Es ist das vormalige Vorzeigeland Baden-Württemberg. Bis zum Re-
gierungswechsel 2011 zu einer „grün“ geführten Landesregierung lag 
das Ländle bei innerdeutschen Leistungsvergleichen immer unter den 
ersten vier: zusammen mit Bayern, Thüringen, Sachsen. Nun hat sich 

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   476057_SWG_Inhalt2-23.indd   47 05.12.23   11:5205.12.23   11:52



48

das Ländle eingenistet unter den letzten vier: zusammen mit Branden-
burg, Berlin, Bremen. 
Ja, wir sind dabei, diese Bildungsnation an die Wand zu fahren. Ich 
habe dazu 2017 ein Buch mit dem Titel geschrieben: „Wie man eine 
Bildungsnation an die Wand fährt“. Vielleicht hätte ich diesen Titel 
anders wählen sollen. Denn bei manchen Kultusministern habe ich den 
Eindruck, sie haben mein Buch als Gebrauchsanleitung verstanden.
Und nun kam noch „Corona“ dazu. Mit dieser Pandemie wurde so 
manches Schulproblem verschärft: siehe 600 bis 800 Stunden Wegfall 
von Präsenzunterricht, völliges Einschlafen sozialer Kontakte, völliges 
Einschlafen motorischen Ausgleichs, Zunahme an psychischen Auf-
fälligkeiten, Vergrößerung der Kluft der Bildungsförderung von bil-
dungsnahen und bildungsfernen Elternhäusern. Empathie-pädagogisch 
wurden die Noten in den drei Corona-Jahren trotzdem immer besser. 
Digitalisiertes Lernen, Homeschooling, Distanzunterricht und Co. 
haben das nie und nimmer wettgemacht. Es waren Notbehelfe – nicht 
mehr und nicht weniger. Und selbst wenn wir eine topmoderne Hard- 
und Software-Ausstattung unserer Schulen und Elternhäuser hätten, 
wäre kaum mehr drin gewesen. Die jungen Leute schleppen noch mehr 
Defizite mit sich. Die Ausbildungsreife und die Studierfähigkeit hat 
weiter gelitten. Aber das ist eine Entwicklung, die alte Entwicklungen 
verschärft hat. Es war ja schon vorher manches auf dem Holzweg.

Acht Verirrungen meine ich als Ursachen für 
das Abgleiten der (vormaligen) Bildungsnation 

ausmachen zu können. 
1.

Eine erste Verirrung ist der Egalitarismus. Das ist der Irrglaube, dass 
alle Menschen, Strukturen, Werte, Inhalte, ja sogar die Geschlech-

ter, von denen es ja nicht nur zwei, sondern bis zu sechzig geben soll, 
gleich bzw. gleich gültig seien. Das ist auch die Ideologie, dass es keine 
verschiedenen Schulformen, keine verschiedenen Begabungen, keine 
verschiedenen Fächer sowie keine bestimmten Werte geben dürfe.

Schule ist aber keine Institution zur Herstellung von Gleichheit, 
sondern zur Förderung von Verschiedenheit und Individualität. 

Gewiss ist das Spannungsverhältnis von Gleichheit und Freiheit nicht 
aufhebbar. Deshalb gilt, was Goethe meinte: „Gesetzgeber oder Re-
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volutionäre, die Gleichheit und Freiheit zugleich versprechen, sind 
Phantasten oder Scharlatane.” Es gibt also kein Zugleich. Man erinnere 
sich in diesem Zusammenhang an Alexis de Tocqueville (1835) und 
dessen warnendes Wort: Freiheit erliege gern der Gleichheit, weil 
Freiheit mit Opfern erkauft werden müsse und weil Gleichheit ihre 
Genüsse von selbst darbiete. 

Freiheit oder Gleichheit? Bezogen auf Bildung lautet die Frage: Soll 
ein Bildungswesen am Prinzip Freiheit oder am Prinzip Gleichheit 

orientiert sein? Gewiss doch an der Freiheit! Auch wenn wir dazu nei-
gen, jede Form von Ungleichheit zu skandalisieren, gilt: Die „conditio 
humana“ kennt keine Gleichheit. 

Es ist nun einmal das unüberwindbare Dilemma des pädagogischen 
Egalitarismus: Egalitäre Schulpolitik erzielt vermeintliche Gleich-

heit allenfalls durch Absenkung des Anspruchsniveaus. Wer aber die 
Ansprüche senkt, der bindet gerade junge Menschen aus schwierigeren 
Milieus in ihren „restringierten Codes“ fest. Verschiedenheit ist keine 
Ungerechtigkeit. Vielmehr ist nichts so ungerecht wie die gleiche 
Behandlung Ungleicher. Mit „Selektion“ in dem von gewissen Leuten 
intendierten Sinn hat dies nichts zu tun. Das gilt auch für das sensible 
Thema „Inklusion“!

Außerdem: Das Prinzip Leistung und das Prinzip Auslese sind nun 
einmal die beiden Seiten ein und derselben Medaille. Zudem ist 

Auslese eine notwendige Voraussetzung für individuelle Förderung 
von Kindern. Die anti-thetische Formel „Fördern statt Auslese“ ist 
grundfalsch. Es muss heißen: Fördern durch Differenzierung! Gleich-
macherei würde zudem jede Anstrengungsbereitschaft gefährden. 
Gleichmacherei wäre auch nur gefühlte Gerechtigkeit. Und vor allem 
gilt hier Friedrich August von Hayek: Das Versprechen irdischer Ge-
rechtigkeit ist das Trojanische Pferd des Totalitarismus!

2.

Eine zweite Verirrung ist die Hybris. Das ist der aus dem Marxismus 
(„Der neue Mensch wird gemacht“) und dem Behaviorismus („Der 

neue Mensch ist konditionierbar!“) abgeleitete Wahn, jeder könne total 
gesteuert und zu allem „begabt“ werden.

Indes gibt es Unterschiede in der Begabung von Menschen. Was den 
Faktor Begabung betrifft, so mag es heute politisch nicht korrekt 

sein, davon zu sprechen. Wissenschaftlich haltbar ist eine solche Dik-
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tion nicht. Denn die Forschung hat eindeutig nachgewiesen, dass die 
Hälfte bis zwei Drittel des kognitiven Potentials durch Erbfaktoren 
bestimmt sind. 

Trotzdem glaubten ab Mitte der 1960er Jahre „Reformer“ verkünden 
zu können, dass es Begabung als angeborene Fähigkeiten nicht 

gebe. Alles Verhalten einschließlich aller geistigen Fähigkeiten sei 
soziogen, so hieß es; das Endogene, das Genetische könne, ja müsse 
vernachlässigt werden, weil der Glaube daran Ungerechtigkeiten fort-
schreibe. Nicht um eine statische Vorstellung von Begabung, sondern 
um einen dynamischen Begabungsbegriff, um das „Begaben“ gehe 
es. Wer anderes im Sinn habe, sei zumindest ein Biologist. Vielmehr 
seien gemäß Milieutheorie Intelligenz und Schulerfolg determiniert 
durch die Schichtzugehörigkeit eines Individuums und durch die 
„Primärerziehung“. 

Die Behavioristen seit John B. Watson (ab ca. 1920) und vermehrt 
Burrhus F. Skinner (ab ca. 1940) taten ein Übriges, indem sie 

verkündeten, nur die Umstände entschieden darüber, ob ein Mensch 
ein bewundertes Genie oder ein Verbrecher werde. Daraus leitete sich 
ein grenzenloser Optimismus ab, der das Neugeborene hinsichtlich 
Dispositionen als „white paper“ sehen wollte, auf dem Prägungen ohne 
Grenzen vorgenommen werden könnten. Im Land der unbegrenzten 
Möglichkeiten wurde vor allem folgender Leitspruch Watsons eupho-
risch aufgenommen: „Gebt mir zehn Babys, ich mache daraus einen 
Verbrecher, einen Politiker, einen Musiker...“ Will sagen: Aus jedem 
könne durch Konditionierung alles werden, nichts sei angeboren und 
vererbt.

Der SWG-Referent Josef Kraus warnte frühzei-
tig vor bildungspolitischen Fehlentwicklungen 

eindringlich. U.a. in diesem bei Herbig er-
schienenen empfehlenswerten Buch: „Wie man 

eine Bildungsnation an die Wand fährt - Und 
was Eltern jetzt wissen müssen“.
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Dabei hätte man schon sehr früh wissen können (leidenschaftslose 
Psychologen wussten es), dass die Wahrheit in der Mitte liegt. 

Weder Anlage und genetische Disposition noch Umwelt und individu-
elle Soziogenese können für sich allein erhellend wirken, wenn es um 
Fragen der intellektuellen Entwicklung geht. Nur wenn Anlagefaktoren 
und Umweltfaktoren zusammen gesehen werden, gewinnt man ein 
realistisches Bild von menschlicher Entwicklung, denn Anlage und 
Umwelt wirken - heute sagt man: „synergetisch“ – zusammen.

Menschen kommen nun einmal unterschiedlich auf die Welt. Wer 
völlige Chancengleichheit will, müsste die Menschen entmün-

digen. Er dürfte beispielsweise ausschließlich die Schwächeren und 
Langsameren fördern. Die Stärkeren und Schnelleren müsste er den 
Eltern wegnehmen, sie aus der Schule verbannen, ihnen jede Mög-
lichkeit nehmen, Zeitung zu lesen, Rundfunk zu hören, Fernsehen zu 
schauen, Museen zu besuchen, ins Internet zu gehen usw. 

Gleichheit der Chancen durch Bildung ist jedenfalls eine Illusion, 
denn selbst wenn Bildung am Ende gleichmäßig verteilt wäre, 

schlügen doch andere Unterschiede durch: familiäre Förderung, Be-
gabung usw. Die kompensatorische Erziehung kann die Handicaps der 
Unterprivilegierten nicht total kompensieren. Das gilt auch für all die 
Euphorie ob einer inklusiven Schule!

3.

Eine dritte Verirrung ist die Spaß-, Erleichterungs- und Gefäl-
ligkeitspädagogik. Diese tut - angestrengt und sehr bemüht - so, 

als ob Schule immer nur cool sein könne und ja alles tun müsse, dass 
sich Kinder doch ja nicht langweilten. Der Folge wurden Leistung und 
Anstrengung vor allem von einer 68er geprägten Pädagogik schier zu 
Missgunst-Vokabeln erklärt. Und immer noch und immer wieder ist im 
Zusammenhang mit Schule in übler Weise die Rede von „Leistungs-
stress“, „Leistungsdruck“, „Leistungsterror“.

Aber: Bildung ohne Anstrengung geht nicht. Die um sich greifen-
de Wohlfühl-, Gute-Laune-, Spaß- und Gefälligkeitspädagogik 

schadet unseren Kindern. Wir müssen Kindern wieder mehr zutrauen 
und auch mehr zumuten. In Deutschland greift indes seit einigen 
Jahrzehnten eine Erleichterungspädagogik um sich. Das ist mit ein 
Grund, warum wir hinter neugierigen und hungrigen Ost-Asiaten und 
Ost-Europäern zurückfallen.
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In der Folge werden die Ansprüche heruntergefahren: Der mutter- und 
fremdsprachliche Wortschatz wird gekürzt. Ein Auswendiglernen von 

Gedichten findet fast nicht mehr statt. Das Einprägen von historischen 
oder geographischen Namen und Daten gilt als vorgestrig. Grundschü-
ler dürfen gegen jede Orthographieregel „phonetisch“, das heißt: nach 
Gehör, schreiben. Selbst Deutschprüfungen bestehen im Ankreuzen 
von Multiple-Choice-Aufgaben oder im Ausfüllen von Lückentexten. 

Dass diese pseudopädagogische Erleichterungsattitüde falsch ist, 
wussten Generationen von Eltern und Lehrern seit der Antike. 

Selbst ein Sigmund Freud, der bekanntermaßen vieles auf das Luststre-
ben des Menschen zurückführte, war überzeugt: Leistung und Erfolg, 
ja das Erleben von Glück, setzen Bedürfnis- und Triebaufschub voraus.

Wer Leistung und Anstrengung zu Missgunst-Vokabeln macht, 
versündigt sich an der Zukunft unserer Kinder und unserer 

Gesellschaft. Denn wer das Leistungsprinzip bereits in der Schule 
untergräbt, setzt eines der revolutionärsten demokratischen Prinzipien 
außer Kraft. In unfreien Gesellschaften sind Geldbeutel, Geburtsadel, 
Gesinnung, Geschlecht Kriterien zur Positionierung eines Menschen 
in der Gesellschaft. 

Freie Gesellschaften haben an deren Stelle das Kriterium Leistung 
vor Erfolg und Aufstieg gesetzt. Das ist die große Chance zur Eman-

zipation für jeden Einzelnen. Mit Ellenbogengesellschaft hat das nichts 
zu tun. Vielmehr ist auch der Sozialstaat zugunsten Benachteiligter, 
Kranker und Alter nur realisierbar mit der millionenfachen Leistung 
und Anstrengung der Leistungsfähigen. Deshalb kann das Sozialprinzip 
auch nicht über das Leistungsprinzip gestellt werden. 

Auch im internationalen, im globalen Wettbewerb geht es nicht 
ohne Leistung. Wir sollten ansonsten auch froh sein, wenn wir 

leistungshungrige Spitzenschüler für zukünftige Eliten (Plural!) 
haben. Demokratie in Deutschland darf nicht zum Diktat des Durch-
schnitts werden. Eine zur Gleichheit verurteilte Gesellschaft wäre zur 
Stagnation verurteilt. 

Wer Elite legitimerweise sein kann, darüber gilt es zu streiten. 
Bloße Macht-Elite oder blanker Geldadel kann es nicht sein. 

Eine Leistungs- und Verantwortungselite muss es sein, die zugleich 
Reflexions- und Werte-Elite ist. Vor einem solchen Hintergrund ist 
selbst Ungleichheit gerecht – nämlich dann, wenn Elite allen nützt, 
wenn das Handeln von Eliten quasi zu einem “inequality surplus”, zu 

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   526057_SWG_Inhalt2-23.indd   52 05.12.23   11:5205.12.23   11:52



53

einem Mehrwert führt. Die Schulbildung kann dazu einen wichtigen 
Beitrag leisten, indem sie nach Talenten Ausschau hält und sie fördert.

4.

Eine vierte Verirrung ist die Quotengläubigkeit. Das ist die plan-
wirtschaftliche Vermessenheit, es müssten möglichst alle das 

Abitur-Zeugnis bekommen und es dürften möglichst wenig oder gar 
keine Schüler sitzenbleiben. Dabei müsste doch eigentlich klar sein: 
Wenn alle Abitur haben, hat keiner mehr Abitur!

Es ist überfällig, über die Opportunitätskosten einer gerade von 
OECD, Bertelsmann Stiftung und Co. permanent eingeforderten 

Überbewertung von Gymnasium/Studium und einer Vernachlässigung 
der beruflichen Bildung nachzudenken. Das heißt, nachzudenken, was 
es uns kostet bzw. was uns entgeht, wenn wir die berufliche Bildung 
weiter so vernachlässigen wie zuletzt. Die Wachstumsbremse der 
Zukunft wird die Über- und Pseudoakademisierung sein, weil sie 
einhergeht mit einem gigantischen Fachkräftemangel. 

Ein wichtiges bildungspolitisches Kriterium wird ebenfalls häufig 
übersehen, nämlich das Ausmaß an Jugendarbeitslosigkeit. Hier 

haben oft sogar vermeintliche Pisa-Vorzeigeländer mit Gesamtschul-
systemen eine Quote, die deutlich über derjenigen Deutschlands oder 
gar der süddeutschen Länder liegt. Länder mit vergleichsweise niedri-
ger Studierquote und dualer Berufsbildung liegen also erheblich besser. 
Aber es dringt nicht durch: Der Mensch scheint für viele immer noch 
beim Abitur zu beginnen. 

5.

Die fünfte Verirrung heißt Empirismus (Testeritis). Sie hat viel 
mit PISA und Co. zu tun. Dahinter steckt die Vorstellung, alle 

Bildung müsse sich messen und in Rankingtabellen abbilden lassen.

Wer aber so tut, als sei Bildung das, was PISA misst, der hat ein 
erbärmliches Bildungsverständnis. Denn PISA und die sog. 

empirische Bildungsforschung haben nur noch das an schulischem 
Lernen im Blick, was sich messen lässt. Im Falle von PISA ist das 
wahrscheinlich nur ein Zehntel dessen, was in Schule geschieht: ein 
bisschen etwas von Informationsentnahmekompetenz, ein bisschen 
etwas von mathematischem Verständnis und ein bisschen etwas von 
naturwissenschaftlichem Verständnis. Nicht erfasst von PISA werden 
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folgende Bildungsbereiche: sprachliches Ausdrucksvermögen, Fremd-
sprachenkenntnisse, Wissen in den Bereichen Literatur, Geschichte, 
Geographie, Politik, Wirtschaft, Religion/Ethik, ästhetische Bildung 
in den Fächern Kunst und Musik usw. Nein, das kann es nicht sein! 
Wir brauchen wieder ein Verständnis von Bildung, das gerade auch 
Wert legt auf diese Bereiche.

Hier wäre ein ausführliches Wort zur Kompetenzenpädagogik ange-
zeigt. Und es wäre so manches Wortspiel angebracht: Über Kom-

petenzsimulationskompetenz – und was sie bedeutet auf elaborierter, 
intermediärer oder basaler Ebene oder als Vertikal-, Horizontal- oder 
Meta-Kompetenzen. Alles Begriffe aus real existierenden Curricula. 
An die 4.000 soll es geben.

6.

Die sechste Verirrung ist der um sich greifende Utilitarismus und 
Ökonomismus, der Bildung zu erfassen droht.

Das heißt nicht, dass ich Schule im Elfenbeinturm schmoren sehen 
möchte. Es wäre mir aber ein verarmtes Verständnis von Bildung. 

Hier wird Bildung zur bloßen Abrichtung und zur dünnen praktischen 
Lebenskunde.

Die größten deutschen Philosophen haben sich schon vor Jahren mit 
einem solchen eingeschränkten Bildungsverständnis auseinander-

gesetzt. Man braucht ja nur Nietzsches fünf Baseler Reden „Über die 
Zukunft unserer Bildungsanstalten“ aus dem Jahre 1872 nachzulesen: 
Dort rechnet er es im ersten dieser Vorträge zu den beliebtesten 
nationalökonomischen Dogmen, den Nutzen, ja den möglichst großen 
Geldgewinn als Ziel und Zweck der Bildung auszugeben. Wörtlich: 
„Dem Menschen wird nur so viel Kultur gestattet, als im Interesse des 
Erwerbs ist.“ Oder in den Worten des damaligen, von 1809 bis 1815 
amtierenden Nürnberger Gymnasialdirektors Georg Wilhelm Friedrich 
Hegel: Nicht jeder »nützliche Stoff« forme die Seele, und Bildung sei 
die Aneignung von Welt jenseits des Nutzens ökonomischer Praxis. 

Klüger ist deutsche Bildungspolitik seitdem nicht geworden. Es geht 
in der Bildung aber nicht nur oder gar in erster Linie darum, wie 

ein junger Mensch fit wird für das globale Haifischbecken. Nein, es 
geht in Sachen Bildung – weil sie sonst nur Ausbildung ist – um den 
Eigenwert des Nicht-Ökonomischen. Es geht um Muse/Muße, und es 
geht um die Bildung von Persönlichkeiten. 
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Zudem: Es ist uns jede pädagogische und bildungspolitische Anthro-
pologie abhandengekommen. Dabei ist der Mensch doch Mensch 

mit vielerlei Seiten: als Schaffender, als Veränderer von Welt, als Homo 
Faber; als Spielender, als Homo Ludens; als Viator mundi, als Pilger 
durch die Welt; als Faber Mundi, als Schaffer oder Herrscher der Welt; 
als Homo Oeconomicus, als rationaler Nutzenmaximierer; als Zoon 
Politikon, Animal Sociale. Nicht alle diese Aspekte kommen in unserem 
Bildungswesen in angemessenem Maße zum Tragen.

7.

Die Vision, Bildung digitalisiert zu vermitteln, ist ein Irrweg. Diese 
Digitalisierungs-Euphorie ist schädlich.

Im Jahr 1647 schrieb Georg Philipp Harsdörfer ein Lehrbuch mit dem 
Titel „Poetischer Trichter. Die Teutsche Dicht- und Reimkunst, ohne 

Behuf der lateinischen Sprache, in VI Stunden einzugießen“. Daraus 
ist - auf Kupferstichen sichtbar – der Nürnberger Trichter geworden. 
Nun ist ein neues pädagogisches Trichterstudium angesagt: das 
des digitalen Nürnberger Trichters. Der Hype der Digitalisierung 
soll bereits in der Grundschule, wenn nicht schon in der KiTa, be-
ginnen. Jeder Bildungspolitiker und „Bildungsexperte“, der etwas 
auf sich hält, inszeniert sich – zur Freude von Bertelsmann Stiftung, 
Vodafon-Stiftung, Telekom-Stiftung, Bitkom-Stiftung, Samsung und 
Co. – als leidenschaftlicher Befürworter eines Lernens in Laptop- oder 
Smartphon-Klassen. 

Auch mit der Digitali-
sierung des gesamten 

Schulwesens kann man 
es übertreiben. „Schu-

len ans Netz?“ Ja, aber 
in sinnvoller Dosierung 

und mit Augenmaß!
Quelle: Von Wikibafza - 

Eigenes Werk, CC BY-
SA 4.0, https://commons.

wikimedia.org/w/index.
php?curid=65817753
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Nun heißt es: Wir brauchen didaktische Hyperlinks, elektronische 
Klassenzimmer, down-load und just-in-time-knowledge, instant-

learning, Lernanimation, Online-learning usw. Und dann, bis hinauf in 
Abiturprüfungen: PPP-PowerPoint-Präsentation-Kompetenz! Damit 
aber wird die Haltung gefördert, Verpackung sei wichtiger als Inhalt. 

Ein unkritischer Einsatz neuer Informationstechniken in der Päda-
gogik provoziert jedenfalls Kollateralschäden, die umso gravie-

render ausfallen, je früher dieser Einsatz beginnt. Überhaupt sollte als 
pädagogischer Grundsatz gelten: analog geht vor digital, produktiv 
geht vor rezeptiv. 

Es geht in der Schule um vis-a-vis-Kommunikation, und es hat 
schon seinen Sinn, wenn ein Schüler - grimmig, staunend oder 

ungläubig - in das Gesicht eines Lehrers und nicht in einen Bildschirm 
schaut. Der Lehrer weiß darauf zu reagieren, der Computer nicht. Ein 
sog. elektronisches Klassenzimmer aber wäre ein verarmtes, steriles 
Klassenzimmer ohne Er-Leben und ohne Reflexion. In ihm gingen 
Information und Unterhaltung eine pädagogisch fragwürdige Allianz 
ein. Es würde damit etwas gefördert, was Günther Anders lange vor 
der Digitalisierungswelle als das Dasein eines kollektiv vereinzelten 
Massen-Eremiten bezeichnet hatte. Dieser Massen-Eremit heißt so, 
weil er „solistisch“ vereinsamt. 

Die Fähigkeit zum Umgang mit neuen Informationstechniken ge-
hört heute gewiss zu den Kultur-Techniken (!). Dabei geht es um 

Medienmündigkeit. Aber es kommt auf die Dosis an, zumal in einer 
Zeit, in der Heranwachsende täglich gerade eben noch 15 Minuten mit 
Lesen verbringen. Gewiss gehört zur Medienerziehung die Schulung 
im Umgang mit dem Computer bzw. dem Internet. Dazu gehört eine 
Aufklärung über „Risk and Fun im Netz.“ Es gehören zu dieser Art 
von Mündigkeit die Fähigkeit, sinnentnehmend zu lesen; die Fähigkeit, 
differenziert und verständlich zu schreiben; die Fähigkeit, zielführend 
Strategien bei der Suche nach Informationen einzusetzen und beim 
Gefundenen Wichtiges von Unwichtigem sowie Sinnvolles von Schrott 
inkl. sexualisierter medialer Gewalt zu unterscheiden. Dazu gehört 
Suchtprävention: Denn gemäß mehreren Studien hat jeder sechste bis 
fünfte Jugendliche sogar nach eigener Einschätzung Probleme, seinen 
digitalen Medienkonsum selbstbestimmt zu kontrollieren, ist ein Teil 
davon Teil gar therapiebedürftig.
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8.

Die Probleme der Bildungsnation sind zu erheblichen Teilen im-
portiert.

Angesichts eines zunehmenden Migrantenanteils von Grundschü-
lern binnen eines Jahrzehnts kann man erahnen, wie es mit der 

„Bildungsnation“ Deutschland weitergeht, wenn es nicht gelingt, 
Schüler „mit Zuwanderungsgeschichte“ an gewisse Standards heran-
zuführen. Unbestritten ist jedenfalls, dass die Leistungen bereits der 
Viertklässer in Deutschlands Schulen seit zehn Jahren insgesamt massiv 
nach unten gefallen sind und immer weniger Schüler die Mindest- bzw. 
Regelstandards in den Fächern Deutsch und Mathematik erreichen. 

Seit PISA 2003 wissen wir: Migrantenkinder in Deutschland errei-
chen in etwa ein PISA-Ergebnis, wie es eines der größten Herkunfts-

länder deutscher Immigranten ausweist, nämlich die Türkei: Diese 
lagen in allen Testbereichen um bis zu drei Schuljahre hinter deutschen 
Schülern. Aus mehreren PISA-Testungen ist zudem bekannt, dass die 
Leistungen in den Klassen bei einem Anteil von mehr als 30 Prozent 
Schülern mit Migrationshintergrund signifikant sinken. 

Lassen wir ein paar Daten aus dem „IQB-Bildungstrends 2021“ spre-
chen (IQB = Institut zur Qualitätsentwicklung im Bildungswesen 

an der Humboldt-Universität zu Berlin): Der Anteil der Viertklässler 
mit Migrationshintergrund hat von 2011 bis 2021 von 24,7 auf 38,3 
% zugenommen (+ 13,6). Zugenommen hat besonders der Anteil der 
1. Generation (also von Kindern, die im Ausland geboren wurden). 
Von 2,1 auf 10,7 Prozent (+8,6 %). Die 1. Generation schneidet mit 
Abstand am schlechtesten ab: Mit Testwerten, die man aus Ländern wie 
der Türkei kennt. Halbwegs gehalten mit den Testergebnissen haben 
sich eigentlich nur die Viertklässler ohne Zuwanderungshintergrund 
(deren Anteil von 75,3 % im Jahr 2011 auf 61,7 % im Jahr 2021 gefallen 
ist). Der Unterschied zwischen Schülern ohne Migrationshintergrund 
und den Schülern der 1. Generation liegt bei der Testung 2021 je nach 
Testbereich zwischen 87 (Mathematik) und 145 Testpunkten (Zuhören). 
Bei der Testung 2011 waren die Differenzen noch 65 (Mathematik) und 
73 Punkte (Zuhören). Das sind zwei bis drei Schuljahre Lernfortschritt 
bzw. Rückstand. Und: Der Abstand wird größer.

Der Demografieforscher Gunnar Heinsohn († 16. Februar 2023) 
hat die Testleistungen der Testanden bei Pisa 2018 mit und ohne 

Migrationshintergrund ausgewertet. Danach weisen Migrantenkinder 
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der 2. Generation in Kanada, den USA und Australien gleichgute oder 
sogar leicht bessere Pisa-Ergebnisse aus als „Alteingesessene“. In 
Schweden und in Deutschland ist es völlig anders, hier fallen „frisch“ 
zugewanderte Migrantenkinder deutlich hinter das Niveau der „Alt-
eingesessenen“ zurück: 

Das ifo-Institut der Universität München war von Anfang an ganz re-
alistisch: „Der Rückstand der jungen Syrer entspricht vier bis fünf 

Jahren Schulbildung.“ Das heißt: Sie bewegen sich auf Grundschulni-
veau. Hans Werner Sinn, ifo-Chef bis Dezember 2015, konkretisierte 
dies: Bei seiner Abschiedsvorlesung in München sagte er: „65 Prozent 
der Bevölkerung in Syrien können die Grundrechenarten nicht.“ 

Das heißt: Die Schulpolitik kann nicht ausgleichen, was eine nicht 
erst seit 2015 völlig naive, ungeregelte Zuwanderungspolitik den 

Schulen – und allen Schülern! – zumutet. Wenn bereits unter Viert-
klässern die Bildungsbasis schwach ist, kann man sich ausmalen, wie 
es in höheren Klassen weitergeht.

Und wo ist ein Ausblick?

Reformen über Reformen werden in den Sand gesetzt, ohne Produkt-
haftung von Seiten derjenigen, die all dies inszeniert haben. Dabei 

hat jeder junge Mensch nur eine „Fertigungs“-Biographie! Hoffen wir, 
dass Schulpolitik und Schulpädagogik wieder zurückfinden zu der 
Bodenständigkeit, und Ehrlichkeit, die sie braucht.

Ehrlichkeit! Das beginnt mit ehrlichen Zeugnissen, die keine un-
gedeckten Schecks sind und mit denen Schüler und Eltern nicht 

betrogen werden; und mit einer ehrlichen Sprache. Es muss Schluss sein 
mit den Sprech- und Denk-Diktaten einer „educational correctness“; 
mit den Phrasen, Plattitüden wohin man schaut. EC-Huis sind „in“: 
Diversity, Gemeinschaftsschule, Gesamtschule, Gleichheit, Gerech-
tigkeit, Kompetenzen, Willkommensklassen usw.

Es muss Schluss sein mit Euphemismen, die die Wirklichkeit ka-
schieren und verbrämen sollen: 

Aus Schulschwänzern wurden Schuldistanzierte, gar Klimaretter, 
aus faulen Schülern wurden demotivierte; aus verhaltensgestörten 

sozial herausfordernde oder gar verhaltensoriginelle und verhaltenskre-
ative; aus dummen Schülern wurden einseitig begabte oder praktisch 
bildbare. 
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Wir sollten wieder den Mut haben, Begriffe auszusprechen und in 
Begriffen zu denken, die ehrlich und notwendig sind, auch wenn 

sie als Pfui-Begriffe gelten und angeblich im Verdacht des Faschisto-
iden stehen: Auslese, Autorität, Begabung, Dankbarkeit, Diktat, Dis-
ziplin, Ehrgeiz, Elite, Fleiß, Gehorsam, Hausaufgabe, Hochbegabung, 
Höflichkeit, Intelligenz, Leistung, Ordnung, Pflicht, Rechtschreibung, 
Tugenden, Vorbild... Und was brauchen wir sonst in Sachen Bildung? 
Wir brauchen eine umfassende pädagogische Anthropologie! Freiheit 
statt Gleichheit! Leistung statt Verwöhnung! Eignung statt Überehr-
geiz bei der Wahl der Schulform! Qualität statt Quote! Inhalte statt 
curricularer Nihilismen! 

Josef Kraus, Jahrgang 1949, bis 2015 Oberstudiendirektor an 
einem Gymnasium in Bayern, Diplom-Psychologe, 1987 – 2017 
ehrenamtlich Präsident des Deutschen Lehrerverbandes (160.000 
Mitglieder), 1991 – bis 2013 Mitglied des Beirates für Innere 
Führung beim Bundesminister der Verteidigung, zur Landtags-
wahl 1995 in Hessen Mitglied der Wahlkampfmannschaft des 
CDU-Spitzenkandidaten Manfred Kanther. Zahlreiche Buch- und 
Zeitschriftenveröffentlichungen zu Schule, Bildung und Politik. 

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Quelle: Mef.ellingen - Ei-
genes Werk, CC BY-SA 
3.0, https://commons.
wikimedia.org/w/index.
php?curid=32932386

Wolfgang Peter Thüne

Klimakrise oder Klimaschutzwahn?

Vorab die Frage: Wie nähere ich mich 
einem Problem, das gar nicht existiert, 

sondern nur eingeredet und akribisch ge-
plant über Jahre hinweg von der Politik und 
von ihr finanzierten Heeren von Wissen-
schaftlern über die Medien der Öffentlich-
keit eingetrichtert wurde? Ich greife zent-
rale Schlüsselworte des Übels auf, nämlich 
die Begriffe „Treibhaus“ oder „natürlicher 
Treibhauseffekt“. Doch die Erde ist kein 
„Treibhaus“! Sie ist keine Scheibe, keine 
Kugel, sondern ein Rotationsellipsoid, der 
mit geneigter Achse (Schiefe der Ekliptik 
von 23,5 Grad) einmal im Jahr die Sonne 
umkreist mit mehr als Schallgeschwindigkeit von 1666 km/h am 
Äquator! Dabei ändern sich pro Sekunde überall auf Erden die 
Neigungswinkel der auftreffenden Sonnenstrahlen. Die Erde ist zur 
Sonne ein offenes „System“, gemäß dem Befehl: „Es werde Licht!“ 

Die Sonne als Urquell allen Lebens

Die Sonne ist der Urquell allen Lebens auf der Erde. Sie ist ein 
Fusionsreaktor und sendet unter erheblichem Gewichtsverlust 

elektromagnetische Strahlung mit einer Geschwindigkeit von 300 000 
km/sec ins Weltall. Diese fällt nach etwa 7,5 Minuten auf die etwa 150 
Millionen km entfernte rotierende Erde und erwärmt sie. Doch die 
bestrahlte Erde strahlt ebenso Wärme ab, aber unsichtbare Infrarot-
strahlung, auch mit Lichtgeschwindigkeit. 

Schauen wir uns zunächst einmal den kleinen Übeltäter und „Klima-
killer“ an. Man sieht ihn nicht, hört ihn nicht, riecht und schmeckt 

ihn nicht, und doch hat die ganze Welt „Angst“ vor ihm, vor einem 
Gespenst? Es handelt sich um das Kohlenstoffdioxid-Molekül CO2 
mit einem Atomgewicht von 44! Eine stolze Zahl, eineinhalb Mal so 
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schwer wie die Luft. Es unterliegt der Schwerkraft und bleibt gerne 
in Bodennähe, verkriecht sich in Senken und stillen Weinkellern. Hier 
hat es bei der Gärung schon etliche Opfer gefordert! Es ist aber auch 
ein Lebensretter, der einen Selbstmord durch Ersticken verhindert. Es 
verbrennt in unserem Körper, denn beim Einatmen hat die Luft noch 21 
Prozent Sauerstoff, beim Ausatmen nur noch 17 Prozent. Vier Prozent 
fehlen, sie sind bei der Verbrennung der Nahrung verbraucht worden. 
Beim Einatmen der Luft hatte diese 0,04 Prozent CO2, beim Ausatmen 
aber ganze 4 Prozent! Das sind stolze 40 000 ppm! Dabei sollen 500 
bis 600 ppm das „klimatische Aus“ bedeuten. Doch warum düngen 
die Gewächshausbauer ihre „Treibhäuser“ mit einer Luft von 1000 bis 
1200 ppm CO2? Warum können wir nicht solange die Luft anhalten, 
um Selbstmord zu begehen? Weil CO2 dies verhindert! Es will aus 
unserem Körper hinaus und übt einen derart starken Druck aus, dass 
wir plötzlich atmen und die 40 000 ppm ausstoßen. Das ist eine Art 
Lebensrettung! Die Natur verhindert einen freiwilligen Selbstmord! 
Dazu sagte Sokrates (470-399 v. Chr.): „Nur der objektiv, vernünftig 
denkende Mensch ist das Maß aller Dinge!“ Es ist nicht vernünftig, 
dass CO2 freiwillig sich gegen die Schwerkraft in die Luft erhebt, in 
6 km Höhe sammelt, dort auf minus 18 Grad abkühlt und dann mit 
der „Gegenstrahlung“ die 15 Grad warme Erde weiter erwärmt! Das 
ist unmöglich!

Hierzu ist mir zufällig ein Heftchen der „Bundeszentrale für po-
litische Bildung“ von Nelles und Serrer in die Hände gefallen. 

Unter „Natürlicher Treibhauseffekt“ steht: „Der größte Teil der Son-
nenstrahlen durchdringt die Erdatmosphäre und trifft auf die Erdober-
fläche. Diese Strahlen werden von der Erde aufgenommen und als 
Wärmestrahlung wieder abgegeben. Ohne die sich in der Atmosphäre 
befindenden Gase wie Wasserdampf (H2O), Kohlenstoffdioxid (CO2), 
Ozon (O3), Lachgas (N2O) und Methan (CH4) würde die Wärmestrah-
lung wieder ungehindert ins Weltall entweichen. Die genannten Gase 
verhindern jedoch den direkten Austritt der Wärmestrahlung aus der 
Erdatmosphäre. Sie nehmen einen großen Teil der Wärmestrahlung 
auf und geben ihn wieder in alle Richtungen – also auch in Rich-
tung der Erdoberfläche ab. Dadurch werden die darunter liegenden 
Schichten und der Erdboden nochmals erwärmt. Dieser natürliche 
Erwärmungseffekt wird als natürlicher Treibhauseffekt bezeichnet. 
Die verantwortlichen Gase werden natürliche Treibhausgase genannt 
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und sorgen dafür, dass die globale Temperatur durchschnittlich bei 
ungefähr + 140 C liegt.“ Ist das vernünftig? 

Mit naiver Selbstsicherheit und unwahrscheinlicher Arroganz 
schildern die Autoren die Existenz einen Perpetuum mobile. 

Doch dies ist nach dem „Energieerhaltungssatz“ unmöglich. Als Be-
weis diene eine Schrift von Sven Plöger, der als Diplom-Meteorologe 
bei der ARD allgemein bekannt sein dürfte. Auch er hat für die Bun-
deszentrale für Politische Bildung mit quasi „staatlichem Segen“ eine 
Narrenfreiheit. Er schreibt: „Vor rund 4 Milliarden Jahren kühlte sich 
unser Planet auf unter 100 Grad Celsius ab und die Erdkruste begann 
sich zu bilden. Der Prozess der Krustenbildung, der häufige Einschlag 
mehrerer 100 Kilometer großer Gesteinsbrocken und intensiver Vulka-
nismus setzten viele Gase frei und dies führte zu einer neuen, zweiten 
Atmosphäre. Sie konnte von der Schwerkraft gehalten werden und 
bestand wahrscheinlich zu 70 Prozent aus Wasserdampf und zu 25 
Prozent aus Kohlendioxid.“

Plöger schreibt weiter: „Der junge Planet kühlte sich weiter ab, und 
deshalb konnte der Wasserdampf nun kondensieren: Die wohl 

längste „Schlechtwetterperiode“ auf Erden setzte ein. Etwa 40 000 
Jahre hat es durchgeregnet, aber kräftig. Rund 3 000 Liter Wasser 
fielen pro Tag auf jeden Quadratkilometer - mehr als vier mal soviel 
wie heute im Jahresmittel für Köln. Infolgedessen entstanden unsere 
Ozeane - erste Anzeichen für einen Wasserkreislauf finden sich vor 
rund 3,2 Milliarden Jahren. ... Hier profitierte unser Planet erstmals 
vom natürlichen Treibhauseffekt, denn er hat den jungen, sich immer 
weiter abkühlenden Planeten davor geschützt, zu Eis zu erstarren. Die 
zu schwache Sonne allein hätte das damals nicht vermocht“ (Zitat: 
Sven Plöger: Gute Aussichten für morgen. Wie wir den Klimawandel 
bewältigen und die Energiewende schaffen können; bpb Band 1296; 
2011, S.47ff).

Dann erzählt Sven Plöger, dass Cyanobakterien (Blaualgen) began-
nen, „Photosynthese zu betreiben und Sauerstoff zu erzeugen“. 

Doch so einfach ist es nicht, denn die Photosynthese ist ein kompli-
zierter Prozess, der von der Sonne betrieben wird und die Existenz 
von Wasser und Kohlendioxid voraussetzt und den grünen Farbstoff 
Chlorophyll, aus dem dann Traubenzucker gebildet und Sauerstoff 
sowie Energie gebunden und freigesetzt wird. Der Abfall „Sauerstoff“ 
erwies sich jedoch als lebensnotwendig und für alles pflanzliche und 
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tierische Leben als unverzichtbar.“

Nun noch ein drittes Beispiel: „Das goldene Gleichgewicht“, das 
ist die Überschrift des Buches „Stirbt unser blauer Planet“ (1973) 

von dem berühmten Fernsehmoderator und Professor der Physik Dr. 
Heinz Haber. Er schreibt, dass er in den USA nicht nur einen „Stand-
ortwechsel“, sondern einen „Gesinnungswandel“ vollzogen habe 
unter dem Einfluss von Aldous Huxley und Robert Malthus und zum 
„Pessimist“ wurde. Er denke nur noch in „Gleichgewichtszuständen“. 
„Es hat sich gezeigt, dass unsere Erde ihre Existenz einer Reihe von 
Gleichgewichtszuständen verdankt. Das Weltmeer, der Luftozean, die 
Temperatur und das Klima sowie die physikalischen und chemischen 

Aufgehende Sonne am Morgen eines Tages in den USA: Die Sonne ist der 
Urquell allen Lebens auf der Erde. Sie ist ein Fusionsreaktor und sendet 
unter erheblichem Gewichtsverlust elektromagnetische Strahlung mit einer 
Geschwindigkeit von 300.000 km/sec. ins Weltall. Diese fällt nach etwa 
7,5 Minuten auf die etwa 150 Millionen km entfernte rotierende Erde und 
erwärmt sie.
Quelle: Erik Axdahl Axda0002 - Eigenes Werk des ursprünglichen Hochladers, 
CC BY-SA 2.5, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=6183132
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Kräfte unserer Erde sind schon seit Jahrmilliarden so ideal ausgewo-
gen, dass unser Planet zur Wohnstätte des Lebens werden konnte und 
heute auch noch ist. Und wenn dieses delikate Gleichgewicht auch an 
nur wenigen Stellen ins Wanken gerät, kann es zu einer Katastrophe 
kommen. So ist es früher in der Erdgeschichte schon öfter geschehen.“ 

Dann schreibt er: „Die Erde ist ja kein selbstleuchtender Körper, 
sondern alles Licht und alle Strahlung, die sie in dem Weltraum 

abgibt, bestehen aus reflektiertem Sonnenlicht und reflektierter Sonnen-
wärme.” In dem Kapitel „Das kostbare Luftmeer“ erklärt er: „Kohlen-
dioxid in der Atmosphäre hat die gleiche Wirkung wie die Glasscheibe 
eines Gewächshauses. Für das sichtbare Sonnenlicht, nämlich für den 
größten Anteil der Sonnenenergie, ist es völlig durchsichtig. Das Gas 
absorbiert jedoch Wärmeabstrahlung, die wieder nach draußen ent-
weichen will. Glas wirkt genau so, und das ist der Grund, weshalb es 
in einem Gewächshaus oder auch in unsren modernen, sehr stark ver-
glasten Hochhäusern oft so heiß ist. Man kann ausrechnen, dass selbst 
geringe Schwankungen im Kohlendioxidgehalt der Atmosphäre die 
gesamte Temperatur des Planeten sehr stark beeinflussen können“(Lit: 
Aldous Huxley: Stirbt unser blauer Planet? Die Naturgeschichte unserer 
übervölkerten Erde; DVA Stuttgart 1973, S. 16, 20, 66).

Ohne Übergang möchte ich einen vierten Autor, Fritz Gassmann, 
zitieren. Er schreibt, das Experiment war simpel: „Monsieur 

Horace-Bénedict de Sausure (1740-1799) verschloss eine inwendig 
mit schwarzem Kork ausgekleidete Vase mit einer Glasplatte und 
hielt sie in Paris um die Mittagszeit gegen die Sonne. Mit Hilfe eines 
Thermometers beobachtete er eine gegenüber der Außentemperatur 
stark erhöhte Temperatur im Innern der Vase. Das Experiment wäre 
wohl in Vergessenheit geraten, wäre nicht ein mathematisch und natur-
wissenschaftlich äußerst begabter Baron Jean-Baptiste Joseph Fourier 
(1768-1830) darauf aufmerksam geworden.“ Seine in den Memoiren 
der Königlichen Akademie der Wissenschaften Frankreichs veröffent-
lichte Arbeit illustriert den damaligen Kenntnisstand, ist aber auch „mit 
gravierenden Irrtümern“ behaftet. „So hat Fourier drei Prozesse für 
die Verteilung der Erdoberflächentemperatur verantwortlich gemacht, 
nämlich die Erwärmung durch die Sonnenstrahlung, die durch die vielen 
Sterne verursache „Weltraumtemperatur“ und den heißen Erdkern.“ 
Daraus zog er die „völlig falsche Annahme, nämlich dass der Weltraum 
eine Temperatur besitzt, die nur wenig unterhalb derjenigen am Nord-
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pol liegt“. Nicht wissend, dass der Weltraum noch gut 200 K kälter ist, 
gab er folgende Erklärung für die beobachtete Temperaturdifferenz.  
„Die sichtbare Sonnenwärme (Licht) durchquert die durchsichtige 
Glasplatte (Atmosphäre) fast ungehindert, wird dann aber auf der ab-
sorbierenden Vaseninnenseite (Erdboden) in dunkle Wärme (Wärme-
strahlung, Infrarotstrahlung) umgewandelt, die fast nicht mehr durch 
die Glasplatte hindurchtreten kann, sich deshalb im Innern der Vase 
aufbaut und so die Tempertaturerhöhung bewirkt.“ Gassmann schreibt 
dazu: „Abgesehen vom lauwarmen Weltall war nämlich auch die Er-
klärung der in der Vase beobachteten Temperaturerhöhung höchstens 
teilweise zutreffend, denn eine der Sonne ausgesetzte schwarze Fläche 
wird selbst ohne Treibhauseffekt heiß (theoretisch bis 91 oC), so dass 
das Resultat auch ohne Glasplatte hätte beobachtet werden können. 
Aber dieses Vergleichsexperiment wurde nicht durchgeführt, und es 
scheint, dass weder Herr de Saussure noch Baron Fourier sich je barfuß 
im Freien bewegten. Eine solche Erfahrung hätte wohl die beschriebene 
Formulierung der Treibhaushypothese endgültig verunmöglicht.“ 

Gassmann: „Es vergingen nach de Publikation von Fourier noch rund 
70 Jahre bis der schwedische „Chemieprofessor“ Svante Arrheni-

us 1896 die „erste korrekte Theorie des natürlichen Treibauseffektes“ 
aufstellte. Er sagte, dass er „auf einem Gleichgewicht zwischen auf der 
Erde einfallender Sonnenstrahlung und abgehender Wärmestrahlung 
beruht.“ Die „Idee der Glasplatte“ wie der „Treibhauseffekt“ blieben. 
„Die anthropogene Verstärkung des durch Fourier vermuteten und 
durch Arrhenius quantitativ beschriebenen Treibhauseffektes wird das 
Schicksal der Menschheit im 21. Jahrhundert an vorderster Stelle mit-
bestimmen und wird erdgeschichtlich eines der wichtigste Ereignisse 
der vergangenen 10 Millionen Jahre darstellen“ (Lit: Fritz Gassmann: 
Was ist los mit dem Treib-haus Erde; SGU, Teubner Verlagsgesellschaft, 
Zürich 1954, S. 5ff).

Die Astronomie als älteste Wissenschaft

Wenden wir nun kurz den Blick nach oben, zum Himmel, zu Sonne, 
Mond und Sternen, die seit Urzeiten die Menschen faszinierten. 

Die Astronomie war die älteste Wissenschaft, aber erst das Fernrohr, 
das als „Instrument zum Blick in die Ferne“ 1608 von Hans Lipperhey 
(1570-1619) erfunden wurde, eröffnete ungeahnte Welten. Das nahmen 
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Galileo Galilei (1564-1641) und Johannes Kepler (1571-1630) zum An-
lass, das Fernrohr weiter zu entwickeln. Joseph von Fraunhofer (1787-
1826) entdeckte im Sonnenspektrum 1814 etwa 600 dunkle Linien, die 
„Fraunhoferschen Linien“. Wilhelm Herschel (1738-1823) entdeckte 
den Planeten „Uranus“ und im Jahr 1800 die Infrarotstrahlung, indem 
er jenseits des sichtbaren Lichts ein Thermometer legte und feststellte, 
dass die Temperatur stieg. Er entdeckte jenseits des Rot die unsichtbare 
Wärmestrahlung, die etwa 47 % der Sonnenstrahlung ausmachte!

Dann überschlugen sich die Natur-Erkenntnisse. Zwei Namen 
spielten eine hervorragende Rolle: Gustav Kirchhoff (1824-1887) 

und Robert Bunsen (1811-1899), die von 1859 bis 1863 in Heidelberg 
wirkten. Kirchhoffs Strahlungsgesetz besagt: „Materie gleich welcher 
Art sendet bei Erhitzung eine kontinuierliche Strahlung aus, die je 
nach Temperatur unsichtbar oder sichtbar ist. Diese Strahlung nennt 
man Temperatur- oder Lichtstrahlung.“ Beide entwickelten 1859 die 
„Spektralanalyse“ der chemischen Elemente und legten das Fundament 
für die Quantenphysik. Sie fanden heraus, dass jedes chemische Element 
ein für sich charakteristisches Lichtspektrum abgibt. Das war die Ge-
burtsstunde der Astrophysik. Kirchhoff definierte auch den „Schwarzen 
Körper“ als den Köper, der alle Strahlungen aller Wellenlängen optimal 
absorbiert und auch emittiert, der sich am schnellsten erwärmt und sich 
auch als schnellster abkühlt! Der ideale „schwarze Körper“ spielt auch 
eine ganz zentrale Rolle bei der Berechnung der Erdtemperatur. 

Es fehlt noch die Temperatur. Sie ist eine „intensive Zustandsgröße“, 
die ihren Wert behält, wenn man einen Körper teilt. Dagegen hat die 

innere Energie als „extensive Größe“ die Eigenschaft einer Menge, die 
aufgeteilt werden kann. Bei idealen Gasen ist die Temperatur ein direktes 
Maß für den Mittelwert der kinetischen Energie aller Luftteilchen. Je 
nach Atomgewicht bewegen sich die Luftmoleküle verschieden schnell. 
Am langsamsten in der Luft ist das CO2 – Molekül mit einem Mol-
Gewicht von 44! Auf dieses wirkt auch die Schwerkraft am stärksten. 
Es sucht die Bodennähe, wo das meiste Grün wächst und in die Höhe 
strebt! Da fällt mir ein Spruch von Ralph Waldo Emerson (1802-1883) 
ein: „Es ist ein Beweis hoher Bildung, die größten Dinge auf die ein-
fachste Art zu sagen.“ Und Konfuzius (551-479 v. Chr.) sagte: „Der 
Wissende ist noch nicht soweit wie der Forschende, der Forschende ist 
noch nicht soweit wie der heiter Erkennende.“
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Lassen wir hier noch einmal den Meteorologen Sven Plöger spre-
chen: „Vor rund 4 Milliarden Jahren kühlte sich unser Planet auf 

unter 100 Grad Celsius ab und die Erdkruste begann sich zu bilden.“ Die 
Atmosphäre konnte von der Schwerkraft gehalten werden und bestand 
„zu 70 Prozent aus Wasserdampf und zu 25 Prozent aus Kohlendioxid“. 
Sauerstoff gab es noch nicht! Dann fährt er fort: „Der junge Planet 
kühlte sich weiter ab, und deshalb konnte der Wasserdampf nun kon-
densieren. Die wohl längste „Schlechtwetterperiode“ auf Erden setzte 
ein. Etwa 40 000 Jahre hat es durchgeregnet, aber kräftig. Rund 3 000 
Liter Wasser fielen pro Tage auf jeden Quadratmeter – mehr als viermal 
so viel wie heute im Jahresmittel in Köln. Infolgedessen entstanden 
unsere Ozeane – erste Anzeichen für einen Wasserkreislauf finden sich 
vor 3,2 Milliarden Jahren.” Eine dritte Atmosphäre entstand mit den 
„Hauptbestanteilen Stickstoff und Kohlendioxid“. Hier „profitierte 
unser Planet erstmals vom natürlichen Treibhauseffekt, denn er hat den 
jungen, sich immer weiter abkühlenden Planeten davor geschützt, zu 
Eis zu erstarren.“ Haben Sie den Widerspruch entdeckt? 

Wieso und warum kühlte sich unser Planet ab, bei einer zu 95 
Prozent reinen „Treibhausatmosphäre“, der die „Sintflut“ folgte 

und die nur aus Stickstoff (?) und Kohlendioxid (25%) bestand? Wo 
blieb der Wasserdampf (70%), der doch den „Kreislauf“ des Wassers 
initiierte? Dies zu übersehen ist eine „Todsünde“ und ein Zeichen ideo-
logischer Blindheit! Fazit, ein „Treibhauseffekt“ ist reine „Erfindung“, 
er existiert nicht! Man muss schon dreist und mit dem „Zeitgeist“ 
konform sein, um solch eine freche Lüge so ausführlich zu verbreiten. 
Dann fährt er fort, dass „vor mehr als 3 Milliarden Jahren Cyanobak-
terien (Blaualgen) in der Lage waren, Photosynthese zu betreiben 
und Sauerstoff zu erzeugen“. Wie die Photosynthese funktioniert und 
welchen Zweck sie hat, darüber schweigt Sven Plöger! Er erzählt sein 
„Narrativ“ (Märchen) weiter fort über den „Ötzi“ und Hannibal (218 
v. Chr.), der im Winter mit 37 Elefanten die Alpen überquerte, sowie 
die „Wikinger“, die in einem wärmeren Klima (900-1300) „Grönland“ 
besiedelten und Ackerbau und Viehzucht betrieben. 

Die Rolle der Photosynthese

Wer die Photosynthese nicht erklärt, handelt fahrlässig, ja betrü-
gerisch, denn dies ist der elementare Vorgang für alles höhere 
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Leben auf Erden. Deswegen prangt am Eingang des Botanischen Gar-
tens der schlichte Satz: „Habt Ehrfurcht vor den Pflanzen, alles lebt 
durch sie!“ Das bei der „Gärung“ anfallende „Abfallprodukt“ Sauer-
stoff wird zur Bildung einer neuen Lebensform verwertet, welche die 
Substanz Chlorophyll (grüner Farbstoff) enthält. Daraus leitet sich die 
„Photosynthesegleichung“ ab. Sie lautet nach K. Bullrich: 12 CO2 + 
6 H2O + hν (Lichtenergie) = 2 C6 H6 + 15 O2! Das bedeutet, dass bei 
der Reaktion zwischen Kohlendioxid und Wasser unter Verwendung 
der Strahlungsenergie der Sonne Kohlenstoff und Wasserstoff sowie 
Sauerstoff entsteht, also der Reaktion zweier, energetisch gesehen 
„wertloser“ Stoffe, also Verbindungen mit hoher freier Energie mit 
dem „Abfallprodukt“ Sauerstoff resultiert. Hierzu ist ein Katalysator 
notwendig, die Porphyrin Körper, die Photozellen der grünen Pflanzen-
zellen (Lit: Kurt Bullrich: Atmosphäre und Mensch; Umschau Verlag, 
Frankfurt 1981, S. 15ff).

Die Porphyrin Körper haben die Fähigkeit, elektromagnetische 
Strahlung im sichtbaren Spektralbereich, wo das Maximum 

der Sonnen- und Himmelsstrahlung liegt, zu absorbieren. Auf dieser 
schlichten Gleichung beruht alles höhere Leben auf unserer Erde. 
Streicht man aus dieser Gleichung ein Glied, wie das Kohlendioxid, 
so erlischt das ganze Leben auf Erden! Also: Kohlendioxid und Wasser 
werden mit Sonnenlicht zu Zucker verwandelt, der der chlorophyll-
artigen Lebensform als Nahrung dient. Der bei der Gärung und auch 
bei der Photosynthese freiwerdende Sauerstoff wird nun nutzbringend 
verwendet. Allerdings kann in der Atmosphäre nur dann angesammelt 
werden, wenn die auf photosynthetischem Wege gebildete organische 
Substanz nach ihrem Absterben nicht restlos wieder zurückoxidiert 
wird. Von jedem bei der Photosynthese reduzierten Kohlendioxid-
Molekül geht der Kohlenstoff in die organische Substanz ein, der 
Sauersoff wird freigesetzt. Eine diesem Sauerstoff äquivalente Koh-
lenstoffmenge verbleibt in den Sedimenten. Dabei werden 2 880 kJ/
Mol in der Glucose gespeichert.

Mit der Photosynthese beginnt langsam die dritte Uratmosphäre, 
die sich mit Sauerstoff anreichernde Atmosphäre. Der neue, der 

Gärung an Effektivität weit überlegene Lebensprozess, auf der Basis 
der Sauerstoffnutzung (14-fache Energieausbeute), das heißt der Über-
gang von der fermentativen zum oxydativen Energiestoffwechsel hat 
begonnen. Es bilden sich die ersten Metazoen, die frühen Vorfahren der 
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gesamten Pflanzen- , Tier- und damit Menschenwelt! Was besagt: Wer 
als „Politikexperte“ das Kohlendioxid aus der Atmosphäre verbannen 
will, schafft die Grundlage allen Lebens ab!

Das erste pflanzliche Leben in den Ozeanen begann vor etwa 700 
Millionen Jahren. Die weitere Evolution höheren Lebens bis zum 

Affen dauerte weitere hundert Millionen Jahre. Die direkten Vorfahren 
des Menschen, die ersten Affenmenschen, erscheinen vor etwa 25 
Millionen Jahren. Erst vor 2 Millionen Jahren existieren Lebewesen, 
die als Menschen bezeichnet werden können. Sie entwickeln sich müh-
sam, ganze Arten sterben aus. Aber schließlich ist der Homo sapiens 
(Cro Magnon) seit etwa 50 000 Jahren da und hat sich den enormen 
Klimaschwankungen während der Eis- und Warmzeiten anzupassen. 
Und er hat es mit Bravour geschafft! Kein Wunder, dass er physisch, 
aber auch geistig-psychisch noch vieles von seinen affenähnlichen 
Vorfahren als Atavismus in sich bewahrt. Auch die rasante Entwicklung 
zum „Vernunftmenschen“ kann daran nichts ändern, allenfalls einige 
primäre, damals selbstverständliche Eigenschaften nur verdrängen. 
Das ist hauptsächlich der Grund für das meist rätselhafte und oft wi-
dersprüchliche Verhalten des Menschen mit Eigentümlichkeiten, die 
aus ferner Vorzeit in ihm stecken. „Zwischen friedfertigem Grasesser 
und raublustigem Mordaffen verläuft eine seltsame Mischung, die die 
Nähe der Verwandtschaft zu unseren Vorfahren widerspiegelt.“

„Treibhaus“ und „Treibhaus-Effekt“

Kehren wir nun zu den ausschlaggebenden Begriffen „Treibhaus“ 
und „Treibhauseffekt“ zurück. Wer dies verstehen will, der muss 

zuerst den Blick zur Sonne richten. Sie ist unser Zentralgestirn, ein 
„Atom Ofen“, der sich langsam „verzehrt“, aber noch Milliarden von 
Jahren uns beheizt, d.h. mit elektromagnetischer Strahlung versorgt. Die 
solare Strahlung überdeckt den Wellenlängenbereich von 0,02 bis etwa 
4 Mikrometer. Er reicht von der Ultraviolett-Strahlung (0,02-0,40), das 
sichtbare Licht (0,04 - 0,75), das sind 46 Prozent, und die Infrarotstrah-
lung von 0,75 bis 4 Mikrometer (= 47 Prozent!). Durch die elliptische 
Umlaufbahn erreichen im Winter, im Perihel, 3,5 Prozent mehr und 
im Sommer, im Aphel, 3,5 Prozent weniger als die mittleren 1 370 W/
m2. Der Begriff „Solarkonstante“ ist bewusst irreführend, denn derzeit 
strahlt die Sonne im Winter am sonnennächsten Punkt 1 418 W/m2 und 
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im Sommer nur 1 326 W/m2. Wenn die Präzession in 11 500 Jahren 
den sonnennächsten Punkt im Sommer 1 418 W/m2 durchläuft und im 
Winter nur 1.326 W/m2 eintreffen, dann sehen die Jahreszeiten ganz 
anders auch, mag die Gesamtstrahlung auf die Erde auch „konstant“ 
sein. Und dass 47 Prozent der Sonnenstrahlung unsichtbar (infrarot) 
sind, das wird total verschwiegen! Dabei entdeckte William Herschel 
(1738-1822) im Sonnenspektrum die vernachlässigte Infrarotstrahlung, 
indem dort jenseits des Rots das Thermometer anstieg, er eine höhere 
Temperatur maß!

Zur Temperatur ist zu sagen, dass sie eine intensive Zustandsgröße 
ist, die ihren Wert behält, wenn man den Körper teilt. Dagegen hat 

die innere Energie als extensive Größe die Eigenschaft einer Menge, 
die aufgeteilt werden kann. Kochenden Kaffee kann man auf viele 
Tassen aufteilen! Bei idealen Gasen, wie der Luft, ist die Temperatur 
ein direktes Maß für den Mittelwert der kinetischen Energie aller 
Luftteilchen. Die verschiedenen Luftteilchen haben je nach Masse eine 
unterschiedliche Geschwindigkeit. CO2 ist anderthalbmal so schwer 
wie die Luft und dementsprechend langsamer. Auf es wirkt auch eine 
höhere Schwerkraft, so dass es bevorzugt in Bodennähe bleibt. Warum, 
denn am Boden wird es beim Pflanzenwachstum benötigt! Es sammelt 
sich also nicht als „Treibhausgas“ in 6 Kilometer Höhe, um dort eine 
„Glasscheibe“ zu bilden! Natürlich wird es mit der Konvektion auch 
hochgerissen in größere Höhen, sinkt aber bei Nachlassen auch schnel-
ler ab. Es gibt drei Arten des Wärmetransports:

Da ist erstens der Transport der Wärme mit Hilfe der Sonnen-
strahlung. Infrarotstrahlen wärmen nicht die Luft, sondern nur 

Gegenstände.
Da ist zweitens der Wärmetransport durch Leitung (Wärmeleitungs- 
gleichung von Fourier) in festen oder flüssigen Körpern.
Da ist drittens der Wärmetransport durch Konvektion (Aufsteigen von 
Luftquanten und die Bildung von Kumuluswolken). 

Im Jahre 1859 beschrieb Gustav Kirchhoff (1824-1887) sein Strah-
lungsgesetz. Es besagt, dass Materie gleich welcher Art bei Erhitzung 

kontinuierlich Strahlung aussendet, die je nach Temperatur unsichtbar 
oder sichtbar ist. Diese Strahlung nennt man Temperatur- oder Licht-
strahlung. Dies definierte auch einen idealen schwarzen Köper, der 
alle Strahlung aller Wellenlänge vollständig absorbiert und ebenso 
vollständig abstrahlt. Ein „schwarzer Körper“ erwärmt sich von allen 
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Körpern am schnellstens, kühlt sich aber auch am schnellsten ab. Die 
Erde wird als „schwarzer Körper“ angesehen! Kirchhoff beschreibt 
den Zusammenhang von Absorption und Emission im thermischen 
Gleichgewicht. Es besagt, dass Strahlungsabsorption und -emission 
einander entsprechen. Ein Körper, der gut absorbiert, strahlt auch 
gut! Frisch gefallener Schnee ist ein exzellenter „schwarzer Körper“: 
Nachts strahlt er exzellent Wärme ab und am Tage „schmilzt er wie 
Butter in der Sonne“!

Gehen wir nun in die Wüstenregionen mit „ewiger Sonne“. Dort 
steigen die Gesteinstemperaturen auf über 70 Grad Celsius bei 

Lufttemperaturen in 2 Metern Höhe von etwa 50 Grad. Am Morgen 
liegen sie beim Gefrierpunkt oder etwas über 0 Grad und an dem we-
nigen Grün sieht man Tau. Das ist der einzige Niederschlag! So haben 
die Ägypter frostempfindliche Pflanzen in Kübeln auf Rollen gezüchtet 
und diese nachts in Hallen gerollt. Sie wussten sich zu helfen und sie 
waren gute Beobachter, die die Natur „verstanden“. Die Idee wurde in 
Rom von Kaiser Tiberius, geboren 42 v. Chr. und Regent von 14 bis 
37 n. Chr. aufgegriffen. In Italien lebte die Idee im 13. Jh. wieder auf 
und fand über die Niederlande, England und Frankreich viele Nachah-
mer. Im 15. Jh. entwarf ein Glasmacher aus Murano das Konzept der 
„transparenten Gläser“. Mit der Entdeckung der „neuen Welt“ durch 
Christoph Kolumbus (1451-1506) wurde „Amerika“ gefunden und da 
er Ananas mitgebracht hatte, wurden in Europa „Orangerien“ große 
Mode. 1682 entstand in den Niederlanden das erste Gewächshaus, 
der „Hortus Botanicus Amsterdam“. 1738 baute der französische 
Sonnenkönig Ludwig XIV. ein tropisches Gewächshaus für 800 Ana-
naspflanzen. Man unterschied „Kalthäuser“ mit Temperatur kleiner 
12 Grad, „temperierte Häuser“ mit 12 bis 18 Grad und „Warmhäuser“ 
(engl. „hothouses“) mit Temperaturen größer 18 Grad. Da an einem 
Sommertag mit viel Sonnenschein die Temperaturen leicht über 35 
Grad Celsius steigen, muss man die „Treibhäuser“ kräftig belüften, 
da ab 40 Grad Lufttemperatur die Dissimilation (Veratmung) höher 
ist als die Assimilation!

Den künstlichen Treibhauseffekt hatte bereits de Saussure unfrei-
willig entdeckt und beschrieben, als er sein „Vasenexperiment“ 

durchführte und eine Erwärmung im Innern feststellte. Dabei hatte 
er gar nicht berücksichtigt, dass Glas schon die Solarstrahlung um 
8 Prozent durch Reflexion verringert hatte. Dann hatte de Saussure 
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mit geringem Abstand eine zweite Glasscheibe draufgelegt und noch 
eine höhere Temperatur erzielt, trotz des abermaligen Verlustes von 
8 Prozent!

In Wirklichkeit hat er unbewusst das Prinzip der „Doppelverglasung“ 
entdeckt. Auch bei Fourier fiel nicht der Groschen, sondern er miss-

interpretierte die Untersuchungen und sagte: „Die Erde ist viel wärmer, 
als sie ohne Atmosphäre sein müsste.“ Er machte die Erdatmosphäre 
für die Speicherung reflektierter Sonnenstrahlung verantwortlich, 
und nannte diese „chaleure obscure“ oder unsichtbare Hitze. Ihm 
war wohl nicht bewusst, dass die Lufttemperatur mit 1 Grad pro 100 
Höhenmeter trockenadiabatisch abnahm! Auch kannte er nicht den 
2. Hauptsatz von Rudolf Clausius (1822-1888), dass Wärme nicht 
von selbst von einem Körper niedriger Temperatur auf einen Körper 
höherer Temperatur übergehen kann. Erstens nimmt die Temperatur 
mit dem „trockenadiabatischen Temperaturgradienten“ von 1 Grad 
pro 100 m Höhe ab und zweitens wird auch Reibungsenergie bei der 
Bewegung der Luftmoleküle verbraucht. Damit ist ein „perpetuum 
mobile“ unmöglich. 

Die Rolle des „Experten“ Sir John Hougthon

Jetzt komme ich zu einem der größten und einflussreichsten „Ex-
perten“ der „Treibhaustheorie“, zu Sir John Hougthon, Professor 

und Präsident des Britischen Wetterdienstes sowie (sehr wichtig) 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe des IPCC zu Klimaveränderungen. Er 
schrieb 1994 das Buch „Global Warming – The Complete Briefing“! 
(Lit: John Hougthon: Globale Erwärmung – Fakten, Gefahren und 
Lösungswege; Springer 1997, S. 1 u. 3-23).

Zuerst rechnet er die Erde kalt. Von 1370 W rechnet er über ein 
Viertel 343 W und weiteren Albedo-Verlusten kommt er auf 288 

W und eine Temperatur von -6 Grad C. Dann weiter: „Um diese auf-
genommene Energie auszugleichen, muss die Erde wieder die gleiche 
Energiemenge in Form von Wärmestrahlung abgeben. Alle Körper 
emittieren Wärmestrahlung: Ist ein Körper heiß genug, können wir 
dessen emittierte Strahlung sehen. Die Sonne mit einer Temperatur von 
ca. 6000 C erscheint weiß, ein elektrischer Heizstrahler mit 800 C rot. 
Kältere Körper emittieren eine Strahlung, die wir mit unseren Augen 
nicht mehr sehen können, im Infrarotbereich. In einer sternklaren Win-
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ternacht können wir den auskühlenden Effekt sehen, es kommt dann 
zur Bildung von Nachtfrost. Der größte Teil der Oberfläche unseres 
Planeten, inklusive der Schnee- und Eisflächen, würde völlig schwarz 
erscheinen, wenn wir ihn im Infrarotbereich betrachten könnten. Dann 
unterscheidet er den „natürlichen“ vorindustriellen vom „anthropo-
genen „Treibhauseffekt“. Man spricht von einem „Treibhauseffekt“, 
da das Glas eines Treibhauses Eigenschaften aufweist, die jenen der 
Atmosphäre ähnlich sind. Das sichtbare Licht dringt nahezu ungehin-
dert durch das Glas ins Innere und wird von den Pflanzen und der Erde 
absorbiert. Die von den Pflanzen und der Erde abgestrahlte Wärme 
wird jedoch teilweise vom Glas reflektiert. Das Glas wirkt folglich 
auf die Strahlung wie eine Decke, die dazu beiträgt, das Innere des 
Treibhauses warm zu halten.“

Dann geht er auf die turbulente Durchmischung und die Konvektion 
ein. „Innerhalb der Atmosphäre selbst ist der Prozess der Konvek-

tion tatsächlich der Hauptfaktor beim Wärmetransfer. Dabei erwärmt 
sich die Erdoberfläche durch die absorbierte Sonnenstrahlung. Die 
oberflächennahe Luft wird aufgeheizt und steigt aufgrund ihrer gerin-
geren Dichte auf. Beim Aufstieg dehnt sich die Luft aus und kühlt dabei 
ab. Die Temperatur des Luftteilchens fällt mit einer Rate von 6 C pro 
Höhenkilometer ab.“ Das ist der feuchtadiabatische Gradient, nachdem 
der Wasserdampf seine Kondensationswärme an die Luft abgegeben 
hat. Dann geht er auf das Absorptionsspektrum ein: „Zwischen den 
Wellenlängen von etwa 8 bis 14 Mikrometer ist die Atmosphäre bei 
Fehlen der Wolken nahezu völlig durchlässig. Man spricht vom stets 
„offenen atmosphärischen Strahlungsfenster“. „Könnten unsere Augen 
diese Wellenlängen wahrnehmen, wären wir in der Lage, die Sonne, 
die Sterne und den Mond über uns genauso wie im sichtbaren Spekt-
rum durch die Atmosphäre hindurch zu betrachten. Im Bereich dieser 
Wellenlängen verlässt die gesamte von der Erdoberfläche abgegebene 
Strahlung die Atmosphäre und gelangt ins All.“ Sie kehrt nie wieder 
zur Erde zurück! Eine exakte Widerlegung des „Treibhauseffektes“!

„Körper, die Strahlung gut absorbieren, emittieren sie auch gut. 
Eine schwarze Oberfläche ist sowohl ein guter Absorber als 

auch ein guter Emitter, während gut reflektierende Oberflächen ent-
sprechend weniger absorbieren und emittieren. Dies ist der Grund 
dafür, dass die Wände einer Thermoskanne oder Dämmstoffe mit 
hochreflektierenden Schichten versehen werden.“ „Die absorbierenden 
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Gase der Atmosphäre geben auch folglich Strahlung ins All ab. Die 
Menge hängt von ihrer jeweiligen Oberflächentemperatur ab.“ „Diese 
Strahlungsemission durch Gase entspringt typischerweise in 5-10 km 
Höhe nahe der Obergrenze der Atmosphäre. In diesen Höhen ist auf-
grund der erwähnten Konvektionsprozesse die Temperatur sehr viel 
niedriger (etwa um 30-50 C) als an der Erdoberfläche. Da diese Gase 
kalt sind, emittieren sie dementsprechend auch wenig Strahlung.“ Aber 
wie soll eine Strahlung aus eiskalten (-18 Grad) Höhen einen plus 15 
Grad warmen Erdboden erwärmen? Das ist nach dem 2. Hauptsatz der 
Thermodynamik absolut unmöglich!

Dennoch fordert Sir John Hougthon, dass das geforderte „Gleich-
gewicht“ von 240 W/m2 eingehalten wird. „Es ist wichtig, dass 

der Treibhauseffekt nur funktioniert, wenn die Temperaturen in der 
höheren Atmosphäre niedriger sind als in der tieferen. Ohne diesen 
Unterschied, dass die Lufttemperatur mit der Höhe abnimmt, würde 
es auf der Erde keinen Treibhauseffekt geben.“ Wieso das? Quod erat 
demonstrandum: Der Treibhauseffekt ist er ein Märchen, ein modernes 
Narrativ oder eine Narretei?

Es ist ein vergeblicher Versuch von „Experten“, seien es Meteorolo-
gen oder Physiker oder andere Wissenschaftler samt der Politiker 

oder Journalisten oder Meinungsmachern, den „Treibhauseffekt“ zu 
begründen. Wo man genauer hinschaut, alles Lug und Trug! Lassen 
Sie mich zusammenfassen:

Dass die Erde sich trotz fast 95-prozentiger „Treibhausatmosphäre“ 
(Plöger) unter 100 Grad C abkühlte und eine 40 000 Jahre anhal-

tende „Sintflut“ auslöste, ist schon ein Widerspruch an sich.

Dass die Temperatur mitsamt Schwerkraft und Dichte mit der Höhe 
abnehmen, ist eine unumstrittene Tatsache. Dass von kalten Hö-

hen die wärmere Erde „aufgeheizt“ werden kann, widerspricht dem 2. 
Hauptsatz der Thermodynamik.

Dass die Erde ein kontinuierlicher „schwarzer Strahler“ ist und 
dass die Atmosphäre nur Strahlung selektiv absorbieren kann, 

ist seit der „Spektroskopie“ gängige Meinung. Außerdem gibt es zwei 
„offene Strahlungsfenster“, das solare mit einer Breite von 0,2 bis 4 
Mikrometern und das infrarote zwischen 8 und 14 Mikrometern, wo 
kurzwellige Solarstrahlung reinkommen und langwellige Erdstrahlung 
ins All entweichen kann. 
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Dass das CO2 mit seinen Absorptionslinien bei 2,8, bei 4,5 und bei 
15 Mikrometern das „Fenster“ nicht schließen kann, ist unstrittig.

Dass die Erdoberfläche mitsamt den unteren 6 Kilometern bei den 
Betrachtungen außen vor bleiben, dass offen behauptet wird, dass die 
Temperaturabnahme mit der Höhe Voraussetzung für den „Treibhau-
effekt“ ist, ist völlig unglaublich.
Dass die Wettersatelliten bei wolkenlosem Himmel die von der Erd-
oberfläche mit Lichtgeschwindigkeit ausgesandte und aufgenommene 
Infrarotstrahlung in geschlossene Wärmebilder umwandeln können, 
ist eine Tatsache.

Wenn man vom Weltraum auf die Erde schaut, so erkennt man 
ein „Kunterbunt“ an Klimazonen, erkenntlich an der unter-

schiedlichen Vegetation. Darauf hat Wladimir Köppen (1846-1940) 
seine effektive Klimaklassifikation aufgebaut und 1900 veröffentlicht. 
Dabei geholfen hat der Meteorologe Rudolf Geiger (1894-1981) und 
zusammen die „Klimate der Erde“ beschrieben, mit zusammen 29 
verschiedenen Klimazonen. 

Die „Vielfalt“ rührt von der Tatsache der statistischen Berechnung 
des Klimas anhand 30jähriger Wetterbeobachtungen. Wetterele-

mente sind Luftdruck, Temperatur, Luftfeuchte, Wind, Niederschlag, 
Bewölkung, Sicht, Sonnenscheindauer und Strahlung. Die „Tempe-
ratur“ ist nicht das wichtigste Wetterelement. Entscheidend sind der 
Luftdruck und die Luftströmung, die das Leben von Tiefs und Hochs 
und die Temperaturen maßgeblich bestimmen! So kommt auch Sahara-
luft nach Mitteleuropa.

Hier aus meinem Buch „Der Treibhaus Schwindel“ (1998) einige 
Sätze: „Die erdachte „Klimakatastrophe“ soll in diesem postso-

zialistisch-neomarxistischen Strategiekonzept eine Doppelfunktion 
ausüben. Sie soll die „kapitalistischen Großstrukturen“ zerschlagen 
und diese als repressiv „monopolitische Machtstrukturen“ mittels der 
Devise „small is beautiful“ sozusagen „atomisieren“. Sie soll aber auch 
die liberale Ordnung von innen heraus erschüttern, deren Freiheit durch 
eine Rechtsordnung gewährleistet wurde, die auf einer weitgehenden 
Dezentralisierung der staatlichen Macht, föderativen Staatsstrukturen 
und Gewaltenteilung beruhte. Die Forderung nach „Ganzheitlichkeit“ 
war ein Synonym für den neuen Übergang zu zentralistischer Bevor-
mundung. Wem es gelingt, über die Klimapolitik, die Energiepolitik 
und damit praktisch die Wirtschaftspolitik dirigistisch zu beeinflussen, 
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der bekommt damit ein Machtinstrument ohnegleichen in die Hand. Von 
Anfang an war daher die „Klimaproblematik“ global ausgerichtet, wie 
die Wortwahl „Globaltemperatur“, „Globalklima“ deutlich zeigt. Hier 
kommt das dem Marxismus als Religion anhaftende universalistische 
Denken zum Vorschein, das zu seiner Realisierung zentralistischer 
Strukturen bedarf und damit zu völkerrechtlich verbindlichen Konven-
tionen, wie der „Klimarahmenkonvention“ mit exakt normierten und 
rechtlich verbindlich, d. h. einklagbaren „Treibhausgasreduktionen“.
(Zit: Wolfgang Thüne; der Treibhaus-Schwindel, Saarbrücken 1998, 
S. 76f).

Dass am Tage die Sonne scheint und alle Gegenstände erwärmt und 
es nachts dunkel und kälter wird, bis auf Werte um den Gefrier-

punkt, das haben wohl schon die ersten Menschen in den afrikanischen 
Steppen gespürt und gewusst. Aber Temperaturmessungen gab es noch 
nicht. Auch die Römer beobachteten bei ihren Aquädukten zur Wasser-
versorgung ihrer Städte, dass Steine sich ausdehnen, wenn es wärmer 
wird, und sich zusammenziehen, wenn sie abkühlen und Wasserverluste 
eintraten. Aber erklären konnten sie dieses Phänomen nicht. Es musste 
erst Galileo Galilei (1564-1641) das Thermometer 1592 erfinden, wo 
die Wärmeausdehnung oder die Kontraktion zur Temperaturmessung 
benutzt wird. Es wurde 1714 von Fahrenheit (1652-1701) erheblich 
verbessert. Schon im 2. Jahrhundert hatte der Arzt Galen von Pergamon 
(129-199) „Grade der Hitze und Kälte“ eingeführt. 

Machen wir nun einen Sprung zu Sir Isaac Newton (1642-1727), 
einem der berühmtesten Gelehrten unserer Zeit, der 1687 sein 

„Gravitationsgesetz“ entwarf.

Im Jahr 1700 entwickelte Newton eine eigene Temperaturskala und 
nannte sie „Newton-Skala“ und ein Jahr später 1701 veröffentlichte 

er sein „Cooling Law“, sein „Abkühlungsgesetz“. Es scheint heute in 
Physiker- und Meteorologen-Kreisen unbekannt oder „geächtet“ zu 
sein. Dabei scheint es derzeit bei „Krimiproduzenten“ Hochkonjunktur 
zu haben, wenn es darum geht, den Todeszeitpunkt eines Menschen zu 
bestimmen. Dazu braucht man nur ein Thermometer und das „Gesetz“ 
und flugs lässt sich der Todeszeitpunkt eng eingrenzen. Ein Körper mit 
37 Grad kühlt in knapp 26 Minuten auf 30 Grad ab. Eine Schande, dass 
Newton bei Bestimmung der Todeszeitpunktes erwähnt, aber bei der 
Abkühlung der Erde nicht berücksichtigt wird. Von Newton stammt der 
Spruch: „Was wir wissen, ist ein Tropfen. Was wir nicht wissen – ein 
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Ozean.“ Man kann sich auch künstlich dumm halten! Und dabei wirken 
in natura alle drei Prozesse immer gleichzeitig: die Wärmeleitung, die 
Wärmekonvektion und die Wärmestrahlung! Es lebe Newton und seine 
Schrift „Scala Graduum Caloris“!
(Lit: Ulrich Grigull; Das Newton’sche Abkühlungsgesetz, Bemerkun-
gen zu einer Arbeit von Isaac Newton aus dem Jahre 1701; Abhand-
lungen der Braunschweigischen Wissenschaft Gesellschaft 29 (1978), 
S. 7-31).

Die Erde hatte immer eine Temperatur und sie strahlte immer 
Wärme ab. Doch die Sonne unterbricht die Abkühlung am Tage, 

wenn dunkle Wolken aufziehen. Auch bei Dunkelheit strahlt die Sonne 
nicht. Die Abstrahlung der Erde entspricht der Oberflächentemperatur 
und ist immer positiv, d. h. zur Abkühlung hin. Die Erwärmung durch 
die Sonne ist aber nur an die Tagesstunden gebunden. Die Intensität 
der Solarstrahlung hängt aber stark vom Einstrahlungswinkel ab, vom 
Lauf der Sonne am Horizont, der mit der „Schiefe der Ekliptik“ sich 
permanent ändert! Wenn wir schon durch die Annahme der „Solar-
konstanten“ etwa 96 W/m2 vernachlässigen zu können glauben, aber 
Sir John Hougthon in der Störung der Strahlungsbilanz von 4 W/m2 
eine katastrophale Erderwärmung heraufbeschwören zu können glaubt, 

Grüne Kampagnen führen oft zum 
Gegenteil dessen, was eigentlich 

bewirkt werden sollte. Sie führen zu 
Verhinderung und Rückschritt statt 

zu Entwicklung und Fortschritt. 
In seinem Buch „Propheten im 

Kampf um den Klimathron - Wie 
mit Urängsten um Geld und Macht 

gekämpft wird“ macht SWG-
Referent Thüne auf die Problematik 

aufmerksam.
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dann liegt er total falsch! 4 W/m2, das ist die „Strahlungskraft“ des CO2 
bei dessen Verdoppelung!

Ich kann nur die Wahrheit sagen, aber ob ich damit auch den Glauben 
an den „Treibhauseffekt“ ausmerzen kann, das kann ich wahrlich 

nicht! Zu viel und zu penetrant und vielfältig ist auf dem „Klimaschutz-
gebiet“ bisher gelogen worden.

Dr. Wolfgang Thüne, Jahrgang 1943. Studium der Meteorolo-
gie, Geophysik, Physik, Mathematik und Geographie. Tätigkeit 
beim Wetteramt Frankfurt, ab 1968 Referendar des Deutschen 
Wetterdienstes (DWD). Danach Meteorologe in der Analysen- 
und Vorhersagezentrale des DWD, nebenbei Fernseh-Meteo-
rologe beim ZDF. Ab 1974 beim Landesamt für Umweltschutz 
Rheinland-Pfalz. März 1986 Promotion zum Dr. phil. an der 
Julius-Maximilian-Universität in Würzburg bei Professor Dr. 
Lothar Bossle und danach Beurlaubung für die Konrad-Adenauer-
Stiftung als Repräsentant für Brasilien mit Sitz in Rio de Janeiro. 
Ab 1990 im Umweltministerium Rheinland-Pfalz als Leiter des 
Referates „Naturwissenschaftlich-technische Grundsatzfragen 
der Umweltpolitik“. Bücher und Aufsätze zu Klimafragen.

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Josef Schüßlburner

1 So Christian Geulen, Bundesrepublikanismus. Überlegungen zur Vorgeschichte der Gegen-
wart, in: Merkur, Oktober 2023, S. 19 ff., 22.

2 S. dazu die Ausführungen des Verfassers zur BRD-Zivilreligion im Deutschland-Journal 2022 
zum 17. Seminartag, S. 107. 

1848 als BRD-Problem

Weshalb soll sich die etablierte Politik 
für ein Ereignis interessieren, das vor 

175 Jahren stattgefunden hat, nämlich die 
erste freie (und wohl einzige) gesamtdeutsche 
Parlamentswahl, die zur Verabschiedung der 
ersten modernen gesamtdeutschen Verfas-
sung geführt hat? Das ideelle Credo, dem die 
Gründung der BRD 1949 verpflichtet ist, kann 
mit „Es gibt kein Zurück!“ auf den Punkt 
gebracht werden,1 als „Stunde Null“, in der aufgrund des Gottesge-
richts des (verlorenen) Krieges dem „Bundesrepublikaner“ durch 
die Sinai-Macht USA democracy offenbart wurde. Gegenüber der 
Vergangenheit versteht man sich als „Gegenentwurf“, der sich 
dabei nicht nur auf das NS-Regime bezieht, sondern auch gegen die 
freie Weimarer Republik und erst recht gegen das rechtsstaatliche 
Kaiserreich und die Zeit davor gerichtet ist. 

Diese Vergangenheit kann dann allenfalls als Vorlauf des deutschen 
Katastrophenwegs nach Auschwitz verstanden werden. Allerdings 

ist diese abgelehnte Vergangenheit doch unverkennbar gegenwärtig, 
etwa mit der Bundesflagge, die zwar problematisch zu werden beginnt 
und mit der bei der CDU nicht mehr unbedingt gefeiert werden darf2 
(und alsbald durch die Europaflagge zu überdecken ist), aber doch 
irgendwie einen positiven Wert zum Ausdruck bringt, der nicht (wohl 
bedauerlicher Weise) auf BRD und Grundgesetz reduziert werden kann. 

Es besteht daher die Gefahr, dass ein irgendwie dann doch positives 
Ereignis der BRD-Vorgeschichte wie 1848 durch den Bundes-
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Schrecken AfD „nationalistisch angeeignet“ werden könnte3 und dem 
gilt es durch so etwas wie Staatsakte4 vorzubeugen, insbesondere durch 
den Hinweis, dass die „Bundesrepublik“ doch in der Traditionslinie von 
1848 stehe, um dabei das Anliegen von Bundespräsident Heinemann 
aufzugreifen, der darauf hinwies, „dass unsere heutige Verfassung 
durchaus eigenständige Wurzeln hat und nicht nur eine Auflage der 
Sieger von 1945 ist.“5 Nicht nur, wobei das mit der Aussage implizierte 
„aber auch“ das Problematische sein könnte, das die BRD doch und 
gerade von 1848 / 49 trennt. Der Auffassung von Heinemann kann 
grundsätzlich zugestimmt werden, aber schon die offiziöse Aneignung 
des historischen Ereignisses etwa für Zwecke der Frauengleichberech-
tigung6 oder des Ausländerwahlrechts7 und der Europäisierungspolitik 
- es handele sich bei 1848 um ein „gesamteuropäisches Ereignis“ - 
deutet darauf hin, dass da an der offiziellen Geschichtspolitik einiges 
sehr verfehlt ist,8 was zeigt, dass die etablierte politische Klasse, die 
selbsterklärten „Demokraten“, mit 1848 doch nicht so viel anfangen 
können. Neben zahlreichen anderen Vorfällen ist dies 2023 dadurch 
zum Ausdruck gekommen, dass den Burschenschaften - und zwar den 
„liberalen“, die sich von dem unter „Rechtsextremismus“-Verdacht 
gestellten Verband abgespaltet haben - die Durchführung eines Fest-
aktes in der Frankfurter Paulskirche wegen „Deutschtümelei, rechtes 
Gedankengut, die Ablehnung von Frauen in den Verbänden - die Liste 
der Kritikpunkte an den Veranstaltern war lang“9 - verwehrt wurde. 

3 S. dazu den Aufsatz von Claudia C. Gatzka, 1848/49 und der Ort des Revolutionären in der 
deutschen Geschichte, in: APuZ 7-9/ 2023, S. 04 r. Sp. 

4 Einen richtigen Staatsakt hat es schon beim 150. Jahrestag 1998 nicht gegeben, sondern es 
gab nur im Historischen Museum der Stadt Frankfurt eine Ausstellung „zum 150jährigen 
Jubiläum der Revolution von 1848/49“.

5 S. Gustav W. Heinemann, Allen Bürgern verpflichtet. Reden des Bundespräsidenten 1969-
1974, 1975, S. 39.

6 S. dazu etwa den Aufsatz von Kerst Wolff, Frauen und Revolution. 1848 als Frauenaufbruch, 
in: APuZ, a.a.O., S. 24 ff. 

7 S. dazu den Aufsatz von Michael Parak, Demokratiestärkung durch Demokratiegeschichte? 
Beispiel 1848/49, in: APuZ, a.a.O., S. 39 ff.

8 Man kann von einer „gnadenlosen Direktheit“ sprechen, „mit der Einzelaspekte des Gesche-
hens von 1848/49 mit der Gegenwart parallelisiert werden“; so Manfred Hetting, Nutzen und 
Nachteil monumentalistischer Demokratiegeschichte, in: Merkur, a.a.O., S. 75 ff., 79 l. Sp.

9 S. den Artikel: Burschenschaften sagen ab. Festakt in der Frankfurter Paulskirche fällt nach 
Streit zwischen Stadt und Veranstaltern aus, in: Frankfurter Neue Presse vom 15.06.2023, S. 
7. 
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Jubelnde Märzrevolutionäre nach Barrikadenkämpfen am 18. März 1848 in 
der Breiten Straße in Berlin. Sie schwenken schwarz-rot-goldene Fahnen.

Nationalismus als Demokratisierungsvoraussetzung

Was hierbei die amtliche Ideologiepolitik des Frankfurter Magis-
trats des Jahres 2023 den Burschenschaften vorwirft, trifft auf 

die 1848er eindeutig zu: die heutige Stadtverwaltung von Frankfurt 
müsste daher den Abgeordneten des Frankfurter Parlaments von 1848 
die Nutzung der Paulskirche verwehren und hätte dabei die volle Zu-
stimmung des „Verfassungsschutzes“! Was hat diese frei gewählten 
Abgeordneten mit einer Mehrheit, die als „national-liberal“, also 
BRD-mäßig: zumindest als AfD-nah einzuordnen ist (um sich auf das 
Niveau der herrschenden Geschichtspolitik zu begeben), wofür etwa 
der Parlamentspräsident und angehende Ministerpräsident der proviso-
rischen Reichsregierung Heinrich v. Gagern steht, wirklich motiviert? 
Die Antwort ist eindeutig: Es ging diesen Abgeordneten, und zwar ohne 
Abstriche, um die Wiederbegründung des im Jahr 1806 als „Heiliges 
Römisches Reich deutscher Nation“ untergegangenen Reichs der Deut-
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schen als Nationalstaat. Diese Nationalstaatskonzeption verband sich 
selbsterklärend mit Grundrechten und einer demokratisch gewählten 
Volksvertretung nach dem Prinzip „one man one vote“ (bei damals 
noch weltweit bestehendem Ausschluss des Frauenstimmrechts). 
„1848“ macht deutlich: „Nation und Parlament - das waren Zwillinge, 
eines nicht ohne das andere denkbar. Und ohne Nationalismus hätte es 
kaum Demokratisierung geben können.“10 Der im Wiener Kongress 
von 1815 begründete Deutsche Bund konnte schon aufgrund der in-
ternationalen Einbettung, die es abzuschütteln galt, die sich aus der 
Aufklärung ergebenden Ansprüche des deutschen Nationalismus nicht 
erfüllen. Immerhin hat das zentrale Bundesorgan, der „Bundestag“ als 
Gesandtenkongress von fürstlichen Regierungsvertretern, die freie 
Wahl von Abgeordneten zur Paulskirche ermöglicht. Dazu hat dieser 
Bundestag auch die vorausgegangenen Beschlüsse zur Unterdrückung 
der deutschen Nationalbewegung, also des deutschen (demokratischen) 
Nationalismus mittels Zensur und vergleichbarer Maßnahmen aufge-
hoben, also seinen (in BRD-Sprache) „Kampf gegen rechts“ beendet, 
der damals allerdings eher ein „Kampf gegen links“ war, und auch 
Schwarz-Rot-Gold zur Flagge des Deutschen Bundes erklärt. Dieser 
Bundestag hat auch die Einsetzung einer provisorischen Nationalre-
gierung unter dem Reichsverweser Erzherzog Johann v. Österreich 
hingenommen und schließlich sollten 28 Mitgliedsstaaten die Reichs-
verfassung der Paulskirche mit zentralen positiven Auswirkungen auf 
ihre jeweilige Landesverfassung akzeptieren. 

10 So Hedwig Richter, Demokratie. Eine deutsche Affäre. Vom 18. Jahrhundert bis zur Gegen-
wart, 4. Auflage, 2021, S. 89.

Internationale Einbindung als Scheitern der 
deutschen Demokratie

Formal ist die Verfassung bekanntlich gescheitert. Wesentlich hierfür 
war die internationale Machtlage. Dafür steht zum einen, dass man 

den Vielvölkerstaat Österreich nicht in die deutsche Demokratie ein-
gliedern konnte; entweder hätte man Österreich insgesamt aufnehmen 
müssen, was aber keine Entwicklung in Richtung deutsche Demokratie 
ermöglicht hätte oder die deutschen Gebiete wären vom österreichischen  
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Gesamtstaat abzutrennen gewesen. Entscheidend war zum anderen der 
Konflikt um Schleswig-Holstein, das die dänische Nationalbewegung in 
Dänemark eingliedern wollte, was aber die deutsche Nationalbewegung 
nicht akzeptieren konnte, weshalb die Paulskirche einen „Reichskrieg“ 
gegen Dänemark führte. Preußen, das bereits militärisch aktiv gewor-
den war, musste aufgrund internationalen Drucks insbesondere durch 
Großbritannien den Waffenstillstand von Malmö abschließen, den 
dann notgedrungen die Parlamentsmehrheit in Frankfurt akzeptierte. 
Dies passte jedoch der linken Minderheit nicht, die daraufhin zum 
Barrikadenkampf überging,11 womit sich die noch sehr gegenwärtige 
Furcht vor französischen Revolutionsverhältnissen auftat, die bekannt-
lich von der Menschenrechtserklärung zum terreur geführt hatten, ein 
Weg, dem die Logik der „totalitären Demokratie“12 zugrunde gelegen 
war. Dagegen musste die provisorische Reichsregierung fürstliches 
Militär zu Hilfe rufen, was dann insgesamt der Auftakt dafür war, dass 
sich die internationale Machtlage gegen „Frankfurt“ richten sollte. Die 
provisorische Reichsregierung fand keine nennenswerte internationale 
Anerkennung, was schon auf den Konflikt um das Herzogtum Limburg 
zurückzuführen ist, das „Frankfurt“ als Bestandteil des Deutschen 
Bundes trotz Zugehörigkeit zu den Niederlanden dem Deutschen Reich 
zuordnen wollte und damit eine internationale Krise auslöste. Dies ließ 
es schließlich den preußischen König nicht ratsam erscheinen, die de-
mokratisch beschlossene Kaiserkrone anzunehmen, weil dies nur durch 
Krieg hätte durchgesetzt werden können. Diese Vermutung wird belegt 
durch das anschließende Unions-Projekt der preußischen Monarchie, 
das 1850 zu einem Erfurter Parlament der Deutschen Union mit einem 
an 1848 angelehnten Verfassungsentwurf führte, aber dann mit Russland 
im Hintergrund auf Druck Österreichs, der an den Rande des Krieges 
führte, mit dem Vertrag von Olmütz aufgegeben werden musste. 

11 Diesem war eine Ausstellung im Institut für Stadtgeschichte in Frankfurt gewidmet; s. den 
Ausstellungskatalog von Markus Häfner / Thomas Bauer, Auf die Barrikaden! Paulskirchen-
parlament und Revolution 1848/49 in Frankfurt, 2023. 

12 S. dazu grundlegend: J. L. Talmon, The Origins of Totalitarian Democracy, Boulder / London 
1985.
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Reichsgründung von 1871 als Erfüllung von 1848

13 S. dazu den Katalog des Heinrich-Hoffmann-Museums Frankfurt: Struwwelpeter wird Re-
volutionär. Heinrich Hoffman und 1848, 1998.

14 Dies ist gut im Buch von Oliver F.R. Haardt, Bismarcks ewiger Bund. Eine neue Geschichte 
des Deutschen Kaiserreichs, 2020, dargestellt

15 So auch die Einschätzung von Fenske, Wahlrecht und Parteisystem, S. 1972, S.76.
16 Schon 1807 hat der preußische Politiker v. Hardenberg geschrieben: „Demokratische Grund-

sätze in einer monarchischen Regierung: dieses scheint mir die angemessene Form für den 
gegenwärtigen Zeitgeist“; zitiert bei Richter, a.a.O., S. 34. 

Die Verwirklichung des Projekts der Paulskirche hatte deshalb 
die preußische Militärreform und eine besondere internationale 

Konstellation, die es diplomatisch auszunutzen galt, zur Voraussetzung, 
nämlich den zur Schwächung der Interventionsmacht Russland füh-
renden Krimkrieg von 1853 bis 1856, der auch die Feindmächte eines 
deutschen Nationalstaates, nämlich Frankreich und Großbritannien 
als Feinde Russlands, neutralisierte. Dadurch konnte gewaltsam das 
Ende des Deutschen Bundes als wesentliches nationales Hindernis 
herbeigeführt werden und 1867 mit dem Norddeutschen Bund, der 
1871 in das Deutsche Reich überführt werden konnte, das Anliegen der 
Paulskirche doch noch verwirklicht werden. In diesem Sinne verstanden 
zahlreiche 1848er, wie etwa der Frankfurter Arzt Heinrich Hoffmann, 
der als Verfasser des „Struwwelpeter“ bekannt ist,13 die Reichsgrün-
dung. Aufgrund ihrer Gründung durch die Initiative der preußischen 
Monarchie war die Reichsverfassung von 1867 / 1871 etwas anders 
strukturiert, aber das politische Bewusstsein, das mit den Vorgängen 
von 1848 einsetzte, hat schließlich zu einer Verfassungswirklichkeit 
beigetragen,14 die dann eher mit 1849 gespiegelt ist, etwa indem dem 
Reichstag eine zentrale Stellung zuwuchs, während der Bundesrat, dem 
Bismarck die eigentliche Regierungsmacht zuordnen wollte, kaum in 
Erscheinung trat. Die unmittelbarste Verknüpfung zwischen 1848 und 
1871 kommt dadurch zum Ausdruck, dass Bismarck für die Reichs-
tagswahlen auf das in Frankfurt ausgearbeitete Wahlrecht zurückgriff. 
Es wäre bei unmittelbarer Geltung der Reichsverfassung von 1848 
im Deutschen Reich kaum anders regiert worden als bei Geltung der 
Verfassung von 1867 / 1871.15 

Damit wird im Übrigen deutlich, dass die Demokratisierung eben 
auch ein Anliegen der etablierten Eliten war,16 wenngleich sie sich 
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dabei sicherlich ihrer Interessen bewusst waren. Schon die Tatsache, 
dass ca. 50 Prozent der Frankfurter Abgeordneten Beamte (einschließ-
lich der Professoren) waren, ist ein Hinweis darauf. Auch das Mitwirken 
des Deutschen Bundes zur Ermöglichung freien Wahlen für Frankfurt, 
die Akzeptanz der Verfassung von 1849 durch deutsche Regierungen 
und die Rezeption dieser Verfassung etwa durch die Grundrechtsar-
tikel in der Preußischen Verfassungsurkunde von 1850, übrigens an 
erster Stelle im Verfassungstext, sind ein deutlicher Hinweis. Die 
Positivierung derartiger Grundrechte in den Verfassungen hat es bei 
der parlamentarischen Beschlussfassung der Reichsverfassung von 
1867 / 1871 unnötig erscheinen lassen, derartige Bestimmungen in der 
Reichsverfassung vorzusehen, zumal dann eine Zentralisierungspolitik 
zu befürchten gewesen wäre: Grundrechte setzen eine Staatskompetenz 
voraus, vor der sie Schutz gewähren sollen, die man jedoch für das 
Reich zugunsten seiner Mitgliedsstaaten nicht vorsehen wollte. 

Da bei offiziellem Gedenken an 1848 keine Monarchen vor-
kommen,17 sei hervorgehoben, dass es sich bei der parlamen-

tarischen Mehrheit von 1848 nicht nur um Vernunftsmonarchisten 
handelte, sondern man meinte, einen Monarchen zu benötigen, der 
das Volk vor Demokraten schützt, also gewissermaßen als Verfas-
sungsschutzeinrichtung. Die deutschen Liberalen hatten nämlich bald 
erkennen müssen, dass sich Forderungen auf Errichtung einer deutschen 
Bundesrepublik und Abschaffung von Adel und Beamtentum schnell 
mit der Forderung nach Vertreibung der Juden verbanden18 als Ausdruck 
der Gleichheitsidee, die das Ungleiche als demokratiewidrig eliminiert. 
Die damaligen „Demokraten“, auf die sich das offiziöse historische 
Gedenken der BRD-Eliten erhellend zu beziehen scheint, waren über-
wiegend Anhänger der totalitären Variante der Demokratie. Dies war 
auch dem besagten Arzt Hoffmann bewusst, als er als Mitglied der 
Konstituante der Stadt Frankfurt, die parallel zur Reichsverfassung die 
reichsständische Verfassung der freien Stadt Frankfurt modernisieren 
sollte, gegen die Formulierung stimmte: „Frankfurt ist ein repräsen-
tativer demokratischer Freistaat.“ Das Wort „demokratisch“ wäre zu 

17 Darauf weist auch Hettling, a.a.O., S. 82 l. Sp. hin.
18 S. Lothar Gall, Bürgertum in Deutschland, 1989, S. 287.
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vieldeutig.19 Erst die Demokratisierung des Konstitutionalismus hat zu 
dem geführt, was nunmehr positiv unter Demokratie verstanden wird. 
Diese Entwicklung nach und aufgrund von 1848 ist den Liberalen unter 
Einschluss der zwischenzeitlich wegen der totalitären Demokratie-
Konzeption der klassischen Sozialdemokratie20 demokratieskeptisch 
gewordenen Nationalliberalen21 zuzuschreiben, während der positive 
Anteil der sich explizit als Demokraten verstehenden Intellektuellen 
an diesem Vorgang weit überschätzt wird: „Hingegen huldigten die 
(radikalen) Demokraten in einem solche Maße utopischen Vorstel-
lungen, brachten mehrheitlich dem konstitutionellen Formenwerk 
so geringes Verständnis entgegen, waren so sehr von einem anthro-
pologischen, sozial-ökonomischen und pädagogischen Optimismus 
geprägt, dass sie sich für die aktuellen Gestaltungsmöglichkeiten blind 
erwiesen und all ihre Wünsche und Sehnsüchte in eine realitätsferne 
Idealkonstruktion der Zukunft projizierten. Zumindest die radikale 
Gruppe der Demokraten war geistig weit von der Synthese des demo-
kratischen Verfassungsstaates entfernt. Sie als Vorläufer der liberalen 
Demokratie in Deutschland zu würdigen, erscheint daher vollkommen 
unangebracht und resultiert aus einem grandiosen Fehlverständnis ihrer 
politischen Konzeptionen.“22 Ein starkes Argument gegen das amtliche 
Geschichtsverständnis! 

19 S. dazu S. 22 der Broschüre „Struwwelpeter wird Revolutionär“, wobei die dort gebrachte 
Erklärung: Abgrenzung eines Freiberuflers gegenüber der Arbeiterschaft, zeigt, wie wenig 
BRD-mäßig die Demokratieproblematik verstanden wird. 

20 1848 ist auch das Jahr des „Kommunistischen Manifests“; s. zur Freiheitskonzeption der 
klassischen SPD: Susanne Miller, Das Problem der Freiheit im Sozialismus. Freiheit, Staat und 
Revolution in der Programmatik der Sozialdemokratie von Lassalle bis zum Revisionismus-
Streit, 1964.

21 S. die Aussage des national-liberalen Fraktionsführers im Deutschen Reichstag, Ernst Basser-
mann, als er forderte, sich eingedenkt zu sein „unserer Geburtsstunde, in der liberale Männer 
... der Demokratie absagten und ihre eigenen nationalliberalen Wege gingen,“ zitiert bei Gall, 
a.a.O., S. 436.

22 S. Uwe Backes, Liberalismus und Demokratie. Antinomie und Synthese. Zum Wechselver-
hältnis zweier politischer Strömungen im Vormärz, 2000, S. 505 f.

BRD / GG als Verwirklichung von 1848? 

Es sollte schon hinreichend die Problematik deutlich geworden sein, 
wenn sich die bundesdeutsche politische Klasse, die ihre Anliegen 
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mit BRD und GG gleichsetzt, auf 1848 zurückführt. Während „1848“ 
für deutschen demokratischen Nationalismus steht, der gegen die inter-
nationale Einbindung gerichtet war und gerichtet sein musste, besteht 
nach Auffassung der etablierten BRD-Politik der Zweck der BRD vor 
allem darin, möglichst bald multikulturell durch Masseneinwanderung 
und Ausländerwahlrecht europaintegrationsmäßig zu verschwinden. 
Der (deutsche) Nationalismus gilt dann als besonders verdächtig, weil 
nämlich nach BRD-VS-Ideologie zum „Bekenntnis zur Verfassung der 
Bundesrepublik … die Verhinderung diffus nationalistischen Gedan-
kengutes (gehört), das dem Ansehen der Bundesrepublik z.T. erheb-
lichen Schaden zufügt.“23 Eine Kampfansage an 1848! Die Liberalen 
von 1848 waren nämlich eindeutig Nationalisten.24

Mit ihrem „Verfassungsschutz“, der alle zentralen politischen Fra-
gen im „Kampf gegen rechts“ verdachtspolitisch zugunsten der 

politischen Klasse beantwortet, ergibt sich ohnehin die Frage, ob diese 
politische Klasse nicht per se eher das Gegenprinzip zu „1848“ ver-
körpert, nämlich „Metternich“ mit (Nach-) Zensur als Kampf gegen 
nationalstaatliche Bestrebungen der Deutschen. Es ist bemerkenswert, 
dass die Position des Historikers Ulrich Noak in der Nachkriegszeit, 
eine deutsche Verfassung unter ausdrücklicher Bezugnahme auf die 
Paulskirche zu errichten, von Wolfgang Benz25 kritisiert wurden als 
„ob nichts geschehen wäre, was unter den Kategorien von Schuld 
und Sühne aufzuarbeiten sei, ohne einen Gedanken an notwendige 
Maßnahmen der Selbstreinigung...“ und als „von den Realitäten des 
Besatzungsalltags abgehoben“. Zu diesen „Realitäten“ gehörten auch 
negative Haltungen der Besatzungsideologe zu 1848 wie von Walt 
Rostow, wonach die Revolution von den „deutschen Nationalisten“ 

23 S. Thilo Tetzlaff, Die Geburt des Verfassungsschutzes aus dem Geist der Demokratie? in: 
Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft, 2002, S. 145 ff., S. 
176.

24 Dies wurde sogar von NS-Ideologen wie Eberhard Meier, Die außenpolitischen Ideen der 
Achtundvierziger, 1938, anerkannt, der deswegen vorschlug, anstelle von „Liberalismus“ und 
„Liberale“ Nationalismus und Nationale zu sagen, „weist die Außenpolitik der 48er „Libera-
len“ ein nationales Gepräge auf“ (s. S. 12); während die NS-Ideologie den Liberalen absprach, 
Nationalisten sein zu dürfen, so wird in der BRD Nationalisten abgesprochen, liberal sein zu 
können! Einem deutschen Nationalliberalismus drohen aufgrund internationaler Einbindung 
„Österreichsanktionen“.

25 S. Zwischen Hitler und Adenauer, 1991, S. 34.
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zunichte gemacht worden wäre. Ein britischer Historiker26 schrieb 
1944 die „deutschen Liberalen der Paulskirche“ - und nicht etwa, wie 
ein deutscher Historiker27 zu Recht einwendet: den linken Demokra-
ten - die „Schuld“ am deutschen Nationalismus zu, um die deutschen 
Liberalen 1948 jubiläumsgemäß als die wahren Vorläufer von Adolf 
Hitler auszumachen: Demokratie führt bei Deutschen halt zum NS, 
bei Bundesrepublikanern ist das mit Verfassungsschutz, Parteiverbot 
und Nachzensur vielleicht etwas anders. Die Paulskirchenverfassung 
kannte zumindest explizit kein Vereinsverbot; ein Parteiverbot war 
nach der Preußischen Verfassung nur als vorübergehende Maßnah-
me möglich. Die Wissenschaftsfreiheit war nach der Paulskirchen-
verfassung nicht durch eine Verfassungstreue beschränkt: GG als 
Umsetzung von 1849? 

Aber ist nicht doch der Grundrechtekatalog des GG auf den 
der Paulskirche zurückzuführen, was in der Regel offiziös 

26 S. Lewis Namier, 1848 - The Revolution of Intellectuals, New York 1964; erstmals 1944.
27 S. Manfred Kittel, Abschied vom Völkerfrühling? National- und außenpolitische Vorstellungen 

im konstitutionellen Liberalismus 1848/49, in: HZ 2002, S. 333 ff., 343. 

Die Broschüre ‚Burschenschafter in 
der Paulskirche‘ ist nicht im Buch-
handel erhältlich. Sie kann aber gegen 
eine Überweisung in Höhe von 16,95 
Euro auf das Konto der ‚Gesellschaft 
für burschenschaftliche Geschichts-
forschung‘ (GfbG), IBAN DE13 7502 
0073 0017 7701 44, bezogen werden. 
Die Bestellungen nimmt der Schrift-
führer der Gesellschaft, Jan-Hendrik 
Klaps, unter der E-Post-Adresse: 
burschenschaftsgeschichte@gmail.
com entgegen.“ Der Umschlag der 
Broschüre zeigt die „Verfassungsge-
bende deutsche Nationalversammlung 
in der Paulskirche zu Frankfurt/Main. 
Farblithographie von D.A. Lill (Hist. 
Museum Frankfurt/Main. Inv.Nr.12527.
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als maßgebende Verbindung von 1849 mit 1949 angeführt wird?28 
Dies kann im Grunde durchaus bejaht werden, jedoch sollte 
klar sein: Während die Paulskirche eindeutig „Grundrechte des 
deutschen Volkes“, also Bürgerrechte, etablieren wollte, geht es 
im Grundgesetz um Grundrechte, die gemäß Artikel 1 GG unter 
dem Vorbehalt von Menschenrechten gestellt sind, was politisch 
zunehmend dahingehend verstanden wird, dass noch bestehende 
Deutschenrechte wie etwa das Einreiserecht gemäß Art. 11 GG 
nach Deutschland vermenschenrechtlicht werden sollen.29 Eine 
entscheidende anti-nationalistische Abweichung von 1848 / 1849! 
„1848“ ist also doch ein BRD-Problem!

Regierungsdirektor a.D. Josef Schüßlburner: Von 1985 bis 2018 
im Bundesdienst, Verkehrsverwaltung, tätig - unterbrochen durch 
Tätigkeit beim Generalsekretariat der Vereinten Nationen in New 
York, Referat Völkerrechtskodifikation (1987 bis 1989) und als 
nationaler Experte für Rechtsfragen des Luftverkehrs bei der Eu-
ropäischen Kommission in Brüssel (1997 bis 1999); einschlägige 
Veröffentlichung zuletzt beim Institut für Staatspolitik: „Scheitert 
die AfD? Die Illusion der Freiheitlichkeit und die politische 
Alternative, 2020; betreibt Website: www.links-enttarnt.de mit 
Themenschwerpunkten Parteiverbot, Verbotsersatzsystem und 
Sozialismusbewältigung.

28 So vor allem im Ausstellungskatalog von 1998 in Frankfurt mit dem Titel: „Aufbruch zur 
Freiheit“, was nicht falsch, aber einseitig ist, weil das Anliegen von 1848 angemessen etwa mit 
dem Schlagwort „Aufbruch zum Deutschen Reich“ zum Ausdruck zu bringen wäre; Gleiches 
gilt für den Ausstellungskatalog der Staatlichen Münzsammlung München 2023: Aufbruch 
zur Demokratie. Märzrevolution 1848 und deutsche Nationalversammlung auf Münzen und 
Medaillen. 

29 Die wahrscheinlichen Folgen sind dargestellt bei Rudolf Brandner, Die Ideologie der Men-
schenrechte und das Ethos des Menschseins, 2022. 
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Bruno Burchhart

Völkerfreundschaft Deutsche – Polen?
Historie – Gegenwart – Zukunft

Die deutschen Lande liegen in der Mitte 
des europäischen Kontinents und haben 

daher mit ihren nördlichen, südlichen, west-
lichen und östlichen Nachbarn das Auslangen 
zu finden. Gegen Norden gab es zwar auch 
Streitigkeiten, sie hielten sich jedoch, wie es so 
schön heißt, in Grenzen. Im dreißigjährigen 
Krieg griffen die Schweden in deutsche Lande 
ein, im 2. Weltkrieg war die Wehrmacht in Dä-
nemark und Norwegen, an der Eider-Sprachgrenze zu Dänemark 
gab es einiges an Auseinandersetzungen von Hohenzollern, bzw. 
Habsburgern bis zu der Bonn-Kopenhagener „Grenz“-Erklärung 
1955, aber im Wesentlichen sozusagen harmlos.

Im Süden sieht die Geschichte schon anders aus, da hier der germa-
nisch-deutsche Drang nach Süden von den Kimbern und Teutonen 

115 v. Chr. an bis zu Irredenta und Risorgimento Italiens mit dessen 
Staatsgründung 1861 zahllose Kriegs- und Friedensereignisse und 
päpstliche Konflikte hervorbrachte und heute noch z.B. beim Südtirol-
Problem schmerzlich nachwirkt. 

Seit jeher gab es auch schwierige Verhältnisse zu den westlichen 
und östlichen Nachbarn des deutschen Volkes. Es soll hier keine 

historische Abhandlung erfolgen, aber einige Gedanken sind doch 
angebracht, heißt es doch mit Recht: „Wer die Vergangenheit nicht 
kennt, kann die Zukunft nicht gestalten.“

Im Westen war das Reich Karls des Großen zukunftsweisend. 
Hermann der Cherusker hatte ja die Romanisierung der deutschen 

Lande verhindert, im Gegensatz zu Frankreich. Das durch Verdun 843 
dreigeteilte Karolingische Erbe zwischen Frankreich, dem mittleren 
Lotharingen und dem Ostteil prägte jahrhundertelang die Ausein-
andersetzungen um die Mitte, vom burgundischen Reich Karls des 
Kühnen bis zum Kampf um die den Rhein umgebenden Lande. Jüngst 
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wurden durch die Friedens-Diktate von St. Germain und Versailles 
Elsass-Lothringen und Eupen-Malmedy, u.a. aus dem deutschen 
Verband entfernt. Rheinland-Besetzung und Saarland-Lösung sollen 
nicht unerwähnt bleiben. – Allerdings konnte durch den Adenauer-de 
Gaulle-Elysee-Vertrag hier ein gewisses freundschaftliches Verhältnis 
erreicht werden.

Im Osten ist die Situation jedoch wesentlich schwieriger, da die Sla-
wen ja erst unter den Ottonen und Staufern, siehe auch Heinrich der 

Löwe, z.T. zwangsweise christianisiert, sozusagen zivilisiert wurden. 
Es kann hier unmöglich die ganze ziemlich wirre polnische Geschichte, 
auch nicht alle deutsch-polnischen Irrungen und Wirrungen durchge-
gangen werden. Einige markante Dinge müssen zum Verständnis jedoch 
aufgefrischt werden, da sie im Narrativ der Völker einen gewichtigen 
Platz einnehmen: 

Nach der angeblich freiwilligen Taufe des Piasten Mieszko 966 
war es sicher eine der wichtigsten, aus heutiger Sicht unendlich 

folgenschweren Entscheidungen von Kaiser Otto III., im Jahr 1000 n. 
Chr. das Erzbistum Gnesen einzurichten mit gleichzeitiger Erhebung 
des Polenherzogs Boleslaw Chrobry als „amicus et frater“ (also Freund 
und Bruder) quasi zum König, wodurch er das ansonsten kaiserliche 
Privileg, nämlich das Recht zur Ernennung von Bischöfen erhielt. 
Letztlich leitete das die Entwicklung zur Unabhängigkeit von der 
Reichskirche ein. Deutsche Hilfsaktion für die Polen! 

Ein wichtiges Moment ist auch mit den Schlachten von Tannenberg 
verbunden. Die erste von 1410 brachte eine verheerende Niederlage 

des Deutschen Ritterordens durch ein polnisch-litauisches Heer. Der 
Deutsche Ritterorden war ja zur Christianisierung der Lutizen, Pruz-
zen, usw. gerufen wurde. In der nationalistischen Ansicht der Polen ist 
Tannenberg ein mythischer Markstein. Für die deutsche Anschauung 
ist Tannenberg ein Synonym für die 1914 gewonnene Kesselschlacht, 
in Anlehnung an Hannibals Cannae gegen die Römer. War doch durch 
Hindenburg und Ludendorff hier ebenfalls ein deutscher Mythos ent-
wickelt worden, der allerdings durch die Geschichte vom 2. Weltkrieg 
nicht weiterentwickelt werden konnte. 
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Auseinandersetzungen um Schlesien

Unaufhörlich gibt es bis heute die Auseinandersetzung um Schlesi-
en. Dieses Gebiet war infolge der durch die regierenden Fürsten 

der Schlesien-Piasten und der Pommern-Greifen hierher gerufenen 
Deutschen mittels der sog. Ost-Kolonisation ein durchaus deutsches 
Gebiet geworden. 

Eine Episode von nicht unerheblicher Bedeutung ist auch der Entsatz 
der Reichshauptstadt Wien 1683 durch den Polenkönig Jan Sobie-

ski mit Hilfe des Reichsheeres unter Karl V. von Lothringen gegen die 
osmanische Türkenbelagerung, ein weitreichendes Ereignis, da es den 
Siegeszug des Habsburgerreiches unter dem genialen Feldherrn Prinz 
Eugen mit der Eroberung Südost-Europas einleitete.

Eine weitere bedeutende Periode im Verhältnis des polnischen und 
deutschen Volkes war die polnische Teilung von 1795 bis 1918 

unter Russlands Zaren, Preußens Hohenzollern und den Habsburgern. 
Dass das polnische National- und Zusammengehörigkeitsgefühl diese 
Periode erfolgreich überstand, ist doch bewundernswert.

Nach Ende des 1. Weltkrieges kam es 1918 zur sogenannten Wie-
dergeburt Polens. Wir gedenken jedoch mit Schmerz, dass die 

Das Wappen Schlesiens nach  
einer Abbildung aus dem  
15. Jahrhundert.
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an sich erfolgreichen Volksabstimmungen von 1919 in Allenstein, 
Marienwerder und Schlesien diese Landstriche nicht vor der jetzigen 
Fremdherrschaft bewahrten. Schlesien wurde ja dank des Einsatzes 
der Freikorps und deren Sieg um den Annaberg mit 59,6% für das 
Deutsche Reich gewonnen, dieses musste aber auf französischen Druck 
die Industrieregion Oberschlesien um Kattowitz an Polen abtreten. 
Nur das mehr landwirtschaftlich geprägte Niederschlesien blieb der 
Weimarer Republik. Nebenbei erhielten die Polen für ihren jetzt neuen 
Staat Westpreußen und Posen.

Erwähnt werden darf in diesem Zusammenhang noch etwas Interes-
santes und Bedeutendes: Die meisten deutsch besiedelten Gebiete 

sozusagen am Rande der Hohenzollerischen und Habsburgischen 
Mittelmächte, wie Nord-Schleswig, Eupen, Elsass, Südtirol, Kanaltal, 
Untersteiermark, Sudetenland gerieten infolge der Friedens-Diktate von 
Versailles und St. Germain unter Fremdherrschaft. Nur die Kärntner 
wehrten sich im Abwehrkampf gegen slawische Landnahme-Versuche, 
erzwangen eine Volksabstimmung, die sie gewannen, und erhielten so 
Kärnten frei und ungeteilt dem deutschen Österreich.

Der polnisch-deutsche Konflikt setzte sich in der Zwischenkriegs-
zeit fort. Motor war der polnische Außenminister Beck, der zwar 

das Münchener Abkommen bezüglich Sudetenland begrüßte, aber in 
Bezug auf den Korridor zur deutschen Völkerbundstadt Danzig und 
auch bezüglich Ostpreußen nahm er eine stichelnde, restriktive Stellung 
ein und erwirkte englisch-französisch-polnische Beziehungen. Der 
Hitler-Stalin-Pakt vom August 1939 mit der Quasi-Aufteilung Polens 
in sowjetrussische und deutsche Einfluss-Sphären, weiters die praktisch 
sofortige Kapitulation nach Weltkriegsbeginn sind weitere Momente 
polnisch-deutscher Kontrapunkte, ebenso der Warschauer Aufstand. 

Und jetzt kommt man schon ganz nahe an die Moderne, die Kon-
fliktpunkte bringt, die bis heute einer Lösung harren: Die Kriegs-

alliierten hatten ja beschlossen, dass sie „Deutschland als Ganzes“ 
regieren wollten. Über das Wie gab es verschiedensten Ansichten: Das 
ging von dem sowjet-russischen Propagandisten Ilja Ehrenburg mit 
seinem „ Tötet alle Deutschen!“ bis zum Morgenthau-Plan einer rein 
landwirtschaftlichen deutschen Wüste. Viele haben das alles vergessen. 
Natürlich gab es dann später auch den helfenden US-Marshall-Plan. 
Schon 1944 war eine sog. Humane Aussiedlung der Deutschen aus 
den deutschen Ostgebieten beschlossen, die ja in Wahrheit Vertrei-
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bung, Flucht und Genozid waren. Die von Sowjet-Russland ohne 
Absprache mit den anderen Alliierten vorgenommene sog. Polnische 
Westverschiebung (das ehemalige Ostpolen Brest/Lemberg kam an 
Sowjetrussland) lieferte die ostdeutschen Gebiete den Polen aus, die 
zusätzlich das westlich der sog. Oder-Neiße-Linie befindliche Stettin 
vereinnahmten. Die menschenverachtenden polnischen Bierut-Dekrete 
von 1945/46 des damaligen Polen-Präsidenten erklärten alle Deutschen 
für rechtlos, besitzlos und vogelfrei - diese Dekrete sind übrigens bis 
heute nicht aufgehoben.

Einiges zur Grenzfrage: Das besiegte Deutsche Reich sollte ja - 
wie erwähnt - von den vier Kriegsalliierten gemeinsam verwaltet 

werden. Der sowjetrussische Diktator Stalin hatte jedoch den Polen 
ohne Rücksprache mit den West-Alliierten die deutschen Ostgebiete 
nur zur Verwaltung übergeben. Er hatte auf Landkarten die Glatzer 
Neiße als Westgrenze Polens eingezeichnet, was Niederschlesien und 
Breslau den Deutschen erhalten hätte. Es wurde dann aber die Lausitzer 
Neiße. Die weitere Geschichte ist weitgehend bekannt: Im Görlitzer 
Vertrag zwischen Polen und der sog. DDR wurde 1950 der Grenzverlauf 
festgehalten. Im Zuge der sog. Ostverträge schloss die westdeutsche 
Regierung am 7.12.1970 den sog. Warschauer Vertrag, der „nur für 
die (westdeutsche) BRD“ die derzeitigen Grenzen als „unverletzlich“ 

Humane Aussiedlung? Die Wirk-
lichkeit sah anders aus. Hier: ein 
erschütterndes Dokument zur Deut-
schen-Vertreibung aus der nieder-
schlesischen Stadt Bad Salzbrunn 
vom 14. Juli 1945.
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festhielt und durch den berüchtigten Kniefall von Willy Frahm-Brandt 
in Warschau ergänzt wurde.

Erst die Wende, also der Fall der Berliner Mauer und das Ende der 
kommunistischen Diktaturen 1989, erbrachte die sog. „3. Polni-

sche Republik“ und den sog. „Zwei plus Vier-Vertrag“ zwischen den 
Großen Vier Kriegsalliierten sowie BRD und DDR, der angeblich die 
Souveränität vom vereinigten Mittel- und Westdeutschland herstellte. 
Es gibt jedoch nach wie vor keinen Friedensvertrag, es gibt keine vom 
deutschen Volk angenommene Verfassung, nur das sog. Grundgesetz, 
es gibt nach wie vor fremde Truppen auf dem derzeitigen Staatsgebiet. 
So nebenbei sei erwähnt, dass die sog. Großen Vier zwar im Staatsver-
trag von Wien 1955 den Österreichern deren durch die St. Germainer 
Friedens-Diktate aufgezwungenen Staat gaben, eine Volksabstimmung 
darüber aber gab es nicht. Die war ja den Bundesländern Tirol, Salz-
burg und Steiermark schon 1920/21 verwehrt worden. Alles schon 
vergessen?

Tatsache aber ist, dass Polen sowie andere ehemalige Ostblock-
staaten massiv in die Europäische Union drängten. Neben vielen 

anderen Voraussetzungen dafür mussten diese Beitritts-Kandidaten 
auch die Kopenhagener EU-Kriterien von 1993 erfüllt haben, worunter 
auch der Minderheiten-Schutz in ihrem Staat gewährleistet sein musste.

1991: Polen erkennt deutsche Minderheit an

Nach diesen historischen Konflikten kommen jetzt endgültig die 
Dinge zwischen dem deutschen und polnischen Volk in der 

Gegenwart zur Sprache: 1991 hat der polnische Staat seine deutsche 
Minderheit verfassungsmäßig anerkannt und für diese und alle ande-
ren, z.B. die litauische, etc. die entsprechenden Rechte und Pflichten 
festgelegt. Höchste Zeit für die etwa 350.000 Deutschen in Schlesien, 
Ermland, Masuren, usw. Denn sie hatten auch in der Nachkriegszeit 
massive Bedrohungen erlebt. Jede deutsche Regung, ob Sprechen 
oder sogar Singen in Deutsch war strengstens verboten und unter 
Strafe gestellt. Von Deutschlernen oder gar sich organisieren konnte 
überhaupt keine Rede sein: Also eine ganze sprachlose Generation! 
Das war Kommunismus, das war Diktatur.

Jetzt aber - 45 Jahre nach Kriegsende !! - konnte mit einer Sammlung 
der Deutschen begonnen werden, hpts. natürlich durch die ältere 
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Generation. Am 16.2.1990 durfte und konnte der VdG ins Oppelner 
Vereinsregister eingetragen werden, doch ein gewisser Meilenstein! 
VdG bedeutet „Verband der deutschen sozialkulturellen Gesellschaf-
ten“: Das ist die größte und bedeutendste Vereinigung der Deutschen 
auf dem heutigen polnischem Staatsgebiet. Sie beschäftigt sich mit 
Sozial-Arbeit, mit dem Bildungswesen und mit politischer Tätigkeit. 
Die soziale Arbeit betrifft die über 500 Begegnungsstätten, die vielen 
Bibliotheken und die Schulen. Die Bildungsarbeit dreht sich um das 
gesamte Bildungswesen sowie den Sprach-Unterricht in den vielen 
Schulen und Kindergärten. Bei diesen ist von Gesetzes wegen der 
Unterricht mit Deutsch als Fremdsprache oder Deutsch als Minderhei-
tensprache, also Muttersprache möglich. Das ist der wichtigste Bereich 
für die Zukunft der deutschen Volksgruppe. 

Finanziert wird der Unterricht durch Polen, anderes durch Bundes-
deutschlands Innenministerium.

Die politische Tätigkeit des VdG ist sehr wichtig, trägt er doch we-
sentlich zur immer wiederkehrenden Motivation der Angehörigen 

der deutschen Volksgruppe bei. Auch Zeitung, Radio und Fernsehen 
gibt es, obwohl ziemlich unzureichend. Der VdG stellt zahlreiche Bür-
germeister, ist in den meisten Gemeinden deutschen Siedlungsgebietes 
vertreten. Besonders in der Oppelner Woiwodschaft (Verwaltungs-
bezirk) ist er gut repräsentiert. Das ursprüngliche Land Schlesien ist 
geteilt in drei Woiwodschaften, nämlich Schlesien, Oppeln und Nie-

Zu den Fortschritten in 
den deutsch-polnischen 
Beziehungen: Es 
gibt auf kommunaler 
Ebene zweisprachige 
Ortsschilder, so unser 
Bildbeispiel aus 
Kroschnitz.
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derschlesien mitsamt Breslau. Die Deutschen haben verfassungsmäßig 
auch Abgeordnete im Sejm, dem polnische Parlament, dzt. nur einen.

Einige Dinge dürfen noch kurz erwähnt werden: Von Gesetzes wegen 
kann zusätzlich zur polnischen Amtssprache auch dann Deutsch 

als Hilfssprache verwendet werden, wenn der Deutschen-Anteil in der 
Gemeinde über 20 % beträgt. Deutsche Hilfssprache ist dzt. in über 22 
Gemeinden erlaubt und möglich. Die 20%-Hürde gilt auch für das An-
bringen doppelsprachiger Ortstafeln. Das ist dzt. in über 28 Gemeinden, 
z.B. Chronstau und Guttentag in der Woiwodschaft Oppeln genehmigt. 

Es gibt dann noch seit 2010 den sog. „Runden Tisch“. In diesem 
sitzen Vertreter der bundesdeutschen Regierung, der polnischen 

Regierung, weitere der volksdeutschen Minderheit und der Polen in der 
Bundesrepublik Deutschland sowie Experten. Beraten wird dort über 
Vorgangsweisen in der Problematik von Recht, Geschichtsdarstellung 
und Gedächtnis-Politik, weiters über muttersprachliche Dinge sowie 
gemeinsam Projekte. 

Nach diesem Eingehen auf die Geschichte und auf das zu bewäl-
tigende Zusammenleben der deutschen Volksgruppe mit den 

Polen kann, soll und muss noch auf gewisse heutige Problemfelder 
eingegangen werden und versucht werden, Pläne und Projekte für die 
Zukunft zu entwerfen: 

Das größte Problem für alle Volksgruppen in der Welt und somit 
auch der Volksdeutschen in Polen ist die Vermittlung der Mut-

tersprache. Vermittlung der Traditionen, Sitten und Bräuche ist ja 
letztlich nur über die Muttersprache möglich. Ein wunderschöner 
Spruch von Friedrich Ludwig Jahn, der nicht nur Turnvater, sondern 
auch Sprachlehrer, Volkserzieher und auch Volksabgeordneter in der 
ersten und einzigen gesamtdeutschen National-Versammlung 1848 war, 
dieser Mann also hielt fest: „Ein Volk lebt, webt, steht und vergeht mit 
seiner Sprache. Die Sprache ist die Seelenwanderung des Volkstums. 
Mit dem Untergang der Sprache sind die Völker verschollen.“ Wenn 
man sich an solche mahnenden Worte erinnert, so ist, muss und wird es 
von entscheidender und essentieller Bedeutung sein, dass die deutsche 
Muttersprache bei den deutschen Volksgruppen erhalten, bewahrt und 
gepflegt und möglichst auch in den Familien gesprochen wird. Ist das 
doch eines der wesentlichsten Identitäts-Merkmale.

So haben die Volksdeutschen in Polen ein weitverzweigtes Schul- 
und Kindergarten-System aufgebaut. Wenn man sich erinnert, dass 
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hier eine ganze Generation sozusagen sprachlos aufwuchs, ist das 
eine enorme Leistung. Neben den öffentlichen Schulen wurden auch 
private Deutschstunden organisiert und z.T. eigene Schulgebäude und 
Kindergarten-Gebäude durch Vereine erworben.

Ein schlimmer Eingriff durch Polen ist derzeit die vertragswidrige 
Streichung von einem Drittel der Finanzen für den Deutsch-Un-

terricht! Das bedeutet, dass nur mehr eine Deutschstunde statt bisher 
drei pro Woche finanziert wird. Und das Besondere: Es wurde nur für 
die Deutschen gestrichen, nicht aber für z.B. die Litauer, u.a. Eine 
gewaltige Diskriminierung!

Auch verstößt es gegen das europäische System und die vielge-
priesenen europäischen Werte! Die zuständigen EU-Institutionen 

haben dies deutlich geäußert und den polnischen Staat dringend auf-
gefordert, diese Vorgangsweise umgehend zurückzunehmen. Polen 
reagiert darauf nicht.

Diese diskriminierende polnische Vorgangsweise stellt die Deut-
schen dort vor ein gewaltiges Problem. Viele Gemeinden können 

die fehlenden Deutschstunden nicht aus Eigenem finanzieren. Man-
che wollen es auch nicht. Die Lehrerschaft ist total verunsichert und 
verstört, da natürlich nicht nur ihr Beruf bedroht ist, sondern auch ihr 
Lebensunterhalt.

Wie der polnische Staat mit solchen Dingen umgeht, kann kurz 
mit der Beantwortung von Fragen bezüglich der Aufhebung der 

Finanz-Restriktionen für den Deutsch-Unterricht gezeigt werden: Auf 
die offizielle Anfrage des VdG, wann der zuständige Minister seine 
Zusage einlösen wird, die Finanz-Restriktionen bezüglich Deutsch-
Unterricht aufzuheben, kam folgende Antwort: „Das erfolgt, wenn 
Deutschland für den Polnisch-Unterricht in Deutschland ebensoviel 
Geld ausgibt, wie Polen für den Deutsch-Unterricht.“ Dazu muss 
man wissen, dass es in Bundesdeutschland - im Gegensatz zu den in 
Schlesien, etc. hier seit Jahrhunderten siedelnden Deutschen - keine 
autochthone polnische Minderheit gibt, was ansonsten unter die dies-
bezüglichen EU-Rahmen-Richtlinien fallen würde. Die hier erst seit 
kurzem lebenden Polen sind nämlich Zuwanderer und daher auch keine 
Minderheit im eigentlichen Sinn. Außerdem ist Schul-Unterricht in 
Bundesdeutschland Bundesländer-Sache. Außerdem gibt es in prak-
tisch allen Bundesländern mehr als genügend Angebote für Polnisch-
Unterricht, wofür es erstens kaum Nachfrage seitens der Polonia, der 
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polnischen Leute in Bundesdeutschland, gibt und zweitens der Etat 
für Polnisch-Unterricht um 174 % in den letzten Jahren erhöht wurde. 
Mit Hilfe williger Gemeinden und mit Hilfe privater Unterstützungen 
wird gerade versucht, wenigstens den früheren Zustand des Deutsch-
Unterrichtes wieder herzustellen und zu gewährleisten. Man kann sich 
vorstellen, dass das keine einfache Sache ist. Hier könnte noch viel 
geschehen an privater Initiative. Von Österreich aus ist die Österreichi-
sche Landsmannschaft mit Finanzunterstützung einer Gemeinde tätig, 
ebenso die Deutsche Burschenschaft mit ihrer Unterstützung eines 
deutschen Kindergartens. Weitere Initiativen sind gefragt.

Ganz kurz können noch andere Problemfelder ausgesprochen wer-
den, die auch im „Beratungskomitee des Europarates inbezug 

auf die bestehende europäische Rahmen-Konvention zum Schutz 
nationaler Minderheiten“ von der VdG bemängelt wurden: Mangelnde 
Objektivität im Geschichts-Unterricht, erschwerter Zugang zu den Mas-
senmedien, ungünstige Sendezeiten von Minderheitensendungen im 
öffentlichen Fernsehen und Radio, Fehlen von Minderheitensendungen 
außerhalb der Woiwodschaft Oppeln, eingeschränkter Gebrauch der 
deutschen Sprache in Behörden und Probleme beim Verwenden von 
deutschen Vornamen und Nachnamen sowie die fehlende Möglichkeit, 
zweisprachige Namen außerhalb der kommunalen Ebene zu nutzen, 
beispielsweise auf Ebene der Landkreise und Woiwodschaften. Man 
sieht, wie eigentlich ungenügend Polen insgesamt mit seinen deutschen 
Bürgern umgeht.

Um in die Zukunft zu schauen, stellt sich natürlich die Frage, wo und 
wie die Volksdeutschen dort sinnvoll unterstützt werden könnten. 

Es gibt bei den Volksdeutschen eine große Anzahl von Kultur-Akti-
vitäten: Chor-Gruppen, Tanz-Gruppen, Musik-Gruppen jeglicher Art, 
usw. Hier gäbe es eine Vielzahl möglicher Ansätze: Kultur-Austausch, 
Einladungen von solchen Gruppen nach Mitteleuropa, aber auch Un-
ternehmungen von hier aus dorthin, usw. Natürlich könnte man sich 
auch einige politische Aktionen vorstellen: z.B. die Forcierung von 
Gemeinde- und Städte-Partnerschaften.

Aktionen im politischen Alltag wären wichtig: Anfragen in den 
Landtagen und im Bundestag zu vorhandenen, bzw. nicht vorhan-

denen Aktivitäten der Regierenden bezüglich der Lage der deutschen 
Volksgruppen in Europa. Eine Zusammenarbeit mit Organisationen, 
die sich mit den Gegebenheiten in Polen beschäftigen. Politiker-Reisen 

6057_SWG_Inhalt2-23.indd   996057_SWG_Inhalt2-23.indd   99 05.12.23   11:5205.12.23   11:52



100

nach Schlesien, Warschau, usw. Dabei wäre natürlich besonders wich-
tig, sich auch besonders mit den dort lebenden Volksdeutschen zu tref-
fen. Wirtschaftliche Initiativen zur Belebung besonders der Betriebe, 
die von Volksdeutschen dort geführt werden, usw. 

Etwas sehr Wesentliches darf noch genannt werden: Gerade in 
den mitteldeutschen Bundesländern wäre es sehr wichtig, eine 

Abgeordneten-Persönlichkeit als speziell Beauftragten für z.B. die 
Volksdeutschen in Polen zu wählen. Besonders auch im Bundestag, 
evt. aber auch im Europa-Parlament wäre ein solch Beauftragter von 
enormer Wichtigkeit. 

Polnische Reparationsforderungen von  
1,5 Billionen Euro 

Keineswegs soll das jüngste Pamphlet der Polen bezüglich Reparati-
onsforderungen von 1,5 Billionen (!) Euro an Bundesdeutschland 

vergessen werden. Kurz ein Blick auf die politischen Rahmenbedingun-
gen und das damit auch zusammenhängende komplizierte Feld der Oder-
Neiße-Linie: Ein wichtiger Baustein dazu ist der sog. „2 + 4 Vertrag“ von 
1991 zwischen BRD und DDR, bzw. USA, Frankreich, Großbritannien 
und UdSSR als Hauptalliierte Siegermächte im 2. Weltkrieg. Dieser ist 
kein Friedens-Vertrag, wie darin ausdrücklich festgehalten ist, sondern 
ein sog. „Status-Vertrag“, dessen Rechtswirkungen sich auch auf dritte 
Staaten erstrecken. Diese Regelung wurde sozusagen anstelle eines Frie-
densvertrages getroffen, nicht zuletzt auch, um evt. Reparationsforderun-
gen einzelner Drittstaaten nicht nachkommen zu müssen. Die angeführten 
vier Mächte hatten ja zu Kriegsende die ausschließliche Kompetenz 
über „Deutschland als Ganzes“ wie es hieß. Das Problem Österreich 
hatte man sich mit dem Staatsvertrag von 1955 vom Hals geschafft. Die 
deutschen Ostgebiete hatte man den Polen zur Verwaltung übergeben. So 
blieb von „Deutschland als Ganzes“ 1991 nur noch das Gebiet der BRD 
und der DDR übrig zu behandeln. Mit dem „2 + 4-Vertrag“ wurde jetzt 
die Kompetenz für „Deutschland als Ganzes“ endgültig abgegeben, also 
sozusagen die Souveränität für die kleinwiedervereinigte „Bundesrepu-
blik Deutschland“ hergestellt. Zwei weitere Momente seien auch kurz 
angeführt. Polen und die Sowjetunion hatten schon 1953 einen Verzicht 
auf Reparationen ausgesprochen, 1991 und später auch 1998 gab es bi-
laterale Abkommen bezüglich Entschädigungs-Zahlungen für NS-Opfer.
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Was die Oder-Neiße-Linie betrifft, so gab es ja das DDR-Polen-
Görlitzer Abkommen von 1950 bez. der beiderseitigen Staats-

grenze sowie die Ostverträge der BRD 1970 mit der prinzipiellen An-
erkennung, jedoch mit dem Vorbehalt, dass dies einem Friedensvertrag 
mit einem vereinigten Deutschland zustünde. Somit ist darin wohl die 
Staatsgrenze und der Verzicht auf neue Gebietsansprüche festgehalten, 
nicht aber der Verzicht auf die deutschen Ostgebiete. Wenn jetzt also 
Polen mit der 1,5 Billionen Euro-Forderung nach Reparationen, etc. 
daherkommt, so gibt es darauf entweder die Antwort der bundesdeut-
schen Regierung. Diese beinhaltet im Wesentlichen, dass die Frage von 
Reparationen durch die bestehenden Verträge, siehe 2+4-Vertrag, längst 
gelöst ist. Über angetanenes Leid an Personen durch das 3. Reich kön-
ne geredet werden, nicht aber über Reparationen. Die polnische Seite 
argumentiert unter anderem, dass diese Verträge von nichtdemokrati-
schen polnischen Regierungen geschlossen worden seien. Wenn man 
das logisch weiterdenkt, so stünden ja auch das Görlitzer Abkommen 
zwischen dem kommunistischen Polen und der seinerzeitigen DDR 
zur Disposition, ganz abgesehen von den Ostverträgen. Ob die Polen 
das auch einsehen würden?

Wenn man das polnische Paket überhaupt beantworten will, so 
gäbe es dafür mehrere Möglichkeiten: Man könnte natürlich 

auch entsprechende Forderungen an den polnischen Staat stellen: Ge-
biets-Raub, Boden-Raub, Immobilien-Raub, Wertgegenstände-Raub, 
Industrieanlagen-Raub, Straßen- und Eisenbahn-Anlagen-Raub, usw. 
Natürlich Wertung von Flucht, Vertreibung und Genozid und deren 
Folgen für alles möglich, von Gesundheit bis Pensionsverlust, usw. 
aufgrund der Bierut-Dekrete.

Obwohl der „2 + 4-Vertrag“ – wie beschrieben - kein echter Frie-
densvertrag im eigentlichen Sinne, sondern in der Praxis nur eine 

kriegsbeendende Regelung der Vier Hauptalliierten ist, könnte man den 
Polen ja auch nahelegen, eine Friedens-Konferenz mit dem Ziel eines 
echten Friedensvertrages aller 65 damals mit dem Deutschen Reich 
kriegführenden Staaten anzustreben. Was das allerdings für Verwick-
lungen bedeuten würde, kann man sich trotz mancher Animositäten 
gegen manches Deutsche an wenigen Fingern ausrechnen.

Man muss allerdings damit rechnen, dass die Polen noch öfter mit 
solchen Dingen daher kommen. 
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Das, wie man sieht, sehr umfangreiche Thema der Beziehung der 
beiden Völker, der Polen und aller Angehörigen des deutschen 

Volkes in Mitteleuropa, hat trotz der Mitgliedschaft in der gemeinsamen 
Europäischen Union noch sehr, sehr viele Steine im Weg zu überwin-
den. Gar nicht angeführt werden sollen die Oder-Überschwemmungs-
Probleme, die Energiefragen bei Kohle, Atom, etc., die landwirtschaft-
lichen Dinge, der derzeitige Krieg, die Migrationsfragen, usw., usf. 
Natürlich gibt es den deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrag seit 
1991. Ob sich ähnliche Verhältnisse wie beim deutsch-französischen 
Weg finden lassen, wird die Zukunft zeigen. 

 
MR Dr. med. Bruno Burchhart: Geboren 16.7.1941 in Wien
Volksschule und humanistisches Gymnasium, Matura/Abitur 
1960 in Wien. Dann Studium der Medizin in Wien (zweitälteste 
deutsche Universität „Alma mater Rudolfina“) Promotion 1968, 
Ausbildung zum Allgemeinmediziner in Klagenfurt, dort Geriatrie-
Assistenz-Arzt, ab 1976 35 Jahre Landarzt in St. Jakob i. Ros. /
Kärnten. Zahlreiche Funktionen in der Ärztekammer, als Chef der 
Allgemeinmediziner im Bundes-Vorstand, Landes-Feuerwehr-Arzt. 
Ab 1961 Mitglied der Burschenschaft Olympia Wien, zahlreiche 
Führungs-Ämter dort sowie in der Deutschen Burschenschaft, seit 
vielen Jahren im DB-Verbandsrat als Obmann des burschenschaft-
lichen Volkstumsvereins (zuständig für deutsche Minderheiten in 
Europa), Reisen und Vorträge zu und bei allen diesen mit zahlrei-
chen Veröffentlichungen darüber. Jahrelang DB-Bildungsreferent 
mit Vorträgen in allen Hochschulstädten des deutschen Sprach-
raums sowie Seminaren zB in Süd-Tirol, Brüssel, usw. Einer der 
Hauptverantwortlichen für die Feste „200 Jahre Wartburgfest 
1817“, „200 Jahre Burschenschaft 1815“, Jahn’scher Turner, Jahr-
zehnte Obmann vom „Deutschen Turnverein St. Jakob i. Ros.“. Als 
jahrelanger Bundes-Kulturwart in der Führungsspitze des ÖTB 
(Österreichischen Turnerbund) sowie Jahrzehnte Obmann ÖTB 
Kärnten mit Ausrichtung zahlreicher Turnfeste, Bundesturnfest-
Ausstellungen, auch zahlreiche Veröffentlichungen.
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Am 27. September 2023 führte die Landesgruppe Rheinland-Pfalz/Saar-
land der AfD im Deutschen Bundestag eine Vortrags- und Diskussionsver-
anstaltung in Kooperation mit der SWG zum Thema „Völkerfreundschaft 
Deutsche-Polen – Historie, Gegenwart, Zukunft“ im Paul-Löbe-Haus 
zu Berlin durch. Referent war Dr. Bruno Burchhart. Seinen exzellenten 
und in der Veranstaltung lebhaft diskutierten Vortrag geben wir in dieser 
Ausgabe des Deutschland-Journals wieder.
Auf dem Foto von links nach rechts: Dr. Bruno Burchhart, MdB Andreas 
Bleck (AfD), Stephan Ehmke (SWG), MdB Nicole Höchst (AfD), MdB 
Bernd Schattner (AfD) und MdB Malte Kaufmann (AfD).

AfD/SWG-Veranstaltung im 
Deutschen Bundestag

 Grußwort von Stephan Ehmke
Sehr geehrte Damen und Herren,
ich bedanke mich im Namen der SWG sehr herzlich, dass wir 
heute wiederum die Gelegenheit bekommen, mit der AfD-Fraktion 
gemeinsam hier in Berlin eine politische Veranstaltung absolvieren 
zu dürfen. 
Wir Konservative in Deutschland blicken mit Sympathie und 
auch mit etwas Neid nach Polen, wo es der Regierung gelingt, die 
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Massenzuwanderung aus kulturfremden Regionen, die weitgehend 
gleichbedeutend mit Islamisierung ist, abzuwehren. Polen beweist 
überzeugend, dass es möglich ist, die eigenen Grenzen zu schützen 
und die Identität, die Religion, Sprache und Kultur der eigenen 
Nation zu bewahren. Deutschland kann und muss in dieser Hinsicht 
von seinem östlichen Nachbarn lernen. 
Leider müssen wir aber auch bedauernd zur Kenntnis nehmen, 
wie sich in bestimmten Bereichen der Ton zwischen Berlin und 
Warschau wieder verschärft hat. Die leidige Frage der Reparations-
zahlungen für die Folgen des Zweiten Weltkrieges ist ein aktueller 
Fall. Der Blick geht dabei zurück in die Vergangenheit, es werden 
Fragen von Schuld und Verantwortung aufgeworfen. Ohne die 
Geschichte des Zweiten Weltkrieges neu schreiben oder deutsche 
Schuld relativieren zu wollen, muss betont werden, dass auch die 
polnische Seite an dem, was 1939, davor und danach geschah, eine 
gewisse Mitverantwortung trägt. 
Die Vertreibung der Deutschen aus Pommern, West-/Ostpreußen, 
Danzig und Schlesien, bei denen Hunderttausende Zivilisten ihr 
Leben verloren, stellte einen schweren Verstoß gegen das Völker-
recht dar, wie nicht zuletzt der renommierte amerikanische Jurist 
und ehemalige UN-Beauftragte für Menschenrechte, Alfred de 
Zayas, bis heute unermüdlich betont. 
Vor dem Hintergrund der völkerrechtswidrigen Wegnahme 
deutschen Gebietes und der Enteignung gewaltiger deutscher 
Vermögenswerte zugunsten des polnischen Staates sowie unter 
Berücksichtigung der von Deutschland nach 1945 bereits geleis-
teten finanziellen Entschädigungen und Wiedergutmachungen, 
erscheinen die heutigen Reparationsforderungen Warschaus 
unserem Land gegenüber völlig überzogen und fern der Realität. 
Vergessen wir auch nicht, dass Deutschland als Nettozahler der 
EU Polen zu alledem jährliche Wirtschaftshilfen in Millionenhöhe 
zukommen lässt. Einem einigen und friedlichen Europa dient die 
Haltung Warschaus keineswegs. 
Wir hoffen aber zuversichtlich, dass sich diese und andere strittige 
Fragen zwischen Polen und Deutschland künftig wieder freund-
schaftlich werden regeln lassen. Dies insbesondere dann, wenn 
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auch unser Land eine Regierung haben wird, die das eigene In-
teresse im Sinne einer auf Vernunft, Maß und Ziel gegründeten 
Politik berücksichtigt. 
Ich beglückwünsche die AfD zu ihren Wahlerfolgen und hervor-
ragenden Umfragewerten, vor allem in Mitteldeutschland. Wenn 
wir die deutschfeindliche Politik des Altparteienkartells beenden 
wollen, müssen wir die AfD im Bund und in den Ländern in die 
Regierungsverantwortung bringen. Dazu gibt es keine Alternative, 
sonst ist unser Land verloren. Es ist erfreulich zu erleben, dass 
dies immer mehr Bürger unseres Landes begreifen. 
Ich wünsche der heutigen Veranstaltung ein gutes Gelingen und 
Ihnen, meine Damen und Herren, ihren Kollegen und Kolleginnen 
weiterhin viel Erfolg bei Ihrem patriotischen Wirken für unser 
Land. 
 

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Manfred Backerra

Hundertfünfzig Jahre deutscher 
Geschichte*

Stefan Scheil hat ein vielfältiges Werk 
über Machtpolitik und Kriege des letzten 

Jahrhunderts sowie deren Hintergründe vor-
zuweisen, das, heute in diesem Gebiet nicht 
selbstverständlich, auf Tatsachen statt Inter-
pretation gründet. Sehr lehrreich ist auch sein 
kleiner Antaios-Kaplakenband „Der deutsche 
Donner. Deutschlands Kampf mit sich und der 
Welt – 1796-1946“. Hier stellt er in knapper Form wesentliche, 
weithin unbekannte oder vergessene Fakten sowie zeitgenössisches 
Denken im Zeitraum von 1796, dem letzten Jahr, in dem das Alte 
Reich noch in alter Bedeutung bestand und fungierte, und 1946 dar, 
dem Jahr, in dem die Reichskleinodien (Krone, Zepter, Reichsapfel 
u.a.) von Nürnberg nach Wien transportiert worden sind – ein 
Weg, den sie 1796 bis 1800 schon einmal genommen hatten, da 
der zur Aufbewahrung verpflichteten Reichsstadt der Zugriff der 
Franzosen drohte. 

In dieser Zeitspanne der Industrialisierung, der imperialistischen 
Aufteilung der Welt, der Weltkriege mit ihren die alte Ordnung 

zerstörenden Folgen stand „in gewisser Weise […] Deutschland stets 
im Mittelpunkt dieser Entwicklungen.“ Sie umfassten laut Autor die 
Zerschlagung des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation und 
die Zeit deutscher Versuche, „dieses Reich in modernerer Form wieder 
herzustellen, und um die […] Anstrengungen der europäischen und 
außereuropäischen Staatenwelt, genau dies zu verhindern.“ Dabei sei 
das Alte Reich über Jahrhunderte mit seinen „Eigenheiten, etwa [den] 
in Europa einzigartigen ̀ deutschen Freiheiten´, die der föderale Aufbau 
des Staates möglich machte“, als Institution unangefochten gewesen, 

*  Zusätze des Autors dieses Beitrags stehen in [eckigen] Klammern. 
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ab dem 17. Jahrhundert allerdings immer wieder von Frankreich an-
gegriffen, im Westen verwüstet und territorial beraubt.

Aber noch „im Spätsommer 1796 gelang es einer im Wesentlichen 
vom Reich finanzierten Armee tatsächlich die französischen 

Truppen über den Rhein zurückzudrängen. Die Reichsstände und In-
stitutionen funktionierten weiterhin, auch eine Offensive in Richtung 
Westen wäre möglich gewesen.“ 

Das Alte Reich stirbt

„Es kam jedoch anders. Die Oberhäupter der deutschen Einzel-
staaten ließen sich von Frankreich gegeneinander ausspielen 

und schlossen ein Jahr später auf je eigene Weise einen Frieden, der 
das Reichsende schon fast vorwegnahm.“
„Das vom Reichsoberhaupt regierte Österreich“ hatte das linksrhei-
nische Deutschland „mitsamt den ältesten und bedeutendsten Kur-
fürstentümern“ Frankeich überlassen. [Die Stämme Ostfrankens hatten 
dagegen 920 Jahre zuvor unter ihrem König Ludwig dem Jüngeren den 
Zugriff der Westfranken auf das linke Rheinufer erfolgreich abgewehrt.] 
Dem musste eine Protest-Delegation des Reichstages beim Kongress 
in Rastatt schließlich auch noch zustimmen. Joseph Görres schrieb, 
das Reich sei im Dezember 1797 im „blühenden Alter von 955 Jahren 
[Sraßburger Eide 842] verschieden. Es dürfe auf ein langes Leben ohne 
Schandtaten [!] zurückblicken.

Vielfach wurden Reichsstädte, Reichsabteien, Reichsritter-, 
Grafschaften und Fürstentümer aufgelöst und enteignet. Dafür 

entstanden u.a. neue Staaten französischer Protektion wie Baden 
und Württemberg. Bayern, Württemberg und Sachsen, phasenweise 
Westfalen und später auch Hannover durften sich mit französischer 
Protektion künftig „Königreich“ nennen. 

1803 erhob sich der Erzherzog von Österreich zum Kaiser [wie rund 
450 Jahren zuvor ein Vorfahre die Chuzpe hatte, sich vom Herzog 

zum Erzherzog zu erheben] und dankte 1806 auf Druck von Napoleon 
als Kaiser des Reiches ab, nachdem vorher die deutschen Staaten wieder 
getrennt geschlagen worden waren. Zuletzt erklärte er noch in einer 
Urkunde das Reich für aufgelöst. Dazu war er als Wahlkaiser überhaupt 
nicht befugt, nur der Reichstag hätte das beschließen können. Nach der 
Abdankung hätte das Reich also mit einem Interregnum, wie schon öfter 
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in der Vergangenheit, weiterbestehen und funktionieren können. Doch 
1806 widersprach keine politische Kraft, keiner erhob Anspruch auf 
den vakanten Kaiserthron. So wurde die juristisch nichtige Erklärung 
der Auflösung politisch real. 

Ruf nach dem Reich gegen Deutschen Bund

Aber in den nächsten Jahrzehnten wurde dieser Zustand zunehmend 
als unnatürlich betrachtet. „Der Ruf nach dem ̀ Reich´ wurde die Pa-

role der deutschen Nationalbewegung.“ Und die kam „von unten“. Doch 
obwohl sie entscheidend für die Befreiung von Napoleon gewesen war, 
wurde sie vom Wiener Kongress, der ein „gegenrevolutionäres, restau-
ratives Unternehmen“ war, ignoriert. Legitimation der Monarchen sollte 
das Christentum geben, nicht das Volk. Das Deutsche Reich wurde durch 
einen „Deutschen Bund“ ohne Oberhaupt aus schließlich 41 Monarchien 
und Freien Städten ersetzt, in dem neben dem Kaiser von Österreich 
und dem König von Preußen mit ihren nichtdeutschen Territorien auch 
die Könige von England, der Niederlande und Dänemarks wegen ihrer 
deutschen Gebiete mitbestimmten. „Stände, Wirtschaft und Volk hatten 
zu seinen Institutionen keinen direkten Zugang.“ Dabei hätte, wie der 
Scheil sagt, der Kaiser von Österreich auch die 1806 niedergelegte Krone 
wieder aufnehmen und die Erneuerung des Alten Reichs proklamieren 
können. Dies wurde auch erörtert und stand „mindestens bis 1848 noch 
als Möglichkeit im Raum.“ Österreichs führender Staatsmann Fürst 
Metternich hatte im Oktober 1814 sogar Vorschläge für eine moderne 
Fassung eines auf dem deutschen Volk gegründeten Reichsbundes vor-
legen lassen. Doch es wurde auf dem Wiener Kongress kein Thema. 
Aber die deutsche Öffentlichkeit empörte sich gegen die „international 
garantierte, dauerhafte Spaltung der Nation“. Die akademische Jugend tat 
es sehr deutlich beim Wartburgfest 1817. Die Bundesstaaten sahen sich 
durch diese Einigungsbewegung existenziell gefährdet und verfolgten 
die „Revolutionäre“. Im Rahmen der nun eingeführten Verfassungen 
konnte nur umgesetzt werden, was [das angeblich so liberale] London 
und die Autokratie Moskau stillschweigend billigten. Der deutsche Au-
gust Kotzebue schrieb als russischer Einflussagent für eine beachtliche 
Jahresgage Schmähschriften gegen Liberalismus und Burschenschaften. 
Der Burschenschafter Karl Sand erstach ihn 1819, wurde hingerichtet 
und als ein Held der Deutschen gefeiert. 
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Entdeckung der Urvorfahren

Die Denker und Dichter Kant, Hegel, Herder, Goethe etc. schufen 
eine in Europa einzigartige Weltsicht, die sich nicht mit dem als 

gottgegeben propagierten Feudalismus vertrug. Neben der Gewissheit 
der verwehrten staatlichen Selbstbestimmung trat das Gefühl, auch 
um die germanische Vergangenheit betrogen zu werden. Dank der 
Puzzle-Arbeit zur Ergründung der deutschen Sprache war nämlich 
bewusst geworden, dass die Germanen als Urvorfahren schon vor der 
Völkerwanderungszeit Weltgeschichte geschrieben hatten, indem sie 
sich im Jahre 9 n. Chr. und danach siegreich gewehrt hatten, römische 
Provinz zu werden, und dass dies von „vergleichsweise egalitär leben-
den germanischen Sippen- und Stammesverbänden“ geschafft worden 
war. In diesem Sinne widmete ausgerechnet der bayrische König [1842 
„Dem deutschen Volke“] die in Anlehnung an die Akropolis gestaltete 
Walhalla (germanische Himmelshalle für ruhmreiche Tote) bei Regens-
burg als Nationaltempel für „die Großen der deutschen Geschichte“, 
„ohne Rücksicht auf Unterschiede in Geschlecht und sozialem Rang“. 
Das war „ein geradezu nationalrevolutionäres Konzept“ und „richtete 
sich deutlich gegen die politischen Verhältnisse“.

Nationale Erhebung und Mitteleuropa

Im europäischen Revolutionsjahr 1848 wählten die Deutschen „aus 
dem Nichts heraus“ überall Abgeordnete zur Verfassungsgebenden 

Versammlung in der Frankfurter Paulskirche, „ein Gremium ohne 
Vorläufer als unmittelbarer Ausdruck des deutschen Volkswillens“. 
Die Abgeordneten debattierten daher sehr selbst- und sendungsbewusst 
über die Gestaltung eines Reichs in deutscher föderaler Tradition. Auch 
die Reichsflagge in Schwarz-Rot-Gold nahm die Farben der natio-
nalen Erhebung von 1813 und des Reichsbanners des Alten Reiches 
[schwarz-roter Doppelkopfadler auf goldenem Grund] wieder auf. 
Krone und Apfel als Symbole des Reichs sollten zum Reichsverweser, 
dem vom Nationalparlament gewählten Oberhaupt der provisorischen 
Zentralregierung, Erzherzog Johann [Bruder des bald zugunsten des 
18-jährigen Franz Joseph zurückgetretenen Kaisers von Österreich 
und Feldmarschall] als Reichsverweser gebracht werden. Dessen Füh-
rung in einem vereinten demokratischen Deutschland galt allgemein 
als selbstverständlich, sogar dem preußischen König. „Aus diesem 
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Bewusstsein heraus lässt sich verstehen, warum das neue Parlament 
nicht sofort die institutionelle Machtfrage gestellt“ und „den deutschen 
Teilstaaten klare Handlungsanweisungen“ vorgegeben hat. Allerdings 
fragt sich, wie das hätte gelingen können, solange Österreich, Preußen 
und andere Staaten über intaktes loyales Militär verfügten. 

Die Revolution hieß schon „nationale Erhebung“, eine Bezeich-
nung, die ab 1933 für den 30. Januar als den „Tag der nationalen 

Erhebung“ wiederkehrte. Als „Vernichtungskrieg“ sah man damals 
„einen möglichen kommenden Krieg zwischen den Deutschen und 
ihren slawischen Nachbarn. [Im Zweiten Weltkrieg benutzte ihn al-
lerdings zuerst Stalin.] 

Ein Aufstand der mehrheitlich polnischen Provinz Posen, zeigte, 
dass der wirtschaftliche Aufschwung unter preußischer Regie 

[ohne Germanisierung] nicht überzeugt hatte. Im Prag fand während 
der Revolution ein [nicht verbotener] „Slawenkongress“ statt, der Ge-
bietsansprüche bis zu Oder und Neiße sowie auf Böhmen und Mähren 
erhob, und nach der Existenzberechtigung der Deutschen dort fragte. 
Dabei hatten die dortigen Könige seit es Kurfürsten gab, zu ihnen gehört 
[und dortige Fürsten hatten die Deutschen schon davor zur Kolonisation 
gerufen; sie waren laut tschechischen Historikern die Kulturbringer.]

In der Paulskirche sah man auch unter dem Begriff „Mitteleuropa“ 
einen „wünschenswerten Bereich deutscher Herrschaft, der die Deut-

schen zu einer stabilen Größe weltpolitischer Größe machen würde. 
[…] Sollten sich die Staaten zusammentun, aus denen Abgeordnete 
in die Paulskirche entsandt worden waren, dann würde ein Gebilde 
entstehen, das fast als Staat der vier Meere zu bezeichnen war.“ Diese 
Vision ging von den Deutschen aus, die [eingeladen] „nördlich der 
Karpaten […[ bereits ein kleines geschlossenes Stück Deutschland 
[Siebenbürgen] geschaffen hatten.“

Die verpasste Chance eines modernen Reichs

Aber die Herrscherdynastien wollten nicht, wie von der bürgerlich-
nationalen Bewegung gewollt, die Führung übernehmen: Habs-

burg, dann Hohenzollern lehnten die Kaiserkrone ab. 
Diesem Scheitern folgte ein Exodus: jährlich gingen über 200.000 
Deutsche nach Übersee.
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Die Gesandten des Deutschen Bundes in Frankfurt fungierten wie-
der als Bundestag, darunter bald der entschiedene Antidemokrat 

Otto von Bismarck. Wenn Scheil ihm und Preußen jetzt anlastet, dass 
es nicht zu einem Gesamtdeutschen Staat gekommen ist, so sei ins 
Gedächtnis rufen: Die Habsburger waren als Kaiser schon lange nicht 
mehr „allzeit Mehrer des Reiches“ gemäß der deutschen Version sei-
nes Ehrentitels „semper Augustus“. Sie überließen im Westfälischen 
Frieden Frankreich das zum Reich oder zu Landesherrschaften gehö-
rige Elsass-Lothringen, eroberten das 1681 von Frankreich geraubte 
Straßburg nicht zurück, auch nicht, als die Türken vor Wien besiegt 
waren, sie hatten die französische Verwüstung der Pfalz weder abge-
wehrt noch gerächt; als Herrscher Österreichs hatten sie Frankreich das 
linke Rheinufer überlassen (siehe oben). Der abgedankte Kaiser hatte 
nach Napoleon die Krone nicht wieder aufgenommen und das Reich 
als wiederhergestellt proklamiert, was im Gegensatz zur Auflösung 
rechtens gewesen wäre, 1848 hat der vorrangig als Kaiser Gesamt-
deutschlands gewollte Habsburger abgelehnt, obwohl der preußische 
„Romantiker auf dem Thron“ Friedrich-Wilhelm IV. zugestimmt hätte.

Ein wiederbelebtes Gesamtreich unter Habsburg hatte also seine 
Chance gehabt, was immer man Preußen und Bismarck vorwerfen 

mag.

Preußisch-deutsches Reich
[Nach dem preußisch-österreichischen Sieg über Dänemark] legte Bis-
marck im Juni 1866 einen Vertragsentwurf für ein Deutschland ohne 
Österreich vor. Der Deutschen Bund beschloss die Bundesexekution ge-
gen Preußen, worauf dieses austrat. Nach dem Sieg Preußens und seiner 
kleinen deutschen Verbündeten über Österreich und den größeren Teil 
des Deutschen Bundes annektierte Preußen das Königreich Hannover 
und die freie Stadt Frankfurt, ließ aber Österreich und seine anderen 
Verbündeten ungeschoren und ungedemütigt. [Diese anerkannten den 
Norddeutsche Bund unter preußischer Führung und unterstellten ihm 
in Militärkonventionen ihre Truppen – was Napoleon III. bei seiner 
Kriegserklärung an Preußen 1870 peinlicherweise nicht berücksich-
tigte.] Den Sieg vor Augen, „forderte die deutsche Öffentlichkeit 
vielfach, den neuen deutschen Kaiser mit den alten Reichsinsignien 
in Aachen oder Frankfurt zu krönen.“ Mit der Kaiserproklamation in 
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Versailles [weil praktisch alle deutschen Staatsoberhäupter bei der 
Armee vor Paris zusammen waren] „nahm“ Wilhelm „ausdrücklich 
die Krone wieder auf, die 1806 niedergelegt worden war.“ Im dafür 
entworfenen Wappen schwebte die mittelalterliche Kaiserkrone über 
dem schwarzen preußischen Adler. Bei der Eröffnung des Reichstages 
in Berlin saß der Kaiser auf einem Thron aus der Zeit der Ottonen 
[918-1024]. Die Reichskleinodien gab Wien nicht heraus. Bismarck 
hat dann allerdings die Vorstellung der Reichskontinuität verwischt, 
,,was später den Unsinn `verspätete Nation´“ erzeugte. Wegen der 
mehr oder weniger offenen Feindschaft anderer Europäer fand die 
zweigeteilte Nation dann doch wieder in einem Zweibund, letztlich 
einer Schicksalsgemeinschaft zusammen.

Der [auf britische Anregung] 1878 in Berlin stattfindende Kongress 
für einen Frieden nach dem x-ten russisch-türkischen Krieg sah 

Bismarck, damit Deutschland, „in erster Reihe der Weltpolitik“. Doch 
der „ehrliche Makler“, der Konstantinopel vor den Russen bewahrte, 
hatte damit [wie es schon Kaiser Wilhelm schwante] den ersten schwe-
ren politischen Fehler begangen. [Zwar war Zar Alexander II. mit dem 
Ergebnis zufrieden], doch nach ihm fühlte sich St. Petersburg um den 
Preis des Sieges betrogen, was laut Scheil nach Bismarcks Abgang zu 
dem Bündnis [geheime Militärallianz] von 1892 mit Frankreich führte 
„zur Eroberung Deutschlands und seiner Aufteilung in Kleinstsaaten“, 
wie der neue Zar sagte. Meist wird dieser Schritt mit der deutschen 
Ablehnung begründet, 1890 den Rückversicherungsvertrag zu verlän-
gern, wodurch Russland ohne Verbündeten dastand. Jedenfalls verband 
sich hier französischer Revanchismus mit russischer Eroberungslust. 
Der Angriffskrieg wurde vom Militär detailliert besprochen. Außer-
dem wurde das russische Eisenbahnnetz mit französischen Krediten 
ausgebaut.

Schon bei seiner Gründung war Deutschland laut Bismarck „satu-
riert“, ohne irgendwelche territorialen Forderungen. [Äußerst pro-

sperierend] wollte es „in friedlicher Konkurrenz ̀ Weltpolitik´ mit den 
schon etablierten Mächten treiben“. [So sollte Marokko für alle offen 
bleiben, doch 1911 wich Deutschland vor dem britisch unterstützten 
Frankreich zurück, das Marokko als Protektorat vereinnahmte.] Gegen 
und um 1900 erwarb das Reich, wie andere auch, [aber unblutig] noch 
mögliche Kolonien. „Weltweit präsent zu sein und eine große Flotte zu 
besitzen, schien ein Wert an sich zu sein, der sich in irgendeiner Form 
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auszahlen werde“. [Nur Togo und Samoa brachten Gewinn. Ansonsten 
war deutsche Kolonialismus vorwiegend unerbetene Bildungs- und 
Infrastruktur-Entwicklungshilfe.]

Sicherheitspolitik: ungenügend

Fatalerweise fehlte „ein regelmäßig tagender Reichsverteidigungsrat, 
der die wirtschaftlichen, politischen und militärischen Aktivitäten 

koordiniert hätte.“ Das „ist so kurios“, dass das Versailler Diktat ihn 
erfunden hat. Selbst Heer und Flotte hatten keine abgestimmte Planung, 
[auch keine Absprachen mit Österreich.] Außer dem [Vabanque-]
„Schlieffenplan“ des Heeres, im Kriegsfall über das [de jure] neutrale 
Belgien hinweg zuerst Frankreich zu besiegen, war nichts vorberei-
tet, als Russland zuerst angriff. Der Kaiser als Oberbefehlshaber war 
ahnungslos.

Laut Scheil hatte man ihm den Plan nicht „in letzter Konsequenz“ 
mitgeteilt, weil „dessen Generalität eigene Wege ging und po-

litische Zusammenhänge nicht überblickte.“ Franz Uhle-Wettler 
sagt in seinem Buch über Ludendorff, dass der Große Generalstab 
die politische Spitze durchaus informiert hat, dass er aber peinlichst 
bemüht war, sich nicht in die Politik einzumischen; auch dass die Ge-
neralstabsausbildung sehr wohl politisches Urteil vermittelte, was die 
1912 vom Chef des Großen Generalstabs in Eigeninitiative vorgelegte 
Beurteilung der Lage Deutschlands bewiesen hat. Sie kam aber viel 
zu spät, weil Wilhelm II. und die politisch Verantwortlichen vorher 
offenbar nie danach gefragt hatten.

Wegen des politisch unvorbereiteten deutschen Vorgehens schaffte 
es ausgerechnet Großbritannien, das laut Scheil nur wenige 

Länder bisher noch nicht angegriffen hatte, dass „aus dem deutschen 
Michel, dem Land von Wissenschaft, Dichtern und Denkern“ „der 
hässliche, barbarische, ewig kriegslüsterne ̀ Hunne´“ wurde, was viele 
Michels schließlich selbst glaubten. Damit begann eine Vernichtung 
Deutschlands, die laut Autor „erst im Jahre 1945 zu Ende ging“, [tat-
sächlich aber nach 1990 vor allem von angelsächsischen Machtcliquen 
in anderer Form wieder aufgenommen worden ist]. 

Deutschland war 1914 ohne Vorräte an lebensnotwendigen Lebens-
mitteln und Materialien für einen längeren Krieg. [Vor allem, weil 

man vorwiegend von einen kurzen Konflikt ausging. Als dann doch 
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größere Vorräte angestrebt wurden, scheiterte das an der föderalen 
Bürokratie, an der Finanzierung, am Respekt vor der Privatwirtschaft, 
dann auch, weil der Kanzler eine eskalatorische Wirkung fürchtete.] 
Nur durch die Haber-Bosch-Ammoniak-Synthese konnte die ausfal-
lende Salpeter-Einfuhr aus Übersee für die Produktion von Munition 
und die Landwirtschaft kompensiert werden. Aber die Lebensmittel-
rationen reichten schließlich buchstäblich nur zum Verhungern. Nicht 
so am Hof, in der Obersten Heeresleitung und in den Offiziersmessen 
der Flotte. Dafür erlaubte der Kaiser zu Weihnachten 1916 die von ihm 
lange abgelehnte Widmung „Dem Deutschen Volke“ am Reichstag. 

Im Jahr 1917 mit dem folgenreichen Sturz des Zaren und Meutereien 
in der französischen Armee, die nur durch Massenerschießungen 

unterdrückt werden konnten, schien Deutschland dennoch fast gesiegt 
zu haben.

Selbstmord für den Frieden

Doch nun entstand aus sozialdemokratischen und christlichen Ge-
werkschaften sowie Bürgertum der „Volksbund für Freiheit und 

Vaterland“. Hier „fehlte von Anfang an jedes Organ zur Erkenntnis des 
Kriegs- und Vernichtungswillens der Gegner.“ Obschon der Krieg vom 
Ausland ausgegangen war und alle Friedensangebote von Deutschland 
und seinen Verbündeten, wies man alle Schuld dem innenpolitischen 
Gegner zu, der gleichzeitig entstandenen „Vaterlandspartei“. Liberale 
und Sozialdemokraten waren so von alliierter Propaganda gehirnge-
waschen, dass der liberale Historiker Delbrück im August 1918 in den 
Preußischen Jahrbüchern schrieb: „Die Welt verlangt und hat ein Recht 
zu verlangen, dass das deutsche Volk ihr eine Bürgschaft gebe, dass 
der alldeutsche Geist, der Geist der Erhebung, der Überhebung, der 
Bildungsfeindlichkeit, des Heidentums nicht der deutsche Geist sei.“

Aber der Feind forderte keine Botschaften, sondern „die politische 
Kapitulation, verbunden mit deutschen Schuldeingeständnissen 

und der Übergabe von Kriegsmaterial, Land nebst darin wohnenden 
Deutschen, Besitz, Patenten und unzähligen Werten in astronomischer 
Höhe.“ Die in der Revolution von 1918 bestimmenden Sozialdemo-
kraten in ihrer verqueren Sicht von „einer deutschen Kriegsschuld 
gegenüber einer sonst harmlosen und von ihnen als demokratisch 
interpretierten Staatenwelt, dachten an nichts anderes, als sich deren 
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Bedingungen augenblicklich auszuliefern.“ Schon beim Waffenstill-
stand, ohne überhaupt daran zu denken, „an das Volk zu appellieren“ 
wehrfähig zu bleiben, „bis ein gerechter Friede hergestellt sei“. Drei 
Jahre später gab einer ihrer Führer nach Aktenstudium zu, die kaiser-
liche Regierung habe den Krieg nicht gewollt. Das wurde verdrängt, 
da peinlich und innenpolitisch nicht ausbeutbar. Die rechte „Legende“ 
vom Dolchstoß der Sozialdemokraten in den Rücken des siegreichen 
Heeres war also keineswegs nur Legende. Es fragt sich deshalb, warum 
Scheil dies für eine „unangemessene“ Ablenkung „vom politischen 
und militärischen Versagen der deutschen Staatsführung in den Jahren 
1917/18“ hält, stand das Heer beim Waffenstillstand doch immer noch 
tief in Frankreich. 

Wieso soll das Militär versagt haben, dessen 3. Oberste Hee-
resleitung unter Hindenburg und Ludendorff ab August 1916 

militärisch besser als die Gegner geführt, und dazu noch die Kriegs-
wirtschaft erst richtig in Gang gebracht hat, wohlgemerkt im Rahmen 
des geltenden Rechts. Zudem hat Ludendorff die Offensiven 1918 
expressis verbis als Teile einer politischen Propaganda-Aktion geplant, 
um Engländer und Franzosen dazu zu bringen, ihre Regierungen zu 
Friedensverhandlungen zu zwingen. Doch die politische Führung hat 
ihre Aufgabe nicht erfüllt (Franz Uhle-Wettler, Ludendorff). Dagegen 
meint Scheil auf Nachfrage, Propaganda nach innen gegen Liberale 
und Sozialdemokraten wäre nützlicher gewesen, besonders, wenn man 
im Westen sich deutlich zum Status von 1914 bekannt hätte, statt aus

Sicherheitsgründen Landgewinne westlich von Metz und in Flandern 
anzustreben. 

Das Raub-Diktat von Versailles

Das [unter dem Druck der britischen Hungerblockade] unterschrie-
bene [Raub-]Diktat von Versailles traf Deutschland fürchterlich. 

Das Reich, das den russischen Angriff endgültig abgewehrt hatte und 
kurz davorstand, „das Projekt Mitteleuropa und damit eine deutsche 
Weltmachtstellung tatsächlich wirklich werden zu lassen“, war nun auf 
den „Status einer westlichen Kolonie zurückgeworfen“. In den USA 
[die das Diktat nicht unterschrieben] befand der dem Kongress vorge-
legte Bericht des Senators Robert Owen, der Kriegsausbruch sei „im 
wesentlichen das Produkt einer französisch-russischen Verschwörung 
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gewesen“. 
[Doch die jetzt so zurückhaltenden USA hatten durch ihren Kriegsein-
tritt im April 1917 und ihren Betrug des 14-Punkte-Programms erst das 
Versailler Diktat möglich und damit den Weltkrieg zur Urkatastrophe 
des 20. Jahrhunderts gemacht.]

Obschon die Deutschen in Österreich und im Sudetenland in Volks-
abstimmungen zu über 90 % für die Zugehörigkeit zu einem Groß-

deutschland gestimmt hatten, wurde diese Selbstbestimmung verboten. 
„Im Osten begann 1918 die erste Phase des Völkermords, der Ost-
deutschland nach 1945 schließlich vernichten sollte.“ Jetzt traf er die 
Provinzen Posen und Westpreußen, aus denen Polen in kurzer Zeit 
über eine Million Deutsche vertrieb. Gleiches geschah im größten 
Teil Oberschlesiens, das laut Volksabstimmung zu über 60 % deutsch 
bleiben wollte. Zudem standen mit Südtirol und in den Kunststaaten 
Tschechoslowakei und Jugoslawien über drei Millionen unter Fremd-
herrschaft.

Das Reich hielt zusammen

Das Reich aber blieb auch ohne Landesfürsten zusammen; das 
zeigte, wie grundfalsch Bismarck geurteilt hatte, nur das „Bin-

demittel“ ihres gemeinsamen Standesgefühls sichere das Reich. Aber 
im Inneren fehlte eine Partei, die für alle Deutschen agierte, kurz 
gesagt: eine Volkspartei. Die Sozialdemokraten waren im Kern „in-
ternationalistisch“ und die „konservativ-christlich-national-liberalen 
Parteien“ stellten nur ein „regional verankertes und zersplittertes 
Parteienspektrum“ dar. 

Gemäß Weimarer Verfassung von 1919 bestand das Reich aus „deut-
schen Stämmen“ wie vor genau 1000 Jahren [als sie Heinrich I. 

zum König kürten]. Das deshalb eigentlich zur Auflösung bestimmte 
übergreifende Preußen blieb aber erhalten. 

Wie Freikorps 1813 gegen Napoleon kämpften, so taten sie es 
jetzt gegen polnische und baltische Brutalität und Eroberungs-

versuche, im Reich gegen die kommunistische Revolution in Berlin, 
München, Hamburg, Sachsen und im Ruhrgebiet.

Berlin erfüllte das Diktat soweit unumgänglich. „Es gelang die un-
begrenzten Zahlungsverpflichtungen […] zu begrenzen und sich 

dann um die Zahlung […] weitgehend herumzudrücken.“ Es machte 
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auch das Unrecht des Diktats im In- und im gegnerischen Ausland be-
wusst, denn bald nach 1919 war klar: Russland und Frankreich hatten 
den Krieg gesucht, sekundiert von Großbritannien [d.h., einer kleinen 
Clique von Deutschenhassern im Foreign Office]. Aber obschon nach 
dem fürchterlichen Morden im Westen Pazifismus gesellschaftsfähig 
geworden war, verweigerten Franzosen und Briten die in Versailles 
versprochene Abrüstung. Da Deutschland gemäß Diktat nur 100 000 
Mann Heer und 25 000 Mann Marine und keine Luftwaffe besitzen 
durfte, war es praktisch wehrlos [weshalb es die gut 18-monatige 
französisch-belgische Ruhrbesetzung ab Januar 1923 zur Abpressung 
von geringen Reparationsrückständen hatte dulden müssen]. Deshalb 
übte die sogenannt Schwarze Reichswehr in der Sowjetunion heim-
lich u.a. mit Panzern und Flugzeugen. Die finanzielle Abwicklung 
dieser Aktivitäten oblag dem jüdischen Bankhaus Mendelssohn in 
Amsterdam, das auch nach 1933 exilierten deutschen Politikern bis 
zur Schließung 1939 verbunden blieb.

Präsidialrepublik und Volkspartei neuen Typs 

Seit 1925 war Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg Reichs-
präsident. Er „tat nach außen hin so manches für die ungeliebte 

Republik.“ Als Sieger von Tannenberg stütze er den Staat, obschon 
er laut Scheil „bedeutende Verantwortung für den verschenkten Sieg 
von 1918“ trug und es zuließ, für Entscheidungen anderer „zum Hel-
den stilisiert zu werden“. [Er meinte zu solchen Anwürfen, wäre die 
Schlacht verloren gegangen, stände der Verlierer zweifelsfrei fest.] Ab 
1930 regierten die Kanzler nur mit der Rückendeckung Hindenburgs, 
wie Bismarck ab 1862 mit der des Königs – diesmal allerdings ohne 
Bruch der Verfassung, denn die Weimarer ließ autoritäre Notverord-
nungen des Reichspräsidenten zu.

Im September 1930 wurde die Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei zweitstärkste Partei im Reichstag. Zu plötzlich und 

„allzugut ausgestattet“ für eine nur deutsch finanzierte Bewegung. 
Nach anderthalb Jahren Nachforschung wusste Kanzler Brüning: 
Nur ein Drittel des Geldes der Partei stammte aus Deutschland, da-
von nur 10% von der deutschen Industrie. Zwei Drittel „der vielen 
Millionen Reichsmark“, mit denen die NSDAP ihren neuartigen 
Wahlkampf führte [u.a. flog Hitler zu riesigen Wahlkampf-Auftritten 
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auf Flugplätzen], kam hauptsächlich von Waffenhändlern, Stahl- und 
Waffenproduzenten „des westlichen Auslands“. Sie setzten auf eine 
Wiederaufrüstung. Um diese „in Deutschland durchzusetzen und auch 
dem kritischen Ausland als notwendige Entwicklung erscheinen zu 
lassen“, bedurfte es einer neuartigen Partei, die „schließlich die erste 
Volkspartei wurde“, „aufgebaut durch Eigenleistung der Mitglieder, 
durch Spenden aus der deutschen Industrie und – bar gefördert durch 
eine große Anzahl kleingestückelter Einzahlungen aus dem Ausland in 
der Höhe von schließlich rund vierzig Millionen Reichsmark.“ Doch 
das Geld half nur, weil die [schon im Kaiserreich geübten politischen 
Spielchen der] Parteien dem Volk keine Hoffnung mehr gaben. [Und 
die war bitter nötig, nach der Vermögensvernichtung durch die große 
Inflation 1923 und in der seit 1928 herrschenden großen Depression 
mit entsetzlichem Arbeitslosenelend.] Eine „echte Volkspartei“ füllte 
auch die oben genannte Lücke zwischen Links und Rechts. 

Dies mit mangelndem Sinn der Deutschen für Demokratie und 
Parlamentarismus zu erklären, ist ignorant: Demokratische 

Formen von Mitbestimmung waren in Deutschland weltweit mit am 
frühesten entwickelt worden, und „immer hatte das Volk – wenn ihm 
dazu Gelegenheit geboten wurde, gerne davon Gebrauch gemacht.“ 
Doch zum Funktionieren bedarf es verantwortungsvoller Eliten; aber 
solche „waren die Weimarer Parteien nun eben nicht.“ Weil aber die 
„konservativ-ostelbischen“ Kreise glaubten, immer noch bestimmen 
zu können, drängte Hindenburg den Kanzler, seine Regierung nach 
„rechts“ zur NSDAP zu erweitern, „ohne den von oben her verachteten 
Nationalsozialisten Zugeständnisse zu machen.“ Doch Hitler spielte 
„aus sicherem Machtinstinkt“ nicht mit. Brüning musste gehen. Franz 
von Papen sollte mit einem „Kabinett der Barone“ ohne Parlamentsbe-
teiligung wieder aufrüsten. Nachdem dies enttäuschte, übernahm der 
Ex-Reichswehrchef und Reichswehrminister kurzzeitig die Regierung.

Sein Nachfolger mit relativ starker Basis im Reichstag hieß Adolf Hit-
ler, den Hindenburg und seine Entourage glaubten kontrollieren zu 

können. Für die NSDAP war es selbstverständlich, Deutschland wieder 
verteidigungsfähig zu machen; auch im Ausland wurde dies erwartet. 
Da auch Abrüstung der hochgerüsteten alliierten und anderen europä-
ischen Staaten dazu beitragen konnte, machte die Regierung während 
der schon tagenden Genfer Abrüstungskonferenz „allerhand Vorschläge 
für internationale Rüstungsbegrenzung und gerechte Lösungen.“ Einer 
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Friedensresolution Hitlers stimmten selbst die Sozialdemokraten zu. 
Doch die französische Regierung, denen verpflichtet, die viel Geld in 
den deutschen Umschwung investiert hatte, „stimmte keinem noch so 
vernünftigen Kompromiss zu.“ So trat das Reich aus dem Völkerbund 
aus und verließ die Konferenz. Eine Volksabstimmung stimmte zu – 
„der nationale Konsens war diesmal wirklich echt.“

Ziel: Reich aller Deutschen

Der neue Kanzler wollte unbedingt das seit 1806 aufgelöste Alte 
Reich wiederherstellen, allerdings „als nationalen und sozialis-

tischen, zudem als rassistischen Staat.“ Er sollte in Mittel- und Süd-
osteuropa eine „politisch wie wirtschaftlich privilegierte Stellung“ 
haben –„`Lebensraum´ genug für die nächsten `ein bis drei Genera-
tionen´ stellte Hitler im November 1937 bei einer Ansprache vor der 
Wehrmachtsführung fest“. Das wäre der erfüllte Traum der Paulskirche 
gewesen. So ließ er nach dem Anschluß Österreichs 1938 auch die 
Reichskleinodien zurück nach Nürnberg, auf das Gelände des Partei-
tages bringen, denn „das Alte Reich sei jetzt `erwacht´“. „Auch, weil 
es in entscheidenden Kreisen der Westmächte als unbefriedigender 
Zustand galt“, wurden im Herbst1938 die mit drei Millionen Deutschen 
besiedelten Gebiete der Tschechoslowakei im Münchener Abkom-
men Deutschland zugesprochen. Der Außenminister erklärte dann in 
Paris „noch einmal den endgültigen Verzicht auf Elsass-Lothringen“. 
„Als im Frühjahr 1939 sich der weitere Zerfall der Tschechoslowakei 
abzeichnete, hielt sich das Reich an die in München abgegebene Ver-
pflichtung, weitere Schritte erst nach Rücksprache mit Großbritannien 
zu unternehmen. 

Im [Mitte] Februar 1939 wurde dem britischen Außenamt die 
Absicht Deutschlands mitgeteilt, die Slowakei als unabhängigen 

Staat anzuerkennen und in Böhmen und Mähren ein Protektorat zu 
errichten.“ Mit tschechischer Selbstverwaltung und deutscher Außen- 
und Verteidigungspolitik. Ein internes Rechtsgutachten des Foreign 
Office sah keinen Verstoß gegen das Münchener Abkommen, und das 
Kabinett ließ die Sache laufen. Dann aber tat es nach einigen Tagen 
„sehr überrascht“ und behauptete, es habe keine vorherige Informati-
on erhalten – was sich dann festsetzte. [Wie so viele angelsächsische 
Lügengebilde das gängige Geschichtsbild bestimmen.] Ab da zeigte 
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sich in den Konflikten wieder die Koalition früherer Feindschaft gegen 
ein [nach wenigen Jahren wieder potentes] Deutsches Reich [ – trotz 
des erklärten Verzichts auch auf von Polen annektiertes Gebiet, trotz 
erheblicher vertraglicher Selbstbeschränkung in der Marinerüstung 
1935 und trotz einer gegenüber seinem potentiell feindlichen Umfeld 
weit schwächeren Heeres- und Luftwaffenrüstung.] „Daher gab es im 
kommenden [von Roosevelt und Churchill schon seit Jahren anvisier-
ten] Krieg auch keine Verhandlungen mit Deutschland, obwohl sie von 
Berlin oft angeboten wurden.“

Das Deutsche Reich ist zu vernichten!

Am 25. August 1939 bat der Staatschef die Reichstagsabgeord-
neten zu einem Empfang in der Reichkanzlei und teilte ihnen 

mit, „dass der Krieg vielleicht doch nicht vermieden werden könne. 
Er werde schwer werden, vielleicht sogar aussichtslos“. Seine Reak-
tion auf das Entsetzen und die Fassungslosigkeit der Abgeordneten 
war: „Wer immer hier von Ihnen zweifelt, ob ich allein aus Liebe zu 
Deutschland handle, dem gebe ich die Ermächtigung, mich hier und 
jetzt niederzuschießen.“ Diese Melodramatik entsprach der Stimmung 
des Augenblicks. Scheil meint nun, der Nationalsozialismus habe „die 
Entwicklung der deutschen Sache zu einem extremen und exzentrischen 
Entscheidungspunkt“ geführt. Der von ihnen „Großdeutscher Freiheits-
kampf“ genannte Krieg „wurde zugleich `der deutsche Donner´, den 
man laut Heinrich Heine „einst so krachen hört, wie es noch niemals in 
der Weltgeschichte gekracht hat“, was dieser 1834 habe kommen sehen 
„in einer vagen Erkenntnis, dass man im Land eines Tages auf ganz 
unchristliche Weise alle Mittel einsetzen werde“. Heine habe allerdings 
gedacht, das Ausland werde zusehen. Doch: „Das Ausland gedachte 
[…], dieser deutschen Revolution ein kriegerisches Ende zu bereiten.“

Dieser Krieg sollte nicht nur eine deutsche Revolution beenden, 
sondern Deutschland als Reich bedingungslos vernichten, wie 

Scheil schließlich noch zeigt: „US-Präsident Franklin Roosevelt hatte 
das seinen Stabschefs im April 1944 unmissverständlich angekündigt: 
`Nehmen Sie bitte zur Kenntnis, dass ich nicht gewillt bin, zu diesem 
Zeitpunkt zu sagen, wir beabsichtigen nicht, die deutsche Nation zu 
zerstören. Solange es in Deutschland das Wort <Reich> gibt als Inbe-
griff der Nationalität, wird es immer mit dem gegenwärtigen Begriff 
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des Nationalgefühls in Verbindung gebracht werden. Wenn wir das 
einsehen, müssen wir danach streben, eben dieses Wort <Reich> und 
alles, wofür es steht, auszumerzen.´“ So kommt „Reich“ in keiner der 
Nachkriegsregelungen vor.

Die Reichskleinodien, „Symbole der mittlerweile fast zwölf-
hundertjährigen Dauer deutscher Staatlichkeit“ [1104 Jahre ab 

Eigenständigkeit des Ostfrankenreich im Jahr 842] wurden 1946 in 
einem amerikanische Panzer-Konvoi [voller Respekt] wieder ins Exil 
nach Wien überführt, „in die Hauptstadt der kleinen Alpenrepublik, 
der die Alliierten zum Bedauern des damals frisch amtierenden sozi-
aldemokratischen Kanzlers Karl Renner erneut die Abspaltung von 
Deutschland aufnötigten.“
„Der Deutsche Donner“ ist für Geschichtsbeflissene eine wahre Fund-
grube kompakt.

Stefan Scheil, Der deutsche Donner. Deutschlands Kampf mit sich 
und der Welt – 1796 bis 1946, Reihe Kaplaken Bd. 79, Verlag Antaios, 
Schnellroda 2022
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Berichte aus den SWG-Regios

Regio Kiel
Die Regio Kiel hat im 2. Halbjahr 2023 folgende Veranstaltungen 
durchgeführt:
September 2023: Vortrag „Was passiert mit unserem Geld“, Dr. Bruno 
Hollnagel;
Oktober 2023: Vortrag „Religion und Nation im orthodoxen Chris-
tentum am Beispiel der Geschichte Serbiens“, Dr. Dusan Dostanic;
November 2023: Vortrag „Die Lage im Ukraine-Konflikt“, Dr. Walter 
Post;
Seit November 2023 existiert ein regelmäßiger Leserkreis zum Buch 
„Regimechange von rechts“ von M. Sellner. 

Für das 1. Halbjahr 2024 sind bereits geplant:
Februar 2024: Vortrag „Nation und Religion im russisch-orthodoxen 
Christentum“;
April 2024: „China und die Konflikte in Ostasien“; 
Mai 2024: Vortrag „Die Lage der deutschen Minderheiten in Osteuropa“;
Juni 2023: „Die deutschen Mennoniten in Paraguay“.

Wöchentlich findet ein Gesprächskreis der Regio Kiel zu aktuellen po-
litischen Themen mit bis zu 12 Teilnehmern statt. Teilnehmer der Regio 
Kiel besuchen auch regelmäßig Veranstaltungen der Regio Lübeck.

Regio Lübeck 
Im Berichtszeitraum (dem 2. Halbjahr 2023) führte die Regio drei 
weitere Vortragsveranstaltungen durch.
Im September trug der Politologe Dr. Post über den Krieg in der Ukraine 
– Vorgeschichte, Kriegsverlauf bis heute und Aussichten vor. Trotz des 
aktuellen Themas hatten sich nur 25 Teilnehmer eingefunden. Die aber 
wurden für ihr Kommen belohnt und lernten vor allem zwei wesentli-
che Faktoren kennen, nämlich die nachvollziehbare Vorgeschichte, die 
zu diesem Kriege führte, und die Ohnmacht der Ukrainer- trotz aller 
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NATO-Waffenlieferungen -, zu einer auch nur ansatzweise erfolgrei-
chen Gegenoffensive gegen die Russen.
Im Oktober erlebten erfreulicherweise schon 37 Teilnehmer den Groß-
neffen des „Eisernen Kanzlers“, Herrn Alexander von Bismarck, der 
gegen die Trennung jeglicher Gesprächsfäden zu Russland vor einem 
Jahr den sog. „Bismarck-Dialog“ ins Leben gerufen hatte. Über diesen 
und seine Erfolge seither berichtete der Referent, der nebenbei fließend 
Russisch spricht. Bewusst nicht im offiziellen Berlin, sondern privat auf 
dem Stammschloß der Bismarcks in Döbbelin konnte er inzwischen 
Militär-Attachés und Diplomaten aus Russland, China, Südafrika, USA 
und Israel u. a. zu Gesprächen zusammenführen und unternahm darüber 
hinaus noch mehrere Reisen zu Kontakten in St. Petersburg und Moskau.
Inhaltlich und wegen der brillanten Vortragsweise des Referenten ein 
hochinteressanter Abend!
Diese Zeilen schreibe ich gerade zehn Tage vor unserem dritten und 
letzten Vortragsabend am 15. November. Zum Thema Der Umbau der 
Gesellschaft erwarten wir als „Überraschungsgast“ einen aus allen 
Medien bekannten deutschen Juristen, der uns – so viel sei schon 
verraten – Wesentliches zur Entwicklung unseres Landes im Verlaufe 
des nächsten Jahres vortragen wird.
Aufgrund dieses brandaktuellen Themas und der Persönlichkeit des Re-
ferenten erwarte ich eine besonders gute Teilnehmerzahl und natürlich 
auch eine heiße Diskussion mit ihm im Anschluß an seinen Vortrag!

SWG-Regio Hamburg
Am Dienstag, den 18. April fand der Vortrag des Historikers Dr. Walter 
Post in Wilhelmsburg statt. 
Der schreckliche Krieg im Osten Europas war für die meisten von uns 
noch vor zwei Jahren unvorstellbar und droht nun – nach über einem 
Jahr intensiven Kampfes – zur Gewohnheit zu werden oder bald gar 
bedrohlich zu eskalieren. Täglich werden wir von den großen Medien 
einheitlich in einer Art und Weise informiert, die sonst nur bei Kriegs-
teilnehmern geboten ist. 
Geboten erschien es für aufgeklärte Patrioten, die Gelegenheit zu er-
greifen, eine differenzierte, fundierte und historisch begründete Sicht 
der Ereignisse direkt aus dem Munde eines renommierten Historikers 
und Publizisten zu erfahren, mit der Möglichkeit, in der anschließenden 
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Fragerunde auch die Aussichten für den Frühling und darüber hinaus 
zu eruieren. Dr. Post beleuchte die Lage an der Front ausführlich mit 
Zahlen und seriösen Schätzungen, nicht selten den Propagandameldun-
gen der etablierten Medien diametral entgegengesetzt. In der Frage-
runde kam ein kontroverser, ja leidenschaftlicher Meinungsaustausch 
zustande, frei und fundiert, wie es sonst heutzutage zu diesem Thema 
hierzulande wahrscheinlich kaum noch möglich ist. 
Wichtiger Appell vom Regio-Leiter Hamburg, Miguel Venegas, an alle 
Leser des Deutschland-Journals aus der Regio Hamburg und Umgebung:
Um alle Interessenten per Digitalkommunikation über kommende 
Vorträge und Veranstaltungen zu informieren, wird um Mitteilung der 
jeweiligen Mail-Adresse gebeten.
Bitte an: venegas@swg-hamburg.de 

Regio Hannover
Mittwoch, 22. Februar 2023, Vortragsveranstaltung fand um 18.30 
Uhr, im „Bootshaus 84“ statt.
Herr Heinz-Siegfried Strelow sprach über das Thema: „Der erste Früh-
ling der Ukraine. Ein Habsburger als Freiheitskämpfer Wilhelm von 
Habsburg“ – Im ersten Weltkrieg kämpfte er als k.uk. Offizier an der 
Ostfront, im Gebiet der heutigen heutigen Ukraine. Erzherzog Wilhelm 
entwickelte eine geradezu romantische Zuneigung und wollte es als 
Monarch in die Selbständigkeit führen.
Herr Heinz-Siegfried Strelow, Jahrgang 1965, ist Journalist und Histo-
riker sowie Präsident des Heimatbundes Niedersachsen und Redakteur 
der Zeitschrift „Heimatland“.
 
Mittwoch, 6. Dezember 2023, um 18.30 Uhr, „Bootshaus 84“. Han-
nover, Roesebeckstr. 1, Linien 3+7, Haltestelle Allerweg (Richtung 
Wettbergen):
Herr Dipl.-Pädagoge Stephan Ehmke spricht über das Thema „Was 
passiert in Amerika?“
Herr Stephan Ehmke, Jahrgang 1963, ist Dipl. Pädagoge und Oberst-
leutnant der Reserve. Beruflich tätig als Unternehmensberater und 
in der politisch-historischen Weiterbildung. Er war zehn Jahre lang 
Ratsherr der Stadt Kiel. Seit 2015 ist er Vorsitzender des Verbandes der 
Heimatvertriebenen e.V. in Kiel, seit 2020 Vorsitzender der Staats- und 
Wirtschaftspolitischen Gesellschaft (SWG) e.V. in Hamburg.
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Martin Sellner (* 1989 in 
Wien), Gründer und kluger 

Kopf der Identitären Bewegung 
in Österreich, wird nicht müde, 
für den Erhalt der indigenen 
Deutschen und ihrer Kultur zu 
kämpfen. Dieser Kampf hat nichts 
Extremistisches; dass auch die 
Deutschen wie alle anderen Völ-
ker eine Existenzberechtigung 
haben, wird durch die Menschen-
rechtserklärung der Vereinten 
Nationen, die entsprechenden 
Feststellungen der Europäischen 
Union sowie das Grundgesetz 
für die Bundesrepublik Deutsch-
land und die Verfassungen ihrer 
Länder bestätigt. Bestritten wird 
dies nur durch eine immer mehr 
in den Extremismus abgleitende 
deutsche Kartellpolitik und ihre 
ausführenden Organe in Justiz 
und Behörden, nicht zuletzt den so 
genannten „Verfassungsschutz“.

Friedfertigkeit als Weg

Sellners Anliegen steht also fest 
auf der Basis von Demokratie 

und Rechtsstaat. In seinem Buch 
„Regimechange von rechts“ lässt 
der Österreicher auch nicht den 
Hauch eines Zweifels aufkom-
men, dass er sich mit allem was 
er sagt und tut, im Rahmen der 

Verfassung und der Gesetze be-
wegt und bewegen will. Er betont 
dies ausdrücklich und weist auch 
alle Versuche entschieden zurück, 
die politischen Verhältnisse mit 
Gewalt verändern zu wollen. Sein 
Weg ist der der Friedfertigkeit. 
Ihm zu unterstellen, er wolle in 
Deutschland eine Art „Putsch“ 
organisieren, ist glatte Verleum-
dung.

Wandel auf der Basis von Demokratie 
und Rechtsstaat

Kopf der identitären Bewegung: 
Martin Sellner
Quelle: C.Stadler/Bwag - Eige-
nes Werk, CC BY-SA 4.0, https://
commons.wikimedia.org/w/index.
php?curid=78005943
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Wandel zum Besseren

Sellners strategische Skizze 
setzt daher auf Überzeugung 

und demokratische Mehrheiten. 
Auf gut 300 Seiten entwickelt er 
ein durchdachtes, klar geglieder-
tes Konzept, wie in unserem Land 
der politische Wandel zum Besse-
ren erreicht werden kann. Er fasst 
dies in insgesamt 10 Abschnitte. 
Obwohl er sehr ins Detail geht, 
bleibt er durch seinen klaren Stil 
übersichtlich und zielorientiert. 
Hilfreich ist dabei, dass am Ende 
jeden Kapitels die wichtigsten 
Aussagen stichpunktartig zusam-
mengefasst werden. 

Kernpunkt der Strategie Sell-
ners ist die Sammlung des 

„rechten Lagers“ um ein Haupt-
ziel unter Hintanstellung jeglicher 
Nebensächlichkeiten. Dieses 
Hauptziel ist die Erhaltung der 
deutschen Identität, verbunden 
mit einer neuen Bevölkerungs-
politik. Erreicht werden soll dies 
zunächst durch den Stopp der 
illegalen Massenzuwanderung 
sowie die Einleitung der Remig-
ration nicht integrationswilliger 
und -fähiger kulturfremder Zu-
wanderer. Diese Remigration soll 
ebenfalls gewaltlos und friedlich 
stattfinden, einerseits durch Ab-
bau materieller Anreize für die 
Einwanderung, andererseits durch 
ebensolche Anreize zur Rückkehr 
in die Heimatländer.

Mit seiner Forderung des 
Stopps der Massenzuwan-

derung steht Sellner ebenfalls 
fest auf dem Boden des Grund-
gesetzes. Alle ernstzunehmenden 
Rechtsgelehrten Deutschlands be-
stätigen, dass der seit der Grenz-
öffnung Merkels 2015 laufende 
Zustrom von Ausländern rechts-
widrig ist. Nicht zuletzt deshalb, 
weil damit das Asylrecht ausgehe-
belt und als Zuwanderungsvehikel 
missbraucht wird. Die gegen-
wärtige Zuwanderungspolitik ist 
verfassungswidrig und gegen die 
deutschen Interessen gerichtet. 

Sellner definiert das „rechte 
Lager“ als diejenigen, die sich 

politisch rechts des heute mei-
nungsgebenden Parteienkartells 
befinden. Sehr deutlich grenzt sich 
der Autor von den „alten Rechten“ 
ab, deren Vorstellungen sich im 
Raum des Nationalsozialismus 
bewegen. Denn Sellners Vorstel-
lungen sind weder rassistisch, 
antisemitisch oder totalitär. Er gibt 
allerdings auch seiner Überzeu-
gung Ausdruck, dass der Erhalt von 
Demokratie und Rechtsstaat nur 
über die Bewahrung der christlich-
abendländischen Kultur möglich 
ist, aus denen sie schließlich her-
vorgegangen sind. Dies einschließ-
lich des modernen Nationalstaates, 
der das umgrenzte Gefäß der Kul-
tur ist und gleichzeitig Freiheit und 
Souveränität der Völker garantiert. 
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Meinungsführerschaft
gewinnen

Der Autor ist sich bewusst, 
dass ein Wechsel in den 

realen Machtverhältnissen nur 
über den vor-(„meta“-)politi-
schen Raum gehen kann, der von 
der parlamentarischen Ebene zu 
unterscheiden ist. Nur wer die 
Meinungsführerschaft im vorpo-
litischen Raum, d.h., den „non-
governmental-organisations“ 
(NGOs) erlangt, kann schließlich 
dauerhaft auch auf die gesetzge-
berische Ebene einwirken. Um-
gekehrt würde die erforderliche 
Basis in der Bevölkerung fehlen. 
Daher lehnt Sellner einen reinen 
„Parlamentspatriotismus“ ab. 
An erster Stelle muss die breite 
„Bewegung“ im Volk stehen, die 
„Partei“ muss ihr verlängerter 
Arm sein. Sellner beleuchtet in 
diesem Zusammenhang sehr ein-
gehend Ungarn als ein Beispiel 
dafür, wie unter der Führung 
von Viktor Orbán zielgerichtet 
eine patriotische Volksbewegung 
aufgebaut wurde, die schließlich 
eine stabile parlamentarische 
Mehrheit erringen konnte, welche 
die nationale Politik nachhaltig 
veränderte. 

Entscheidend für das Gelingen 
des politischen Umschwun-

ges ist nach Sellner die Verän-
derung des „Meinungsklimas“, 
das bisher von den linksliberalen 

Eliten beherrscht wird. Ziel der 
politischen Arbeit muss deshalb 
die Infragestellung und letztlich 
Beseitigung ihrer „Narrative“ 
sein, insbesondere hinsichtlich 
der Zuwanderung, Umvolkung, 
Multi-Kulti-, usw. An ihre Stelle 
müssen neue, im Sinne rechter Po-
litik positive „Narrative“ gestellt 
werden, welche eben die Bewah-
rung der kulturellen Identität mit 
einer neuen Bevölkerungspolitik, 
Stopp der Massenzuwanderung 
und Remigration, in den Mittel-
punkt stellen.

Aufbau von Netzwerken

Martin Sellner ist sich im 
Klaren darüber, dass diese 

Veränderung des Meinungsklimas 
nur in beharrlicher, zielorientier-
ter und taktisch kluger Arbeit zu 
leisten ist, die Jahre, vielleicht 
Jahrzehnte, dauern kann. Auch 
täuscht sich Sellner keineswegs 
darüber hinweg, dass das sich 
zunehmend totalisierende System 
dem Untergang seiner „Narrative“ 
nicht tatenlos zusehen, sondern 
den gesamten staatlichen Repres-
sionsapparat gegen seine Gegner 
in Stellung bringen wird. Die Ant-
wort darauf muss laut Sellner die 
Beharrlichkeit des Widerstandes, 
Mut und Entschlossenheit sowie 
die Inkaufnahme von Nachteilen 
sein. Zum Abfedern dieser Nach-
teile ist aber auch der Aufbau 
von Netzwerken zur ideellen 
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und materiellen Hilfe von in Not 
geratenen Aktivisten erforderlich. 

Logischerweise setzt der Autor 
hinsichtlich des Aktivismus 

vor allem auf die jüngeren Gene-
rationen. Die „Identitäre Bewe-
gung“ in Österreich und Deutsch-
land (aber auch in anderen europä-
ischen Ländern) dürfte ihm dabei 
vor Augen schweben. Die Jungen 
müssen vor allem dazu beitragen, 
die rechte Meinungsführerschaft 
im intellektuellen Bereich, den 
Schulen, Universitäten, den Me-
dien und sozialen Einrichtungen 
zu übernehmen. Ausdrücklich 
nimmt Sellner hierbei Bezug auf 
das systematische Wirken der 
linken „68-er“, denen es gelang, 
diese Strukturen in beharrlicher 
Kleinarbeit dauerhaft zu besetzen. 
Wie Sellner auch insgesamt dazu 
auffordert, von den Taktiken der 
Linken zu lernen. 

Schlüsselfaktor
„kritische Masse“

Auf wissenschaftliche Arbei-
ten gestützt, weist Sellner 

darauf hin, dass der Umschwung 
des Meinungsklimas nicht die 
absolute Mehrheit der Bevölke-
rung voraussetzt, sondern eine 
„kritische Masse“, die bei etwa 
5% der Gesellschaft liegt. Diese 
5% müssten sich allerdings in den 
gesellschaftlich relevanten Grup-
pen („Wortführern“) befinden. 
Dann würde die Mehrheit folgen. 

Eingehend betrachtet Sellner 
die demographische Ent-

wicklung in Deutschland wie in 
Europa. Haben wir überhaupt 
noch die Zeit, die „Reconquista“ 
erfolgreich durchzuführen oder 
ist es bereits zu spät? Der Autor 
errechnet ein Modell, wonach 
die Deutschen noch etwa 20-25 
Zeit haben, den demographi-
schen Kipp-Punkt zu verhindern. 
Bis dahin müsste allerdings mit 
dem vorpolitischen Raum auch 
die parlamentarische, d.h. ge-
setzgeberische Ebene gesichert 
worden sein. Dies hängt auch ent-
scheidend davon ab, in welchem 
Maße Zuwanderern künftig über 
das Wahlrecht Einfluss auf die 
Gesetzgebung gewährt wird. 

Sellners „Plan B“

Sollte die Strategie der „Recon-
quista“ durch die irreversible 

Überschreitung des demographi-
schen Kipp-Punktes scheitern, 
schlägt Martin Sellner einen 
„Plan B“ vor, die „Strategie der 
Sammlung“. Dann müssten sich 
die Deutschen darauf einstellen, 
sich als Minderheit im eigenen 
Land zu behaupten und zu über-
leben, bis eine neue Reconquista 
möglich wird. Dazu wäre eine 
geographische Zusammenziehung 
ebenso erforderlich, wie eine völ-
lige Umstellung auf eine Art von 
„Minderheitenpolitik“. Sellner hat 
diesem Thema ein weiteres Buch 
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gewidmet, das bisher in elektroni-
scher Form erschienen ist. 

Dieser kurze Streifzug durch 
Sellners strategische Skizze 

zum Erhalt der deutschen Identität 
konnte nur einige zentrale Punkte 
des Buches aufgreifen. Es lohnt 
sich auf jeden Fall, es zu lesen und 
sich intensiver mit seinen Gedan-
ken zu beschäftigen. Es bietet sich 
an, dies in kleineren Leserkreisen 
zu tun. Hinweise und Anregun-
gen dazu gibt Martin Sellner auf 
seinen Präsenzen im Internet, da-
runter auf seinem Telegram-Kanal 
https://t.me/martinsellnerIB. 

Stephan Ehmke

Martin Sellner: Regime Change 
von rechts – Eine strategische 
Skizze. Verlag Antaios, Schnell-
roda, 2023. 304 Seiten, € 20,00.-.

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Helgoland umfasst zwar gera-
de einmal knapp vier Qua-

dratkilometer, doch übt diese Insel 
auf viele Menschen eine immense 
Faszination aus. Das Eiland stieg 
in seiner Historie zu einem echten 
Mythos auf, und es war dort, dass 
Hoffmann von Fallersleben 1841 
mit seinem „Lied der Deutschen“ 
den Text der deutschen National-
hymne schuf.

Der 1934 in Kallham (Ober-
österreich) geborene Fred 

Duswald, ein promovierter Be-
triebswirtschaftler, in der bis 2018 
existierenden österreichischen 
Zeitschrift „Die Aula“ ständiger 
Mitarbeiter und schon Verfasser 
mehrerer Eckartschriften, hat im 
April 2023 auch zu Helgoland 
eine Eckartschrift vorgelegt. Dass 
er sich seinem Gegenstand ver-
bunden fühlt, ist diesem kleinen 
Buch stets anzumerken – dies ist 
ohne Abstriche positiv zu nennen. 
Mit dem ihm eigenen Tempo und 
Wortwitz nimmt der Autor den Le-
ser mit auf diese Insel und malt ein 
prächtiges Bild von ihr. Auf der 
Basis minutiöser Quellenarbeit 
berichtet uns Fred Duswald von 
Land und Leuten, von Geschichte 
und Geschichten, von Höhen und 
Tiefen. Selbst letztere vermögen 

seinen elementaren Optimismus, 
der immer aus seinen Worten 
spricht, nicht zu erschüttern.

In Kapitel I befasst sich der routi-
nierte Autor mit der „doppelten“ 

Insel und mit ihren Bewohnern, 
während er in Kapitel II Helgo-
lands Besiedlung durch Friesen 
behandelt. Dabei fehlt nicht die 
Schilderung, wie die Insel christ-
lich wurde und wie gegen das See-
räuberunwesen angekämpft wurde.

In Kapitel III „Von der däni-
schen zur britischen Herrschaft“ 

zeigt Fred Duswald den Weg 
Helgolands vom Schmuggel-

Helgoland – 
Wiege des „Liedes der Deutschen“
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paradies zum Nordseeheilbad 
auf, um in Kapitel IV zu einem 
Kern dieser Schrift vorzustoßen, 
dem „Lied der Deutschen“ und 
seinem Dichter. Duswald schaut 
dabei auch auf die Rezeptions-
historie des Deutschlandlieds, 
also z. B. auf Konrad Adenauers 
„Hymnen-Handstreich“ oder auf 
die Verteidigung des „Liedes der 
Deutschen“ durch Helmut Kohl.

Die Briten, lange Zeit seeräu-
berische Beherrscher der 

Weltmeere, erkannten in ihrem 
Kampf gegen Franzosenkaiser 
Napoleon I. die strategische Be-
deutung der Insel und kaperten sie. 
Erst im „Vertrag über Kolonien 
und Helgoland“ (1890) übergaben 
sie diese an das 1871 gegründete 
Deutsche Kaiserreich. Das alles ist 
akribisch, jedoch nicht pedantisch 
geschriebener Inhalt der Kapitel 
V-VI von Fred Duswalds Mono-
graphie, die in Kapitel VII „Helgo-
land von Weltkrieg zu Weltkrieg“ 
in den Blick nimmt.

Ein weiterer Schwerpunkt in 
der mit überaus viel Verve 

und Herzblut verfassten Historie 
Helgolands ist Kapitel VIII („Ver-
nichtung und Wiederaufbau“). Es 
geht dem Leser an die Nieren, wie 
die sich nicht nur hier als Tyran-
nen entlarvenden Briten ab 1945 
denkbar alles unternahmen, um 
die winzige Insel – sie sahen sie 
als „unsinkbaren Flugzeugträger“ 

in der Nordsee an – restlos zu 
zerstören; wie das über sein Ende 
als Weltmacht nicht hinwegkom-
mende Großbritannien im Jahr 
1947 in der Operation „Big Bang“ 
6.700 Tonnen Weltkriegsmuni-
tion zur Detonation brachte und 
selbst nach diesem Inferno seinen 
Bombenterror weiter praktizierte. 
Doch auch dem widerstand die In-
sel und überlebte als Wiegestätte 
des „Liedes der Deutschen“ – 
wiewohl schwer beschädigt. Und 
sie kehrte 1952 durch Akte wahrer 
Verwegenheit in (west-) deutsche 
Verwaltung zurück.

Der Österreicher Fred Dus-
wald, ein echtes Urgestein 

der nationalen deutschen Publizis-
tik, ist der richtige Mann, dieses 
Heldenepos der kleinen Nord-
seeinsel in schillernden Farben 
und mit adäquater Wortgewalt zu 
erzählen. Er legt dabei die Liebe 
zum Eigenen – statt der Liebe zum 
Fremden – an den Tag, die durch 
die „Umerziehung“ ab 1945 so 
vielen Deutschen ausgetrieben 
und durch Selbsthass ersetzt 
wurde. Für den ist in dieser Eck-
artschrift nicht der geringste Platz!
Mario Kandil

Fred Duswald, Helgoland. Wie-
ge des „Liedes der Deutschen“ 
(=Eckartschrift 252), Öster-
reichische Landsmannschaft: 
Wien 2023, 11,50 EUR.
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Wolfgang Schlüter:  
Arminius in Flammen
Neuer Forschungsstand 
zum Streit um römische 
Besatzung und Befreiungs-
krieg.  
Gebunden, 296 Seiten.
16,90 EUR

Heinz Magenheimer:
Die deutsche militäri-
sche Kriegführung im 
II. Weltkrieg
Feldzüge – Schlachten –
Schlüsselentscheidungen
Gebunden, 324 Seiten.
39,00 EUR

Klaus Hammel; Rainer !esen:
Zweierlei Recht - Zweierlei Urteil 
Die ungleiche Ahndung von Kriegsverbrechen.
Zahlreiche und schwerwiegende Kriegsverbrechen der 
Alliierten und deren weitgehnd fehlende Strafverfol-
gung - Vergeltung der Überfälle durch Partisanen und 
Ermordung Deutscher - „Massaker“ und geltendes 
Völkerrecht - die auf Dauer wirkende „besondere 
Schuld“ Deutschlands ...  
Gebunden, 456 Seiten, Fadenhe!ung, Lesebändchen, 
ausf. Quellen-, Literaturverzeichnis, Personenregister, 
detaillierte Untersuchungen angeblicher/tatsächlicher 
Kriegsverbrechen ...

Standardwerk

29,90 EUR

Michael C. Steinmetz: 
Wege in den  
II. Weltkrieg
Die Konfrontation in 
Europa und Roosevelts 
Kriegskurs.
Gebunden, 336 Seiten.
22,00 EUR

Versandkostenfrei 
Book-Today, Inh. H. "omas, Suebenstr. 1, 53175 Bonn

info@book-today.de - www.book-today.de

Bücher in großer Auswahl
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Aus den täglichen Nachrich-
ten lässt sich selbst 80 Jahre 

nach Kriegsende noch entneh-
men, wie sehr sich Gerichte im 
In- und Ausland mit der Ermitt-
lung und Aburteilung angebli-
cher deutscher Kriegsverbrechen 
beschäftigen. Die juristischen 
Maßstäbe scheinen dabei gele-
gentlich neue und radikalere zu 
sein. Vor allem aber werden sie 
wie von Zauberhand so gut wie 
nur gegen deutsche Angeklagte 
und Kriegshandlungen angelegt. 
Auch dies ist ein Eindruck, den 
der Beobachter immer wieder 
hat. Klaus Hammel und Rainer 
Thesen gehen im vorliegenden 
Buch der Frage nach, ob dieser 
Eindruck gerechtfertigt ist und 
prüfen dies im Detail. Hammel 
als Offizier und Thesen als Jurist 
bilden dabei ein Autorenduo, das 
sich sehr gut ergänzt.

Klaus Hammel holt in einem 
einführenden Kapitel über 

die „Entstehung des Rechts im 
Kriege“ recht weit aus, bis in die 
Anfänge des Krieges von Staaten 
und organisierten Stammesver-
bänden hinein. So wie der Krieg 
eine anthropologische Konstante 
ist, wenigstens seit der Mensch 
sich in größerem Rahmen orga-

nisiert hat und seine Konflikte 
den Namen „Krieg“ verdienen, 
so ist auch das Rechtsempfinden 
durchaus eine anthropologische 
Konstante. Daher sind denn die 
überlieferten Kriege der Mensch-
heit immer wieder von der Frage 
begleitet worden, welche Kriegs-
partei im Recht gewesen sei. 
Dies wurde ergänzt durch die 
Beurteilung von Verbrechen, die 
innerhalb des Krieges begangen 
wurden, theoretisch unabhängig 
von der Frage, ob der Verbre-
cher nun der Partei angehörte, 
die allgemein „im Recht“ war, 

Zweierlei Recht – Zweierlei Urteil
Die ungleiche Ahndung von Kriegsverbrechen
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oder nicht. Als Eingangsbefund 
lässt sich feststellen: Es hat 
der Mensch grundsätzlich ein 
Rechtsempfinden, aber kein 
universelles. „Zweierlei Recht“ 
ist auch historisch kein seltenes 
Phänomen.

Hammel stellt im Weiteren 
fest, dass solche rechtlichen 

Überlegungen jederzeit vor allem 
unter „Gleichgestellten“ statt-
fanden, also für Mitglieder des 
gleichen Kulturkreises galten, 
oder besser noch, des adäquaten 
Standes. Gegenüber „Barbaren“, 
und das konnten im Auge des 
Betrachters immer die jeweils 
Nichtzugehörigen zu diesen Krei-
sen sein, galten weniger Skrupel. 
Für nicht standesgemäße Gegner 
etwa während der mittelalterli-
chen Bauernaufstände ebenfalls 
nicht. Der Adel fühlte sich nicht 
an Versprechen oder Verträge mit 
niederen Ständen gebunden.

Im Desaster des Dreißigjähri-
gen Krieges in Mitteleuropa 

verwickelten sich die staatlichen 
Interessen, die Konfessionen, 
die Nationalitäten und die Stan-
desinteressen dann zu einem 
jahrzehntelang unentwirrbaren 
Knäuel. In Europa entwickelte 
sich deshalb das Bewusstsein, es 
könne so nicht weitergehen, das 
schließlich zur Grundlage des 
„Westfälischen Friedens“ wurde. 
Damit war das moderne Völker-

recht geboren, als europäisches 
Völkerrecht, um genau zu sein. 
Es kommt dem Rezensenten dabei 
der peinliche Vorgang in den Sinn, 
als die deutsche Außenministerin 
jüngst bei einer Veranstaltung im 
Unterzeichnungssaal des Westfä-
lischen Friedens in Münster bei 
einer Veranstaltung das dortige 
Kreuz abhängen ließ, um den 
Nichteuropäern und Nichtchristen 
zu gefallen.

In mehreren Kapiteln zur Praxis 
und der Rechtslage im Zwan-

zigsten Jahrhundert geht Hammel 
dann der Frage nach der Ahnung 
deutscher Kriegsverbrechen durch 
die Alliierten nach, sowie der 
Ahndung von Kriegsverbrechen 
durch die deutsche Seite und 
schließlich der Behandlung eige-
ner Kriegsverbrechen durch die 
Alliierten. Die zu diesem letzten 
Punkt erreichten Strafverfol-
gungsmaßnahmen fielen ange-
sichts der begangenen Kriegs-
verbrechen „nicht ins Gewicht“, 
bilanziert er. 

Rainer Thesen leitet seinen 
Teil der Ausführungen mit 

zwei Abschnitten zum „Recht 
im Krieg“ und dem „Prozess 
der Rechtsfindung“ ein. Was das 
damalige Recht im Krieg im Ver-
gleich zu heutigen Rechtsnormen 
angeht, stellt er dabei eine erhebli-
che Differenz fest: „‘Was damals 
Recht war‘ ist nach heutigem 
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Recht (und Rechtsempfinden) na-
türlich häufig Unrecht, nicht sel-
ten sogar schweres Verbrechen.“ 
Dies gelte zum Beispiel für das 
Recht auf Geiselerschießungen 
und Repressalien durch die Be-
satzungsmacht, bei der ein Recht 
auf Tötung im Verhältnis von 10:1 
auch von italienischen Gerich-
ten in der Nachkriegszeit noch 
als rechtlich zulässig anerkannt 
wurde. Heutigen Vorstellungen 
entspricht dies nicht mehr, doch ist 
es ebenso „natürlich“ befremdlich 
gewesen, als dann diese heutigen 
Vorstellungen noch später zum 
Übertrumpfen damaligen Rechts 
eingesetzt wurden und zu Verur-
teilungen von Personen aufgrund 
von Recht führte, das zur Tatzeit 
nicht galt.

Seitenwechsel Italiens

Thesen widmet sich danach 
vor allem dem Krieg in Ita-

lien ab 1943 bis 1945 und der 
dabei existierenden Rechtsla-
ge. Diese Lage wurde beson-
ders komplex, da es nach dem 
Sturz der Regierung Mussolini 
und dem sprunghaften Seiten-
wechsel Italiens vom deutschen 
Verbündeten zum plötzlichen 
Kriegsgegner nicht nur Kämpfe 
zwischen regulären Truppen gab. 
Ex-Diktator Mussolini betrieb 
von Norditalien aus fortan eine 
eigene italienische Regierung mit 

eigenen Truppen, während sich 
in ganz Italien rege Partisanen-
tätigkeit kommunistischer Prä-
gung entfaltete. Es verliefen also 
nicht nur Weltkriegs-, sondern 
auch Bürgerkriegsfronten kreuz 
und quer durch die italienische 
Halbinsel. Zudem ließ sich die 
neue italienische Regierung nach 
dem Seitenwechsel einen Monat 
Zeit mit der formalen Kriegser-
klärung an Deutschland, so dass 
für diesen Zeitraum nicht einmal 
feststeht, auf welcher rechtlichen 
Basis aufeinander geschossen 
wurde. Thesen neigt zur Ansicht, 
der Kriegszustand sei auch ohne 
formelle Kriegserklärung auf-
grund des gewandelten Völker-
gewohnheitsrechts eingetreten 
und erläutert das anhand einiger 
vorausgegangener Beispiele. In 
der Tat kam die Kriegserklärung 
im Zwanzigsten Jahrhundert 
zusehends außer Mode. Auch 
die USA warfen über Vietnam 
schließlich mehr Bomben ab als 
im Zweiten Weltkrieg über Eu-
ropa, ohne Vietnam jemals den 
Krieg zu erklären.

Querfeuer und Hinterhalte

In dieser Lage gerieten deutsche 
Einheiten in Italien immer wie-

der auch unter Querfeuer und in 
Hinterhalte. Ihre durch Beschuss 
und Repressalien gegebene Ant-
wort wird bis heute immer wieder 
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in Prozessen aufgearbeitet. Für 
die Taten der Alliierten gilt dies 
nicht, oder bei Weitem nicht in 
demselben Ausmaß. So bleibt 
am Ende das Fazit der Autoren 
kaum bezweifelbar: Es gab und 
gibt zweierlei Recht und zweierlei 
Urteil. Wer es genau wissen will, 
dem sei dieses Buch unbedingt 
empfohlen.

Dr. Stefan Scheil

Klaus Hammel/Rainer Thesen 
Zweierlei Recht – Zweierlei 
Urteil - Die ungleiche Ahn-
dung von Kriegsverbrechen. 
Gebunden, 456 Seiten, Fa-
denheftung, Lesebändchen, 
ausführliches Quellen- und 
Literaturverzeichnis, Personen-
register.
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Wahre Geschichten aus einem 
falschen Land

Immer wieder wird uns einge-
bläut, wir lebten im besten und 

freiesten Staat, den es jemals auf 
deutschem Boden gegeben habe. 
Aber die Realität sieht dann doch 
ganz anders aus, und trotz Dau-
erpropaganda der Herrschenden 
und ihrer Helfer aus dem me-
dialen Komplex erkennen dies 
immer mehr Zeitgenossen. Dass 
es noch mehr werden, dafür will 
auch der 1967 geborene promo-
vierte Jurist und Rechtsanwalt 
Björn Clemens sorgen, und er 
bedient sich dabei neben seiner 
- im „Rechtsstaat“ BRD stets 
schwerer werdenden - berufli-
chen Tätigkeit seit Jahren auch 
publizistischer und dichterischer 
Werke. Nach Lyrikbänden wie 
„Schwarze Fackel“ (2008/2017) 
oder einem Justizroman wie 
„Pascal Ormunait“ (2013), in 
dem für das Gebiet des Rechts-
wesens schon die hässliche Wahr-
heit hinter der Fassade der real 
existierenden BRD dekuvriert 
wurde, präsentiert der ehemalige 
stellvertretende Bundesvorsitzen-
de der Partei „Die Republikaner“ 
(2002-2006) in seinem neuen 
Buch „April April“ dem Leser 
„wahre Geschichten aus einem 
falschen Land“.

Nur schlichte Naturen wer-
den jetzt einwenden, die 

Bundesrepublik Deutschland sei 
doch ein echtes Land. Ja, sie ist 
echt - doch mit ihren falschen 
Menschen und deren falscher Mo-
ral, mit ihren falschen Politikern 
und deren falschen Phrasen, mit 
all ihren falschen Heiligtümern 
ist diese BRD eigentlich eine viel 
zu große Realsatire, um wahr 
zu sein. Aber es gibt sie doch, 
und Clemens präsentiert uns die 
traurige Wahrheit über dieses 
von seinem „Führungspersonal“ 
für sakrosankt erklärte Gebilde 
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in wahren Geschichten. Fällt 
dem eigenständig denkenden und 
zudem noch gebildeten Leser da 
nicht die Sentenz „Es gibt kein 
richtiges Leben im falschen“ des 
linken Säulenheiligen Theodor W. 
Adorno (1903-1969), die Welt-
revolutionäre aller Länder einst 
so gerne zitierten, ein? Wenn die 
Basis, auf der alles stattfindet, eine 
absolut ungeeignete ist, kann auf 
ihr nichts, aber auch gar nichts 
gedeihen! So verhält es sich auch 
mit der BRD, und Björn Clemens 
demonstriert es dem ungläubigen 
Leser in 25 Satiren und acht Kurz-
geschichten. Der Stoff, aus dem 
er sich bedienen kann, ist schier 
unerschöpflich, und er kann als 
Autor dabei nicht übertreiben. 
Clemens dazu im Vorwort: „Denn 
nahezu jede erdachte Satire, jeder 
zuspitzende Sarkasmus wird, 
ehe die Tinte trocken ist, von der 
wahren Wirklichkeit in diesem 
falschen Lande, […] dem Land, 
in dem der erste April ein Dauer-
zustand ist, übertroffen.“

Noch relativ harmlos nimmt 
sich die erste von Björn 

Clemens´ Satiren, nämlich „Ap-
polonius Tauscher“, aus. In die-
ser Satire nimmt der Autor den 
im heutigen BRD-Berufsleben 
schon lange Zeit üblichen Usus 
aufs Korn, dass ein abhängig 
Beschäftigter einzig noch für 
seinen Arbeitgeber zu leben hat. 

Clemens wählt als beredtes Bei-
spiel eine fiktive Düsseldorfer 
Rechtsanwaltskanzlei mit nahezu 
500 angestellten Advokaten. Dem 
jungen neuen Kollegen Appoloni-
us Tauscher wird - nachdem ihm 
sein 10 qm großes Arbeitszimmer 
gezeigt wurde - bedeutet, man 
sähe es gerne, wenn er das Haus 
erst gar nicht mehr verließe, auch 
nicht für das Einnehmen von 
Mahlzeiten… Ja, der politisch 
korrekte, gleichgeschaltete, aller 
Ecken und Kanten beraubte, ins 
große Gesellschafts-Puzzle einge-
passte Mensch moderner Prägung: 
nur noch eine auf Funktionalität 
gedrillte Arbeitsameise! Ist nicht 
genau das der Wunschtraum sol-
cher Gesellschaftsingenieure wie 
etwa Bill Gates (in dieser Satire 
heißt er „Bill Aids“)?

Die fürwahr exorbitante Kluft 
zwischen Verfassungstext 

und Verfassungsrealität führt 
der Jurist Clemens den - evtl. 
immer noch an die Herrschafts-
propaganda glaubenden - Lesern 
in seiner beißenden Satire „Das 
Grundgesetz, wie es leibt und lebt 
(Auszug)“ vor Augen. Denkt man 
da nicht an „Mainz bleibt Mainz, 
wie es singt und lacht“? Narrhalla-
Marsch! Und der ist auch unver-
zichtbar, will man ertragen, was 
in dem „Kleinen Katechismus 
zur Verfassungswirklichkeit“ z. 
B. in Artikel 1 steht: „Die Würde 
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des Menschen, insbesondere des 
Rechtsbrechers sowie des Ange-
hörigen einer ethnischen, religi-
ösen oder sexuellen Minderheit 
ist unantastbar. Sie zu achten und 
zu fördern, ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt.“ Oder in Ar-
tikel 3: „Alle Menschen, die vom 
Konsens der Demokraten umfasst 
sind, sind vor dem Gesetz gleich.“ 
Zu Deutsch: Alle, die nicht von 
dem ominösen „Konsens der De-
mokraten“ umfasst sind, gehören 
nicht zu der noblen Gemeinschaft 
der „Guten“ und genießen nicht 
die gleichen Rechte wie diese!

Ganz nach dem Vorbild von Ti-
mur Vermes´ Roman „Er ist 

wieder da“ (2011) gestaltete Björn 
Clemens die Satire „Noch einer ist 
wieder da“, nach Auffassung des 
Rezensenten das Glanzstück von 
„April April“. Ausgerechnet zu 
Beginn der Coronakrise (für viele 
auch Coronadiktatur) wird Reichs-
propagandaminister Dr. Joseph 
Goebbels der Erlaubnis teilhaftig, 
auf die Erde zurückzukehren. Und 
auf dieser sucht er den Nachfol-
gestaat des Deutschen Reiches 
auf, die BRD. Was er in dieser so 
alles erlebt, ist selbst für ihn, den 
gewieften Massenmanipulator 
und Experten der Machtausübung, 
geradezu unglaublich. So schreibt 
Goebbels am 21. April 2020 in 
sein über seinen Erdenaufenthalt 
geführtes Tagebuch: „Aber eines 

muss man ihnen lassen: Propagan-
da wirkt durch ständige Wieder-
holung. Das könnten sie von mir 
haben.“ Am 16. Juni 2020 notiert 
Goebbels dies hier: „In Frankfurt 
beginnt ein Mordprozess. Ein 
Politiker aus der zweiten Riege 
ist erschossen worden. […] Die 
Medien erklären ihn zum Märty-
rer. […] Es geht ihnen natürlich 
nicht um die Tat, sondern um 
[…] Stimmungsmache. So läuft 
Propaganda!“ Joseph Goebbels 
setzt sein (fiktives) Tagebuch noch 
für die Jahre 2021 und 2022 fort, 
ehe er am 19. April 2022 – einen 
Tag vor Hitlers Geburtstag – die 
Rückreise aus dem „Augiasstall“ 
antritt und voll Ekel ausruft: „Nie 
wieder Deutschland!“

Diese schonungslose Bloßstel-
lung der „mentalen Defekte 

der bundesdeutschen Verhältnis-
se und ihrer Lemminge“ sollte 
sich keiner, der noch selbständig 
denkt, entgehen lassen. Gemäß 
dem Motto: „besser über die BRD 
lachen, als über sie zu weinen“!

Mario Kandil

Björn Clemens, April April. 
Wahre Geschichten aus einem 
falschen Land, Metapol Verlag 
& Medien: Berlin 2023, 20,00 
EUR.
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Der renommierte deutsch-
jüdische Historiker Michael 

Wolffsohn, bis zu seiner Emeritie-
rung im Jahre 2012 jahrzehntelang 
und erfolgreich als Professor an 
der Münchener Bundeswehr-
Universität tätig, hat ein bemer-
kenswertes Buch vorgelegt: „Eine 
andere jüdische Weltgeschichte“. 
Alle an Judaica Interessierten 
sollten sich auf das Werk einlas-
sen, sie werden nicht enttäuscht 
sein! Gerade in Zeiten, in denen 
auf deutschen Straßen - lautstark 
und erschreckend zugleich - nicht 
nur antisemitische Töne überdi-
mensional laut werden, sondern 
in denen auch in eliminatorischer 
Weise das Existenzrecht Israels 
geleugnet wird. Diesmal nicht aus 
Kreisen von Restbeständen unbe-
lehrbarer Judenfeinde von rechts-
außen, nein, aktuell - seit dem 
Terrorangriff der Hamas auf die 
israelische Zivilbevölkerung am 
7. Oktober 2023 mit 1.400 Todes-
opfern - wird die Hass-Szene von 
„anti-imperialistischen“ Linken 
im Bündnis mit eingewanderten 
Moslems dominiert.

Erinnerung an Karl Lagerfeld

Da werden Erinnerungen an 
die treffliche Bemerkung des 

weltberühmten deutschen Mo-

dezars Karl Lagerfeld wach, der 
2017 im französischen Fernsehen 
per Fundamentalkritik gegen An-
gela Merkels Grenzöffnungspoli-
tik Stellung bezog: „Wir können 
nicht Millionen von Juden töten 
und Millionen ihrer schlimmsten 
Feinde ins Land holen!“ Dies je-
doch nur als Vorbemerkung und 
das aus zwei Gründen. Erstens: 
dem jüngsten Krieg in Nahost 
geschuldet und zweitens: ebenso 
als Grundsatzkritik an einer völ-
lig verfehlten Migrationspolitik 
deutscher Regierungen der letzten 
Jahrzehnte klar hervorgehoben!

Eine andere jüdische Weltgeschichte
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Nun zum Buch: Das über 360 
Seiten starke Werk ist über-

sichtlich angelegt und glänzend 
geschrieben. In neun Kapiteln 
lässt der Autor kaum etwas aus, 
was nicht im Zusammenhang 
mit sogenannten „Judenfragen“ 
gesagt und erklärt werden sollte. 
Wolffsohn, stets intellektuell-
kritisch und somit immun gegen 
alle Zumutungen des Zeitgeistes 
aufgestellt, weicht keinem unbe-
quemen Thema aus.

Im Kapitel 3 präsentiert er z.B. 
eine Überschrift, die linke Gut-

menschen gleich vor „Betroffen-
heit“ erschaudern lässt, nämlich: 
„Biologie: Volk, Nation, Religion, 
Schicksalsgemeinschaft, Identifi-
kation?“ Schon die Erwähnung 
dieser Begriffsfolge dürfte beim 
sich „fortschrittlich“ wähnenden 
linken Milieu Schnappatmung 
auslösen, weswegen Wolffsohn 
- wohl um die Brisanz wissend - 
schreibt: „Jüdische Gene. Wer da-
von in Deutschland spricht, gerät 
schnellstens in Verdacht, ‚Nazi‘, 
‚Rassist‘ oder ‚nur‘ Reaktionär zu 
sein, und muss mit Karrierekonse-
quenzen sowie gesellschaftlicher 
Ächtung rechnen.“ Wie wahr!

Weltweit leben 15,2 Millionen 
Juden

Ausführlich geht er im Kapitel 
4 auf geographische Fragen 

ein und stellt „Das Land Israel 

und die mehrfache Diaspora“ 
facettenreich dar. Interessant sind 
dabei die Zahlen der weltweit 
lebenden Juden (Stand 2021) mit 
insgesamt ca. 15,2 Millionen, 
davon in Israel 6,9 Millionen und 
in den USA 5,7 Millionen und in 
der Bundesrepublik Deutschland 
sind es „nur“ 118.000.

Weitere Abschnitte des Bu-
ches widmen sich den The-

menbereichen „Theologie und 
Religion in der jüdischen Ge-
schichte“ mit aufklärenden Hin-
weisen auf „Tora und Talmud“, 
„Gottes Volk und Gottes Land 
– nicht ‚Blut und Boden‘“, sowie 
„Parikularismus versus Universa-
lismus im Judentum“ plus – last 
not least - „Hängt alles am Geld? 
Zur Ökonomie“. Missverständ-
liche Interpretationen jüdischer 
Sichtweisen im Zusammenhang 
von „Recht, Macht und Gewalt – 
Klischees und Realitäten“ werden 
ebenso anschaulich ins „rechte 
Licht“ gerückt wie im nächsten 
Kapitel jüdische Vorstellungen 
zu „Körperlichkeit und Sex“.Un-
willkürzlich musste der Rezensent 
an die so herrlich-unverkrampfte 
Sexualtherapeutin Ruth Westhei-
mer denken, die er während seiner 
werkstudentischen Tätigkeit im 
Münchener Goldmann-Taschen-
buch-Verlag einmal kennenlernen 
durfte!
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Im vorletzten Abschnitt ver-
deutlicht Wolffsohn u.a. „Fluch 

und Segen des Antisemitismus“ 
und beantwortet auf ganz einfach 
nachzuvollziehende Weise die 
immer wieder gestellte Frage, 
Zitat: „Ist bereits Kritik an Juden 
‚Antisemitismus‘? Nein, denn 
ohne Kritik keine Kreativität. 
Sehr wohl antisemitisch ist jede 
substanziell feindliche, gegen das 
jüdische Individuum oder Kollek-
tiv gerichtete Meinung oder Tag.“ 
Alles klar jetzt?

Bedeutende Juden

Zum Schluss des lesenswerten 
Buches führt der Autor noch 

seine „subjektive Skizze“ von 
über 90 bedeutsamer Juden an. 
Darin tauchen auf, um nur einige 
zu benennen: Hannah Arendt, 
Menachem Begin, Marin Buber, 
Paul Celan, Albert Einstein, Heinz 
Galinski, Max Horkheimer, Franz 

Kafka, Henry Kissinger, Ferdi-
nand Lassalle, Bernard Madorff, 
Benjamin Netanjahu, Barbara 
Streisand, Leo Trotzki, Eli Wiesel 
oder Marc Zuckerberg.

Der Rezensent ist sich der 
Tatsache bewusst, dass diese 

aus Platzgründen sehr knapp aus-
fallende Besprechung nur punk-
tuell ein bedeutendes Werk über 
„jüdische Weltgeschichte“ würdi-
gen kann. Er bittet um Nachsicht 
und schlägt allen interessierten 
Lesern deswegen vor, das Buch 
zu erwerben und sich vertiefend 
mit dem Inhalt zu beschäftigen. 
Es lohnt sich!

Bernd Kallina

Michael Wolffsohn, Eine an-
dere Jüdische Weltgeschichte, 
Herder-Verlag, Freiburg im 
Breisgau 2022, 364 Seiten, 28,00 
Euro.

Jetzt im Internet zu erreichen unter: http://www.zfi-ingolstadt.de.
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Über den Nationalcharakter 
der Deutschen ist schon viel 

gesagt und geschrieben worden, 
und man sollte meinen, es wäre 
dem nichts mehr hinzuzufügen. 
Jedoch widerlegt Eduard J. Huber 
mit seiner Eckartschrift „Vom Nati-
onalcharakter der Deutschen“ diese 
Ansicht gründlich. Über 200 Jahre 
nach Friedrich Schiller, der sich 
1797 mit dem deutschen National-
charakter befasst hat, beschäftigt er 
sich ausführlich mit diesen Fragen: 
Was macht einen Deutschen aus? 
Worin bestehen seine Charakter-
eigenschaften? Was bedingt seine 
Persönlichkeit?

Nachdem sich der Verfasser im 
1. Kapitel mit der Frage, ob 

es einen deutschen Nationalcha-
rakter gebe, auseinandergesetzt hat, 
hebt er die Deutschen von ihren 
Nachbarvölkern ab (2. Kapitel) 
und nimmt eine kritische Selbstbe-
trachtung vor (3. Kapitel), um sich 
danach einzeln alle die wichtigsten 
Charaktereigenschaften vorzuneh-
men, für die die Deutschen bekannt 
sind (4. Kapitel). Dies sind: Treue; 
Bescheidenheit; Rechtschaffen-
heit; Freiheitsliebe; Frömmigkeit; 
Naturliebe; Fleiß; Wissbegierde; 
Zucht und Ordnung; Pünktlichkeit; 
Pflichtbewusstsein; Aufgeschlos-

senheit; Einfalt (jawohl); schwan-
kendes Selbstbewusstsein; zu guter 
Letzt Gewissenhaftigkeit und ihre 
Folgen. Dies alles geht der 1936 in 
Stuttgart geborene ehemalige Gym-
nasiallehrer Huber mit deutscher 
Gründlichkeit durch und versteht 
es glänzend, seine Aussagen durch 
Zitate aus der Feder bzw. dem 
Munde zum Kanon der „Klassiker“ 
zählender Personen zu untermau-
ern. Hier ist ganz klar ein Vertreter 
des in unseren Tagen aussterbenden 
Bildungsbürgertums erkennbar, und 
das verdient ausdrückliches Lob!

Der Autor hebt völlig zutreffend 
hervor, dass - während andere 

Völker wie die Spanier, Franzosen 
und Engländer Weltreiche gründe-

Vom Nationalcharakter 
der Deutschen
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ten und selbst Portugiesen und Nie-
derländer große Kolonien erwarben 
- die Deutschen in ihren Klein- und 
Mittelstaaten hockten und keinerlei 
Großmachtambitionen hegten. Sie 
pflegten vielmehr ihr Geistes- und 
Seelenleben, schufen große Werke 
der religiösen und der weltlichen 
Kunst wie auch der Musik. Sich 
zuerst in der Mystik, dann in der 
Philosophie in eine Art „Anders-
welt“ versteigend, machten sie es 
sich auf einer Seite in ihren Wohn-
stuben gemütlich, flohen aber auf 
der anderen Seite in eine Phantasie-
welt von Märchen und Sagen und 
lebten im „Wolkenkuckucksheim“, 
ehe sie durch eine lange Reihe von 
Kriegen (vom Dreißigjährigen 
Krieg bis zum Zweiten Weltkrieg) 
in die überaus grausame Realität 
zurückgeholt wurden.

Es wäre - so Eduard Huber 
- allerdings ungerecht, den 

Deutschen jeden Sinn für die Wirk-
lichkeit abzusprechen, denn es gab 
ja unter ihnen auch wirklich große 
Astronomen und Naturforscher. 
Und ohne die Erfindungen von 
Deutschen wäre die Welt von heute 
kaum denkbar. Doch während die 
Teutonen ihr Augenmerk ganz auf 
die Natur richteten, verloren sie die 
Welt der Politik aus ihren Augen. 
Durch diese Welt irrten sie laut 
Autor Huber „erst als tumbe Toren 
[…], dann aber, aufgeschreckt 
durch ihre raffinierten Nachbarn 

und in die Enge getrieben“, schlu-
gen sie verzweifelt um sich und füg-
ten sich dabei selbst mehr Schaden 
zu als den anderen. Letzteres wird 
natürlich offiziell genau umgekehrt 
gesehen.

Leider aber ließen und lassen die 
Deutschen - „naiv und folgsam, 

wie sie immer waren“ - sich von 
ihren über sie triumphierenden 
Feinden nunmehr gängeln und 
verlieren dabei gänzlich den Faden 
ihrer (bis auf die ominösen zwölf 
Jahre) sehr respektablen Historie. 
Sie wollen überhaupt nicht mehr 
sie selbst sein, „sondern nur noch 
die gelehrigen Schüler fremder 
Schulmeister“.

Zu Recht weist Huber darauf 
hin, dass ein Volk, das nicht 

mehr weiß, wer es ist, einerseits 
zum Spielball der Weltpolitik wird, 
„die zynisch über es hinweggeht, 
andererseits aber […] jeden Selbst-
behauptungswillen [verliert] und 
[…] sich einfach [aufgibt]“. Die 
Deutschen von heute sollten sich 
also bewusst machen, dass ihre 
Historie aus weit mehr besteht als 
aus der Zeit von 1933 bis 1945!

Mario Kandil

Eduard Huber, Vom National-
charakter der Deutschen (=Eck-
artschrift 253), Österreichische 
Landsmannschaft: Wien 2023, 
11,50 EUR.
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Die Referenten und Autoren der SWG 

(Stand 11/2023)

Abramovych, Artur, Germanist, Historiker
Adam, Konrad, Journalist, Politiker
Aden, Prof. Dr. Menno, Wirtschaftsjurist, Autor, Hochschullehrer
Ahrens, Gualterio F., General a. D., Botschafter von Argentinien
Allardt, Dr. Helmut, Botschafter a. D., zuletzt Moskau
Altenburg, General a. D. Wolfgang, Generalinspekteur a.D.
Asserate, Dr. Prinz Asfa-Wossen, Unternehmensberater, Autor und Analyst
Backerra, Oberst a.D. Manfred, Altvorsitzender der SWG
Badenheuer, Konrad, Publizist
Baentsch, Wolfram, Journalist
Bambach, Prof. Dr. Ralf, em. Politikwissenschaftler, Uni Hamburg
Bandulet, Dr. Bruno, Journalist, Verleger und Autor
Baring, Prof. Dr. Arnulf, Freie Universität Berlin
Bavendamm, Dr. Dirk, Historiker
Beck, Hans-Christian, Generalmajor, Kdr Führungsakademie Bw 
Bednarski, Wolfram, Ex-Gründungsmitglied der Grünen Niedersachsen
Behrens, Dr. Bastian, Journalist
Berg, Prof. Dr. Dr. Hermann von, Historiker
Bergmeier, Rolf, Oberst a.D. 
Bertram, Günter, Richter a.D.
Beske, Prof. Dr. Fritz, Arzt
Bismarck, Ferdinand Fürst von
Blank, Dr. Martin, Deutsch-Atlantische Gesellschaft
Boddien, Wilhelm von, Unternehmer
Bödecker, Erhard, Jurist, Bankdirektor, Buchautor, Preußenmuseum Wustrau
Boog, Dr. phil. Horst, Wiss. Direktor am MGFA, Historiker
Börner, Peter, Studiendirektor i.R.
Braun, Sigismund Frhr. von, Botschafter a. D.
Braun, prof. Dr. Johann, Jurist, Uni Passau
Brocke, Prof. Dr. Bernhard vom, Historiker
Bruns, Dr. Jürgen, Europa Carton A.G.
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Buchholtz, Prof. Dr. Rainer, Sportwissenschaftler
Burchhart, Dr. Bruno, Arzt, Autor 
Conrad, Dr. Klaus G.
Deschner, Dr. Günther, Historiker und Publizist
Detlefs, Gerhard, Leinburg, Publizist
Dirsch, Prof. Dr. Felix, Theologe
Diwald, Prof. Dr. Hellmut, Historiker, Universität Erlangen
Döhnert, Peer Lars, Journalist
Domröse, General a. D. Lothar
Dressler, Rolf; Chefredakteur
Ebeling, Monika, Gleichstellungsbeauftragte Goslar a.D.
Ehlers, Andreas, China-Experte
Ehmke, Stephan, Diplom-Pädagoge, Vorsitzender der SWG
Eichler, Prof. Richard W., Kunstgeschichtler
Emmermann, Cord, Pressereferent
Evertz, Alexander, Pfarrer 
Farwick, Dieter, BrigGen a.D., Publizist
Ferber, Ernst, General a. D. 
Fasbender, Dr. Thomas, Industriekaufmann
Filbinger, Dr. Dr. h. c. Hans, ehem. Ministerpräsident Baden-Württemberg
Freund, Prof. Dr. Michael, Historiker
Funke, Prof. Dr. Gerhard, Universität Mainz
Gauland, Dr. Alexander, Mitgründer/Ehrenvorsitzender der AfD
Gersdorff, Mathias von, Publizist
Goebel, Dr. Klaus, Rechtsanwalt
Gottberg, Döring-Ernst von, Vizepräsident der Bundesdruckerei a.D.
Gottberg, Wilhelm von, MdB a.D. (AfD), ehem. Sprecher der Landsmannschaft 

Ostpreußen
Grasemann, Dr. H. J., Oberstaatsanwalt, Dipl.Vw.
Green-Meschke, Sylvia, Publizistin
Greve, Uwe, Politiker und Publizist, Innovationsberater
Grieser, Prof. Dr. Helmut, Historiker
Gröpper, Horst Botschafter a. D., zuletzt Moskau
Groll, Prof. Dr. jur. Klaus Michael, München
Groppe, Pater Lothar SJ
Großmann, Dr. Ing. Jürgen R., Unternehmer
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Groth, Klaus J., Chefredakteur a. D.
Gudera, Gen.Lt. a.D. Gert, Inspekteur des Heeres a.D.
Günzel, BrigGen a.D. Reinhard, ehem. Kdr KSK
Habsburg, Dr. Otto von, MdEP a.D.
Hacker, Prof. Dr. Jens Historiker, Uni Regensburg
Hagena, Dr.iur Hermann, Brig.Gen.a.D.
Hallmann, Henry; Publizist
Hamer, Prof. Dr. Eberhard, Mittelstandsinstitut Niedersachsen
Hamer, Dr. rer. pol. Eike von Valier, Wirtschaftswissenschaftler und Autor
Hammel, Klaus, Oberst a.D., Autor
Hampel, Armin Paul, Journalist, MbB a.D. 
Hankel, Prof. Dr. Wilhelm, Wirtschaftswissenschaftler
Harff, Brigadegeneral a. D. Helmut
Hauptmann, Prof. Jercy
Heckel, Hans, verantwortlicher Redakteur Politik/Wirtschaft Preußische Allge-

meine Zeitung
Heinrich, Prof. Dr. Gerd, Historiker
Hering, Prof. Dr. Thomas, Fern-Universität Hagen
Heusinger, General a.D. Adolf
Heydte, Prof. Dr. Friedrich-August Frhr. v. d.
Heye, Vizeadmiral a. D. Hellmuth, Wehrbeauftragter des Bundestages
Hild, Peter, wiss. Referent
Höbelt, Prof. Dr. Lothar, Universität Wien
Hoffmann, Dr. med. Horst A., Kinderarzt
Hoffmann, Florian Josef, Rechtsanwalt
Hohmann, Martin, MdB
Holznagel, Reiner, Präsident des Bundes der Steuerzahler
Hornung, Prof. Dr. Klaus, Historiker
Hubatschek, Oberst i. G. Gerhard
Hüntelmann, Dr. Rafael, Publizist
Hutmacher, Eugen, Wirtschaftsminister des Saarlandes
Huyn, Hans Graf von, MdB
Jäger, Dr. Richard, MdB, Bundesminister a. D.
Jahn, Dr. Hans-Edgar, Präsident der AG demokratischer Kreise
Jürgensen, Lutz, Berater Osteuropa
Kallina, Bernd, Dipl-Pol., Redakteur Deutschlandfunk a.D.
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Kaminsky, Prof. D. Walter, Universität Hamburg
Karim, Imad, Regisseur, Drehbuchautor, Fernsehjournalist
Kastl, Botschafter a. D. Jörg, zuletzt Missionschef in Moskau
Karst, Brigadegeneral a. D. Heinz
Kimmich, Hans-Jörg, Vors. Richter am Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-

temberg i.R.
Kindermann, Dr. Karl, Publizist
Kirsch, Botho, Journalist
Klein, Kurt, Regierungsdirektor
Kleine-Hartlage, Manfred, Sozialwissenschaftler, Publizist
Komossa, Generalmajor a. D. Gerd-H.
Knabe, Dr. Hubertus, Bundesbeauftragter für die Unterlagen der STASI
Knapstein, Bernhard, Landsmannschaft Ostpreußen
Knütter, Prof. Dr. Hans-Helmut, Universität Bonn
Körner, Dr. Dr. Joachim, Kandidat Hamburger Bürgerschaft
Krall, Dr. Markus, Volkswirt, Unternehmensberater
Krämer, Prof. Dr. Walter, Vorsitzender Verein Deutsche Sprache
Krall, Dr. Markus, Wirtschaftswissenschaftler, Publizist
Kraus, Josef W., Gymnasialdirektor i.R., ehem. Präsident des Dt. Lehrerverbandes
Krause, Alfred, Bundesvorsitzender des DBB
Kriele, Prof. Dr. Martin Universität Köln
Kroll, Dr. Hans, Botschafter a. D., zuletzt Moskau
Kuby, Gabriele, Journalistin und Publizistin
Kubitschek, Götz, Journalist und Publizist
Kühn, Detlef, letzter Präsident des Gesamtdeutschen Instituts Bonn
Kuhlmann, Prof. Dr. Karl-Heinz, Theologe
Kullak-Ublick, Dr. Horst, Botschafter a. D.
Kunert, Prof. Dirk, Historiker, Universität Johannisburg
Kurz, Prof. Dr. H. R., Eidgenössisches Militärdepartement (EMD)
Laer, Prof. Dr. Hermann von
Lechler, Alexander, Jena
Leesen, Hans-Joachim von, Publizist
Lehnert, Dr. Erik, Publizist
Leuschner, Markus, Historiker und Referent beim BdV
Linder, Alexandra Maria, Journalistin und Übersetzerin
Lippmann, Bernd, Historiker
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Luft, Dr. Stefan, Historiker
Magnago, Dr. Silvius, Landeshauptmann von Südtirol
Manousakis, Dr. Gregor, Publizist (Athen)
March, Dr.Ulrich, OSt. Dir. a.D.
Marinovic, Dr. Walter, Gymn.Professor
Marx, Dr. jur. Werner, MdB
Maser, Prof. Dr. Werner, Historiker und Völkerrechtler
Matthée, Prof. Dr. Dr. Ulrich, Politologe Uni Kiel
Mechtersheimer, Dr. Alfred, Sprecher des Friedenskomittees 2000
Meichsner, Dieter, Schriftsteller
Meißner, Prof. Dr. Boris, Universität Köln
Melisch, Richard, Unternehmer, Autor
Marklein, Günther G. A., Direktor Bismarck-Museum Jever
Mende, Dr. jur. Erich, MdB, Bundesminister a. D.
Menges, Dr. Dietrich Wilhelm v., Generaldirektor der Gute-Hoffnungshütte AG
Mennel, Prof. Dr. Rainer, Berlin
Merkatz, Prof. Dr. Hans-Joachim von, Bundesminister a. D.
Miksche, Ferdinand Otto, Militärschriftsteller
Mitterer, Hermann H., Oberst im Österr. Bundesheer
Mohler, Dr. Arnim, Publizist
Motschmann, Prof. Dr. Klaus, Hochschule der Künste Berlin Dr.
Mölzer, Andreas, MdEP a.D., Publizist und Autor
Nawratil, Heinz, Rechtsanwalt
Nitzsche, Henry, MdB
Nitschke, Dr. Wolf, Philologe und Historiker
Nolte, Prof. Dr. Ernst, Historiker
Nord, Dr. med. h. c. F. E., Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft
Nordbruch, Dr. Claus, Literaturwissenschaftler
Nowak, Dr.Ing. Wolfgang, MdL
Oberleitner, Karl, Sozialwissenschaftler und Publizist
Obst, Dipl.-Vw. Werner
Ochsenreiter, Manuel, Chefredakteur
Oetting, Dr. Dirk W., Brig.Gen.a.D.
Olenbostel, Ole, ehem. Logistik-Unternehmer, Finanzsanierer
Ortleb, Prof. Dr. Rainer, Bundesminister a.D. 
Ortlieb, Prof. Dr. Heinz-Dietrich, Universität Hamburg
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Ose, Dr. Dieter, Leitender Wissenschaftlicher Direktor a.D. 
Pahl, Gisa, Rechtsanwältin
Parada, Lucia Gevert, Botschafter von Chile
Pemsel, Dr. Richard, Publizist
Peters, Heiko, Unternehmer
Picaper, Jean-Paul, Straßburg
Pingel, OTL a. D. Konrad, Historiker
Pöschel, Prof. Dr. Günther, Konteradmiral a. D.
Kusch, Dr. Roger, Justizsenator a.D. Hamburg
Poelke, Gisela, Landesfrauenrat Schleswig-Holstein
Post, Dr. Walter, ehem. Universität München
Preusker, Dr. V. E., Bundeswohnungsbauminister
Proske, Rüdiger, Journalist
Radl, Christoph, Geologe, Politiker
Rahr, Alexander, Prof. hon., Unternehmensberater, Publizist
Raich, Ulrike
Ramb, Bernd-Thomas, Prof. Dr., Universität Siegen
Reinhardt, Udo, Ex-Gründungsmitglied der Grünen Niedersachsen
Schultze-Rhonhof, Gerd, GenMaj a.D., Autor
Richthofen, Prof. Dr. Bolko Frhr. von
Riedel, Frank, MA, Historiker
Ritter, Manfred, Jurist
Rix, Dr. Walter T., Literaturwissenschaftler
Robejsek, Dr.habil. Peter, Direktor Haus Rissen
Röhl, Dr. Rainer, Publizist
Röper, Thomas, Unternehmensberater
Roewer, Dr. jur. Helmut, Präsident a.D. Landesamt für Verfassungsschutz
Rohrmoser, Prof. Dr. G., Universität Hohenheim
Rose, Dr. Olaf, Germanist
Sager, Dr. Peter, Direktor des Ostinstituts Bern
Sauerzapf, Dr. Rolf, Kirchenrat und Dekan im BGS a.D.
Sawall, Dr. Edmund, Unternehmer
Schaarschmidt, Dr. Wolfgang, Autor
Schachtschneider, Prof. Dr. jur Karl Albrecht, Staatsrechtler
Schäfer, Dr. Hermann, Bundesminister a. D.
Schäfer, Prof. Dr. Wolf, Bw-Uni Hamburg
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Scheil, Dr. Stefan, Historiker
Scheuch, Prof. Dr. Erwin K., Universität Köln
Schickel, Dr. Alfred, Historiker (ZFI)
Schlee, Prof. Emil, Ministerialrat a.D.
Schlegelberger, Prof. Dr. Franz, Jurist
Schlomann, Dr. jur. Friedr. Wilh., Publizist
Schmidt, Dr. Jürgen W., Historiker
Schneider, Wolf, Journalist
Schoeps, Prof. Dr. Hans-Joachim, Universität Erlangen
Schramm, Prof. Dr. Percy, Kanzler des Ordens „Pour le Mérite“
Schramm, Dr. Wilhelm Ritter von, Schriftsteller
Sosnowski, Alexander, Korrespondent/Autor Deutsche Welle/Datschlandradio 

Kultur für Russland/Ukraine
Schüler, Horst, Journalist
Schüler, Heidrun Christine, Historikerin
Schwinge, Prof. Dr. jur. Erich, Universität Marburg (em.)
Seidler, Prof. Dr. Franz W.,Hochschule der Bundeswehr München
Seiffert, Prof. Dr. jur. Wolfgang, Universität Kiel
Selenz, Prof. Dr.-Ing. Hans-Joachim, Vorstandssprecher Preussag Stahl AG a.D.
Seubert, Prof. Dr. Harald, Philosoph
Sikojev, André, Erzpriester 
Skrjabin, Elena
Schmitz, Prof. Dr. H.G., Germanist
Schrumpf, Ronald F.M., Sozialethiker
Schüßlburner, Josef, Regierungsdirektor a.D., Jurist, Publizist
Schweisfurth, Prof. Dr. jur. Theodor, Emeritus Uni Viadrina
Söllner, Prof. Dr. Fritz, Volkswirt, Technische Universität Ilmenau
Speidel, Prof. Dr. Hubert, Psychotherapeut
Stahl, Alexander von, Generalbundesanwalt a.D.
Steed, Reginald, Chefkommentator des Daily Telegraph
Stein, Dieter, Chefredakteur
Steinbach, Prof. Dr. Udo, Direktor Orientinstitut
Stoffers, Martin, Dipl.-Sozialwirt
Stolz, Rolf, Dipl. Psych., Publizist
Strauß, Günther
Streichan, Peter
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Ströhm, Dr. Carl Gustav, Publizist (Zagreb)
Thesen, Rainer, Rechtsanwalt
Thomas, Harald, OTL a.D., Publizist
Thüne, Dr. Wolfgang, Meteorologe
Tietz, Prof. Dr. Karl-Ewald, Emeritus Uni Greifswald
Toerner, Wolfgang, Diplom-Pädagoge
Toprak, Ali, Kurdische Gemeinschaft in Deutschland e.V. 
Tove, Save di, Botschafter von Togo
Truckenbrodt, Dr. jur. Walter, Botschafter a. D.
Uhle-Wettler, GenLt a. D. Dr. Franz
Uhle-Wettler, Brigadegeneral a. D. Reinhard, Altvorsitzender der SWG
Venegas, Miguel, Export-Manager
Venohr, Dr. Wolfgang, Journalist
Vogt, Prof. Dr. Michael, Historiker
Voslensky, Prof. Michael S., Direktor des Forschungsinst. für sowjet. Gegenwart, 

München
Webendörfer, Lutz, Unternehmensberater
Weber, Dr. h. c. H. G., Oberstadtdirektor a. D., Braunschweig
Weber, Tim, 1. Vors. Mehr Demokratie e.V.
Weggel, Prof. Dr. Oskar, Institut Asienkunde Hamburg
Wellems, Hugo, Chefredakteur
Steed, Reginald, Chefkommentator des Daily Telegraph
Weiner, Dr. Arno, Gen.Staatsanwalt a. D.
Weißmann, Dr. Karlheinz, Publizist
Willeke, Rudolf, Studiendirektor
Willms, Prof. Dr. Bernard, Universität Bochum
Wimmer, Willy, RA, Parlamentarischer Staatssekretär a.D.
Winckler, Dr. Stefan, M.A., Publizist
Wippermann, Dr. Klaus W., Redakteur, Publizist
Wittstock, Manuel, Historiker
Wolmar, Dr. Wolfgang von, Historiker
Wulffen, Dr. Barbara v., München
Zayas, Dr. jur. et. phil. Alfred, Historiker, Völkerrechtler
Zehm, Prof. Dr. Günter, Philosoph und Publizist
Zimmermann, Dr. Ekkehard, Historiker
Zimmermann, Dr. Friedrich MdB, Bundesminister des Innern a. D.
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